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Krankenhäuser gehören mit einer Gesamtmenge von mehr als einer
Million Tonnen Abfall pro Jahr zu den großen Müllproduzenten
Deutschlands, wobei 90 % der Abfälle hausmüllähnlichen
Charakter haben und ungefährlich sind. Die übrigen 10 % verteilen
sich auf ein breites Spektrum verschiedenster Abfälle, von denen
zum Teil Gefahren für das Krankenhauspersonal ausgehen. Neben
infektiösen Abfällen und gefährlichen Chemikalien können auch
spitze und scharfe Einweginstrumente oder radioaktive Abfälle aus
der Nuklearmedizin besondere Arbeitsschutzmaßnahmen erfordern. Um einen sicheren Umgang mit diesen Abfällen innerhalb des
Krankenhauses zu gewährleisten, müssen die Sammlung an den Anfallstellen, der hausinterne Transport und die Bereitstellung
für den Entsorger sicher und gesundheitsgerecht gestaltet werden. Neben Arbeitsschutzaspekten spielt auch der Umweltschutz
bei der Abfallentsorgung eine wichtige Rolle, da Chemikalien, aber auch Arzneimittel nachweisbar Wasser und Böden belasten.
Zum Schutz von Mensch und Umwelt vor schädlichen Abfällen gibt es daher neben den Regelungen des Arbeitsschutzes, des
Infektionsschutzes, des Chemikalien- und Gefahrgutrechts zahlreiche abfallrechtliche Vorgaben, die bei der sachgerechten
Entsorgung berücksichtigt werden müssen.

Vor diesem Hintergrund sollen hier die Anforderungen des Arbeitsschutzes und des Abfallrechts für die Verantwortlichen und die
am Umgang mit Krankenhausabfällen beteiligten Akteure im Überblick dargestellt werden. Die Inhalte der folgenden Unterkapitel
wurden zum großen Teil der BGW-Schrift „Abfallentsorgung“ (EP-AE-06/2012) entnommen.

Geltungsbereich und Aufbau des Abfallrechts

Der Geltungsbereich des Abfallrechts reicht vom Einsammeln über das Verpacken, Bereitstellen, Lagern, Transportieren und
Behandeln bis zur Verwertung bzw. Beseitigung der Abfälle in einer Entsorgungsanlage. 
Nach den allgemeinen Grundsätzen des deutschen Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24. Februar 2012 sind alle Betriebe –
also auch die Einrichtungen des Gesundheitsdienstes – verpflichtet, die folgende Abfallhierarchie zu berücksichtigen:

Abfälle sind in erster Linie zu vermeiden, insbesondere durch Verminderung ihrer Menge oder Schädlichkeit.
Abfallvermeidung kann z. B. durch den Einsatz abfallarmer Produkte, die Wiederverwendung von Produkten oder durch die
Verwendung von Produkten mit langer Lebensdauer erreicht werden.
In zweiter Linie sind Abfälle stofflich oder energetisch zu verwerten, soweit dies technisch möglich, hygienisch vertretbar und
wirtschaftlich zumutbar ist. Hierbei ist dem höherwertigen Verwertungsverfahren der Vorzug zu geben. So ist die stoffliche
Verwertung (Recycling) der energetischen Verwertung vorzuziehen.
Abfälle, die nicht verwertbar sind, müssen einem geeigneten und genehmigten Beseitigungsverfahren zugeführt werden.
Beseitigungsanlagen sind in der Regel Deponien oder Verbrennungsanlagen. Die Verbrennung gefährlicher Abfälle erfolgt in
sogenannten Sondermüllverbrennungsanlagen.

Soweit die spätere Verwertung eines Abfalls dies erfordert, sind Abfälle ab dem Ort der Entstehung getrennt zu halten.
Krankenhäuser sind also verpflichtet, Wertstoffe getrennt zu sammeln.

Dem KrWG nachgeordnete Landesabfallgesetze dienen dazu, eventuell im Bundesrecht vorhandene Lücken auf Landesebene
auszufüllen. Das kommunale Satzungsrecht ist wiederum dem Landesrecht nachrangig. So regeln die Kommunen in ihren
Abfallsatzungen beispielsweise, zu welcher Entsorgungsanlage ein bestimmter Abfall gebracht werden muss (Anschluss- und
Benutzungszwang bzw. Andienungspflicht), wie bestimmte Abfälle getrennt zu halten sind und welche Behältnisse für das
Einsammeln der Abfälle zu verwenden sind. Die Andienungspflicht gilt nur für Abfälle zur Beseitigung, nicht aber für Abfälle zur
Verwertung.

Zeitgleich mit dem ehemaligen KrW-/AbfG, das ab Mitte 2012 durch das KrWG abgelöst wurde, trat 1996 das Untergesetzliche
Regelwerk in Kraft. Es wurde mittlerweile fortgeschrieben und besteht aus zahlreichen Rechtsverordnungen und Richtlinien.

Untergesetzliches Regelwerk zum KrWG:

Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (AVV)

Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (NachwV)

Abfallbeauftragtenverordnung (AbfBeauftrV)

Verordnung zur Beförderungserlaubnis (BefErLV)

Verordnung über Entsorgungsfachbetriebe (EfbV)

Richtlinie für die Tätigkeit und Anerkennung von Entsorgergemeinschaften (EgR)

LAGA-Richtlinie 18: Vollzugshilfe zur Entsorgung von Abfällen aus Einrichtungen des Gesundheitsdienstes
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Für gesundheitsdienstliche Einrichtungen sind neben dem KrWG vor allem die Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis
(s. Unterpunkt: „Klassifizierung und Bezeichnung von Abfällen“) und die Verordnung über die Nachweisführung bei der
Entsorgung von Abfällen von Belang. Einen wertvollen Überblick über die sichere und rechtskonforme Entsorgung von
Krankenhausabfällen bietet die Richtlinie M18 der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA).

Verstöße gegen geltendes Abfallrecht sind kein Kavaliersdelikt. Zur Verdeutlichung wird an dieser Stelle auf den § 326 des
Strafgesetzbuches (StGB) verwiesen:

§ 326 StGB Unerlaubter Umgang mit Abfällen 
(1) Wer unbefugt Abfälle, die

1. Gifte oder Erreger von auf Menschen oder Tiere übertragbaren gemeingefährlichen Krankheiten enthalten oder hervorbringen
können,

2. für den Menschen krebserzeugend, fortpflanzungsgefährdend oder erbgutverändernd sind,
3. explosionsgefährlich, selbstentzündlich oder nicht nur geringfügig radioaktiv sind oder
4. nach Art, Beschaffenheit oder Menge geeignet sind 

a) nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder den Boden zu verunreinigen oder sonst nachteilig zu verändern oder 
b) einen Bestand von Tieren oder Pflanzen zu gefährden,

außerhalb einer dafür zugelassenen Anlage oder unter wesentlicher Abweichung von einem vorgeschriebenen oder zugelassenen
Verfahren sammelt, befördert, behandelt, verwertet, lagert, ablagert, ablässt, beseitigt, handelt, makelt oder sonst bewirtschaftet,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

Nachweis- und Registerpflicht

Das Abfallrecht unterscheidet nicht nur zwischen Abfällen zur Verwertung und Abfällen zur Beseitigung, sondern auch zwischen
gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen. Zur Sicherstellung einer für Mensch und Umwelt schadlosen Entsorgung von
gefährlichen Abfällen ist der Unternehmer als Abfallerzeuger gegenüber der „Unteren Abfallwirtschaftsbehörde (Kommune)“
nachweispflichtig. Die Art und der Umfang des Nachweises sind in der Nachweisverordnung, einer Ausführungsbestimmung zum
Kreislaufwirtschaftsgesetz, geregelt.

Der Nachweis erfolgt über folgende Dokumente, die in einem Register verwaltet werden müssen:

Entsorgungsnachweise

Ein Entsorgungsnachweis belegt die Zulässigkeit des gewählten Entsorgungsweges und gibt Auskunft über das Beseitigungs-
bzw. Verwertungsverfahren. Er dient der Vorabkontrolle und muss bereits im Vorfeld einer geplanten Entsorgung vorliegen. Bei
sogenannten Einzelentsorgungsnachweisen beantragt der Abfallerzeuger bei der für die Entsorgungsanlage zuständigen
Behörde (untere Abfallwirtschaftsbehörde der Kommune) für eine bestimmte Abfallart einen Entsorgungsnachweis.
Entsorgungsnachweise haben eine zeitliche Befristung und gelten längstens fünf Jahre.

In Krankenhäusern ist die Beantragung von Einzelentsorgungsnachweisen eher eine Ausnahme, da die meisten Abfälle über
sogenannte Sammelentsorgungsnachweise entsorgt werden.

Wenn die anfallende Abfallmenge am jeweiligen Standort des Abfallerzeugers 20 Tonnen je Abfallschlüssel und Kalenderjahr
nicht übersteigt, kann die Rechtmäßigkeit der Entsorgung auch über einen Sammelentsorgungsnachweis belegt werden. Dies
bedeutet eine Vereinfachung des Nachweisverfahrens, da der erforderliche Nachweis durch den Einsammler der Abfälle
geführt wird, der an die Stelle der einzelnen Abfallerzeuger tritt. Entsorgungsfachbetriebe bzw. Abfall-Einsammler stellen dem
Abfallerzeuger vor der geplanten Entsorgung eine Kopie des Sammelentsorgungsnachweises zur Verfügung und bestätigen so
die Rechtmäßigkeit des Entsorgungsweges. Der Sammelentsorgungsnachweis bezieht sich nicht auf eine einzelne Abfall-
Anfallstelle, sondern auf ein größeres Sammelgebiet.

Begleitscheine und Übernahmescheine 
Begleit- und Übernahmescheine dienen der Verbleibkontrolle der Abfälle. Auf ihnen werden bei der Abholung der Abfälle
Abfallerzeuger, Beförderer oder Entsorger, Datum der Abholung, Abfallart und Abfallmenge dokumentiert. Zusätzlich wird hier
Bezug zum Entsorgungsnachweis genommen, da hier auch die Nummer des genehmigten Entsorgungsnachweises
eingetragen wird. Der Beförderer bzw. Einsammler bestätigt die Übernahme des Abfalls und der Erzeuger die Abgabe des
Abfalls durch Unterschrift. Bei der Entsorgung über einen Einzelentsorgungsnachweis erfolgt die Verbleibkontrolle über
Begleitscheine, bei der Nutzung eines Sammelentsorgungsnachweises über Übernahmescheine. Beide Scheine enthalten im
Wesentlichen die gleichen Angaben.
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Befreiung von der Nachweispflicht

a) Rücknahme von Abfällen 
Hersteller und Vertreiber, die gefährliche Abfälle aufgrund ihrer Produktverantwortung zurücknehmen (z. B. elektronische
Geräte, Leuchtstoffröhren, Batterien, Altöl, gebrauchte halogenierte Lösungsmittel, Verpackungsabfälle etc.), sind i. d. R. von
den Nachweispflichten befreit. Dies gilt auch für die Abfallerzeuger (z. B. Krankenhäuser) dieser Abfälle.

b) Sonderfall: Kleinmengen 
Nach § 2, Abs. 2 NachwV sind Abfallerzeuger, bei denen insgesamt nicht mehr als zwei Tonnen gefährlicher Abfälle
(Kleinmengen) jährlich anfallen, von der Nachweispflicht ausgenommen. Die Pflicht zur Führung der Übernahmescheine nach
§ 12 NachwV bleibt jedoch unberührt.

Krankenhäuser überschreiten diese Mengengrenze. In kleinen Einrichtungen des Gesundheitswesendienstes und der
Wohlfahrtspflege kann diese Sonderregelung durchaus greifen.

Registerpflicht 
Die Registerpflichten sind auf der Grundlage des § 49 KrWG in den §§ 23 bis 25 der NachwV geregelt. Danach haben Erzeuger,
Besitzer, Beförderer, Einsammler und Entsorger für gefährliche Abfälle stets ein Register zu führen. Dies gilt auch dann, wenn sie
wie für die oben genannten Abfälle (freiwillige Rücknahme) von der Nachweispflicht befreit sind. 
Für nicht gefährliche Abfälle haben grundsätzlich nur die Entsorger Register zu führen. Die Aufbewahrungsfrist beträgt drei Jahre. 
Das Register beinhaltet Entsorgungsnachweise sowie Begleit- und Übernahmescheine.

Elektronische Führung von Registern und Nachweisen

Seit dem 1.4.2010 fordert die Nachweisverordnung grundsätzlich eine elektronische Führung von Registern und Nachweisen für
nachweispflichtige (insbesondere gefährliche) Abfälle.

Im Rahmen des Sammelentsorgungsnachweisverfahrens sind Abfallerzeuger wie z. B. Krankenhäuser von der Pflicht zur
elektronischen Führung von Registern und Nachweisen befreit, da sie nur noch den Übernahmeschein zu führen haben (§ 12
NachwV). Insofern haben Krankenhäuser lediglich den weißen Papierbeleg des Übernahmescheins in ihrem Register
(Aktenordner) nach Abfallarten getrennt und in zeitlicher Reihenfolge geordnet abzuheften.

Im Gegensatz hierzu ist der Einsammler zum elektronischen Verfahren verpflichtet. Daher hat er die Übernahmescheine
nachträglich in sein elektronisches Register einzustellen.

Abfallbilanzen und Abfallwirtschaftskonzepte 
Die Pflicht zur Erstellung von Abfallbilanzen und Abfallwirtschaftskonzepten gilt nicht mehr für Krankenhäuser und beschränkt sich
heute lediglich auf die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger.
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Bestellung eines Abfallbeauftragten

Nach § 2 der Abfallbeauftragtenverordnung (AbfBeauftrV) vom 1. Juni 2017 müssen Krankenhäuser und Kliniken, soweit pro
Kalenderjahr mehr als zwei Tonnen gefährliche Abfälle anfallen, einen Betriebsbeauftragten für Abfall bestellen. 
Die zentrale Aufgabe des Abfallbeauftragten besteht darin, die Geschäftsführung und die Betriebsangehörigen in allen
entsorgungsrelevanten Angelegenheiten zu beraten.

Er ist u. a. berechtigt und verpflichtet:

den Weg der Abfälle von ihrer Entstehung im Krankenhaus bis zu ihrer Verwertung oder Beseitigung zu überwachen,
auf die Einhaltung der abfallrelevanten Vorschriften und Regelungen zu achten,
die Betriebsangehörigen zu den von den Abfällen ausgehenden Gefahren zu beraten und
einen jährlichen Bericht über die getroffenen und beabsichtigten abfallbezogenen Maßnahmen anzufertigen.

Die Stelle des Abfallbeauftragten kann in einem Liniensystem eingeordnet oder als Stabsstelle direkt dem Verwaltungsleiter
zugeordnet sein. Bei der Ausübung seiner Tätigkeit sollte der Abfallbeauftragte das Gespräch mit den Arbeitsschutzfachleuten im
Betrieb (z. B. Fachkraft für Arbeitssicherheit, Hygienefachkraft, Betriebsärztin oder Betriebsarzt), dem betroffenen Personal (z. B.
Hol- und Bringedienst, Reinigungskräfte, Pflegekräfte, Ärztinnen und Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker), dem Einkauf und dem
Personalrat suchen. Lösungsvorschläge sollte er gemeinsam mit dem genannten Personenkreis diskutieren und der
Geschäftsführung vorstellen. Insofern muss der Abfallbeauftragte nicht nur fachlich kompetent sein, sondern gleichzeitig auch
kommunikativ und motivierend wirken.

Neben der sozialen Kompetenz und dem Engagement spielen die zeitlichen Ressourcen des Abfallbeauftragten eine wichtige
Rolle. Insbesondere in kleinen – teilweise aber auch in mittelgroßen – Häusern ist der Abfallbeauftragte nicht nur mit den reinen
Abfallaufgaben, sondern auch mit weiteren Tätigkeiten betraut. Die Funktionen sind in den einzelnen Häusern verschieden und
reichen von der Betriebstechnik, der Arbeitssicherheit, der Hygiene und dem Einkauf bis zur Wirtschaftsleitung. Die Übernahme
der anderen Aufgaben und Funktionen kann für die Tätigkeit als Abfallbeauftragter nützlich sein; jedoch sind die Kapazitäten
dadurch naturgemäß begrenzt und der Abfallbeauftragte benötigt eine stärkere Unterstützung durch die Kollegen.

Grundsätzlich muss der Arbeitgeber gewährleisten, dass ausreichend Zeit für die Erledigung der Aufgaben zur Verfügung steht. Die
Unterstützung durch die Leitungsebene und die richtige Einbindung des Abfallbeauftragten in die Organisationsstruktur des
Krankenhauses sind eine wichtige Grundlage für eine erfolgreiche Arbeit.  

Der Betriebsbeauftragte für Abfall muss schriftlich bestellt werden. Ein Muster für die Bestellung eines Betriebsbeauftragten für
Abfall befindet sich hier (Seite 58 der BGW-Schrift: Abfallentsorgung – Informationen zur sicheren Entsorgung von Abfällen im
Gesundheitsdienst (EP-AE – 06/2012).
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Klassifizierung und Bezeichnung von Abfällen

Die genaue Kenntnis über jeden einzelnen anfallenden Abfall ist eine wichtige Voraussetzung für die Auswahl des richtigen
Entsorgungsweges. In gesundheitsdienstlichen Einrichtungen findet man häufig noch die Unterteilung der Abfälle in die
ehemaligen Abfallkategorien A bis E, die auf ein Merkblatt der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) zurückgeht. Das Merkblatt
wurde im Jahre 2002 durch die heutige LAGA-Richtlinie bzw. Mitteilung 18 abgelöst, welche die Abfälle durch eine wesentlich
genauere und individuellere Bezeichnung (Abfallschlüssel) entsprechend der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) charakterisiert.

Die Gliederung des Abfallverzeichnisses unterscheidet nach spezifischen Branchen bzw. Wirtschafts-und Industriezweigen sowie
sonstigen Herkunftsbereichen. Mehr als 800 Abfälle wurden mit einer europaweit einheitlichen 6-stelligen Abfallschlüsselnummer
(AS) versehen. Das Verzeichnis gilt für alle Abfälle, ungeachtet dessen, ob sie zur Beseitigung oder zur Verwertung bestimmt sind.
Von den etwa 20 bis 40 Abfallarten aus gesundheitsdienstlichen Einrichtungen werden die 16 wesentlichen Abfälle in Kapitel 18
„Abfälle aus der humanmedizinischen oder tierärztlichen Versorgung und Forschung“ des Europäischen Abfallverzeichnisses
aufgeführt:

Abfälle aus der Geburtshilfe, Diagnose, Behandlung oder Vorbeugung von Krankheiten beim Menschen

AS Bezeichnung Ehemalige
Kategorie

18 01 01 Spitze oder scharfe Gegenstände (außer 18 01 03*) B

18 01 02 Körperteile und Organe, einschließlich Blutbeutel und Blutkonserven (außer 18 01 03*) E

18 01 03* Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht besondere
Anforderungen gestellt werden C

18 01 04
Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht keine
besonderen Anforderungen gestellt werden (z. B. Wund- und Gipsverbände, Wäsche,
Einwegkleidung, Windeln)

B

18 01 06* Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten D

18 01 07 Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 06* fallen D

18 01 08* Zytotoxische und zytostatische Arzneimittel D

18 01 09 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 08* fallen D

18 01 10* Amalgamabfälle aus der Zahnmedizin D

* Bei diesen Abfällen handelt es sich um Abfälle, die aufgrund ihrer Eigenschaften als gefährlich anzusehen sind. Nach EU-
Recht und damit auch nach deutschem Recht werden Abfälle allgemein in „ gefährlich“ und „ nicht gefährlich“ differenziert.
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Weitere Beispiele für Abfälle, die als ungefährlich gelten

AS Bezeichnung Ehemalige
Kategorie

15 01 01 Papier und Pappe (Verpackungen) A

15 01 02 Kunststoff (Verpackungen) A

15 01 03 Holz (Verpackung) A

15 01 04 Metall (Verpackung) A

15 01 05 Verbundverpackungen A

15 01 06 Gemischte Verpackungen A

15 01 07 Verpackungen aus Glas A

20 01 02 Glas A

20 01 08 Küchen und Kantinenabfälle A

Die Verkaufsverpackungen werden deutschlandweit durch neun Entsorgungsunternehmen (u. a. DSD GmbH, Vfw AG) aus
Krankenhäusern und anderen gesundheitsdienstlichen Einrichtungen entsorgt.

Tipp: Um die Entsorgungskosten speziell für Verpackungen möglichst niedrig zu halten, sollte bereits beim Einkauf darauf
geachtet werden, dass vorrangig Produkte in Verpackungen beschafft werden, die beispielsweise von der DSD GmbH oder
der Vfw AG erfasst werden. Wichtig ist, dass die später zu entsorgenden Verpackungen vollständig getrennt von anderen
Abfällen gesammelt werden.
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LAGA-Mitteilung M31A „Umsetzung des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes –Anforderungen an die Entsorgung von Elektro-
und Elektronikaltgeräten“
LAGA-Mitteilung M34 „Vollzugshinweise zur Gewerbeabfallverordnung“
Abfallentsorgung – Informationen zur sicheren Entsorgung von Abfällen im Gesundheitsdienst, EP-AE
Zytostatika im Gesundheitsdienst, M620
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Der sichere und rechtskonforme Umgang mit Krankenhausabfällen in der betrieblichen Praxis

Einen guten Überblick über die sichere und ordnungsgemäße Abfallentsorgung im Krankenhaus bietet die LAGA-Mitteilung M18
„Vollzugshilfe zur Entsorgung von Abfällen aus Einrichtungen des Gesundheitsdienstes“. Mit dieser Mitteilung bietet die
Länderarbeitsgemeinschaft Abfall eine wertvolle Arbeitshilfe, welche sowohl die Aspekte des Arbeitsschutzes als auch die
abfallrechtlichen Pflichten berücksichtigt. Konkrete Arbeitsschutzanforderungen an die Entsorgung infektiöser Abfälle
(insbesondere „sharps“ = spitze und scharfe Gegenstände) sowie wertvolle Praxishilfen finden sich in der TRBA 250. Zur
Entsorgung von Chemikalien und Arzneimitteln finden sich Regelungen in den Technischen Regeln für Gefahrstoffe (z. B. TRGS 520
und 525). Für die Übergabe der Abfälle an den Transporteur bzw. Entsorger müssen die gefahrgutrechtlichen Anforderungen
nationaler und internationaler Vereinbarungen wie z. B. der Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und Binnenschifffahrt
(GGVSEB) und des ADR/RID berücksichtigt werden.

In diesem Unterkapitel werden die Anforderungen an den Umgang mit den einzelnen Abfallarten eines Krankenhauses
zusammenfassend dargestellt. Die Beschreibung der Sammlung und Entsorgung einzelner Abfälle berücksichtigt auch die gängige
Entsorgungspraxis vieler Krankenhäuser im Sinne einer „good practice“.

AS 180101 - Spitze oder scharfe Gegenstände (außer 180103*)

Spitze und scharfe Gegenstände werden auch als „sharps“ bezeichnet. Hierzu zählen medizinische Instrumente, die bevorzugt im
OP und in den Behandlungsräumen der Ambulanzen, aber auch im Rahmen von Blutabnahmen, Injektionen und der
Wundversorgung im Patientenzimmer anfallen.

Beispiele für „sharps“ sind Skalpelle, Nähnadeln, Stechhilfen, Kanülen von Spritzen und Infusionssystemen, aber auch
Gegenstände mit ähnlichem Risiko für Schnitt- und Stichverletzungen wie z. B. geöffnete scharfkantige Glasampullen.

Zur Sammlung der „sharps“ macht die TRBA 250 im Unterpunkt 4.2.5 (6) konkrete Vorgaben:

„Gebrauchte spitze und scharfe medizinische Instrumente einschließlich derer mit Sicherheitsmechanismus sind unmittelbar
nach Gebrauch durch den Anwender in Abfallbehältnissen zu sammeln. Die Abfallbehältnisse müssen den Abfall sicher
umschließen. Dabei sind die Behälter so nah wie möglich am Verwendungsort der spitzen, scharfen oder zerbrechlichen
medizinischen Instrumente aufzustellen. Sie dürfen nicht umgefüllt werden.

Die Abfallbehältnisse müssen folgende Eigenschaften aufweisen:

Sie sind fest verschließbare Einwegbehältnisse.
Sie geben den Inhalt, z. B. bei Druck, Stoß, Fall, nicht frei.
Sie sind durchdringfest.
Ihre Beschaffenheit wird durch Feuchtigkeit nicht beeinträchtigt.
Behältergröße und Einfüllöffnung sind abgestimmt auf das zu entsorgende Gut.
Sie öffnen sich beim Abstreifen von Kanülen nicht.
Sie sind eindeutig und verwechslungssicher als Abfallbehältnisse zu erkennen (Farbe, Form, Beschriftung).
Die Abfallbehältnisse sind auf die Entsorgungskonzeption und auf die verwendeten Spritzensysteme (Abstreifvorrichtung für
verschiedene Kanülenanschlüsse) abgestimmt.
Ihre maximale Füllmenge ist angegeben, ihr Füllgrad ist erkennbar.

Gefüllte Abfallbehältnisse sind sicher zu entsorgen.“

Hinweis: Die DIN EN ISO 23907 beschreibt die Prüfanforderungen, die solche Abfallbehältnisse zu erfüllen haben.
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Bei der Sammlung von „sharps“ müssen die Abwurfbehälter unmittelbar bei Erreichen des maximalen Füllstandes entsorgt
werden. Da die Markierung des maximal zulässigen Füllstandes vieler Abwurfbehälter nicht sehr deutlich ist, kann es hilfreich
sein, diese Markierung mit einem wasserfesten Stift nachzuzeichnen.

Grundsätzlich sollte eine Füllstandskontrolle durchgeführt werden, bevor Abwurfbehälter mitgeführt oder verwendet werden.
Behälter müssen rechtzeitig gewechselt werden und nicht erst, wenn sie randvoll sind oder überquellen! Volle Behälter müssen
dicht verschlossen in die Entsorgung gegeben werden (auf das Einrasten des Deckels achten).

Eine gemeinsame Entsorgung mit dem Restabfall (AS 18 01 04) des Krankenhauses ist möglich. Problematisch kann die
Entsorgung über Presscontainer sein, da die Sammelbehälter für „sharps“ bei einer hohen Verdichtung des Abfalls ihren Inhalt
freigeben können und so Techniker gefährden, die Wartungs- und Reparaturarbeiten am Presscontainer durchführen. Eine
Alternative kann darin bestehen, die Behälter nach dem letzten Pressvorgang unmittelbar vor der Abholung des Containers
einzufüllen oder einen separaten Transport zur Verbrennungsanlage zu beauftragen.

Bitte beachten Sie! Bei der Verwendung restentleerter Desinfektionsmittelkanister als Sammelbehälter geht häufig der
Schraubverschluss verloren, sodass die Behälter nur provisorisch verschlossen in die Entsorgung gehen. Des Weiteren ist
die Materialstärke der Kanister oftmals zu gering, um eine zuverlässige Durchdringfestigkeit zu gewährleiten. Daher ist von
dieser Vorgehensweise abzuraten.
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AS 180102 - Körperteile und Organe, einschl. Blutbeuteln u. Blutkonserven (außer 180103*)

Zu dieser Abfallfraktion zählen Körper- und Organteile aus dem OP-Bereich, Plazenten aus der Geburtshilfe, Asservate aus der
Pathologie, Blutproben aus dem Zentrallabor sowie abgelaufene Blutkonserven aus der Blutbank. Diese Abfälle sind aus
ethischen Gründen unmittelbar am Anfallort getrennt zu sammeln und in geeigneten, sicher verschlossenen Behältnissen der
Entsorgung in einer Sondermüllverbrennungsanlage zuzuführen.

Einzelne mit Blut oder flüssigen Blutprodukten gefüllte Behältnisse können unter Beachtung von hygienischen Gesichtspunkten
(in dafür vorgesehene Ausgüsse) entleert werden. Hierzu gehören die Mehrweg-Absaugsysteme, die früher im OP eingesetzt
wurden. Heute werden fast ausschließlich Einweg-Absaugsysteme eingesetzt, in denen die Flüssigkeiten geliert und als Restabfall
(AS 18 01 04) entsorgt werden. Plazenten aus der Geburtshilfe werden häufig gegen eine Aufwandsentschädigung an die
Pharmaindustrie abgegeben.

Die Bereitstellung der Körperteile und Organabfälle hat so zu erfolgen, dass eine Gasbildung vermieden wird (z. B.
Lagerungstemperatur unter +15 °C bei einer Lagerdauer von längstens einer Woche). Bei einer Lagerungstemperatur unter +8 °C
kann die Lagerdauer in Abstimmung mit der Klinikhygiene verlängert werden. Tiefgefrorene Abfälle können bis zu sechs Monate
gelagert werden. Nicht zu den Körperteilen in diesem Sinne zählen extrahierte Zähne.

Für die Sammlung von Körperteilen und Organen verwenden viele Krankenhäuser dicht schließende Kunststoffbehälter mit einem
Volumen von 50 oder 60 Liter. Die Abfallbehälter müssen nicht zwingend baumustergeprüft sein.

Auch wenn Körperteile und Organabfälle nicht zu den gefährlichen Abfällen gehören, die mit einer gefahrgutrechtlichen
Kennzeichnung versehen werden müssen, soll die Bezettelung der Behälter durch einen Aufkleber mindestens folgende
Informationen enthalten.

Beispielhaft:
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AS 18 01 03* Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sichtbesondere Anforderungen gestellt
werden

Hierzu zählen „infektiöse Abfälle“, die mit relevanten erregerhaltigen Ausscheidungen oder Körperflüssigkeiten meldepflichtiger
Krankheitserreger behaftet sind. Eine Liste der Erkrankungen, bei denen diese Abfälle anfallen können (z. B. akute
Virushepatitiden, akute Tuberkulose, Masern, Mumps, Röteln, Windpocken etc.), finden Sie in §§ 6 und 7 des
Infektionsschutzgesetzes oder auf der Seite 7 der LAGA-Mitteilung M18.

Alle Abfälle, die bei der Diagnose, Behandlung und Pflege von Patientinnen und Patienten mit infektionsrelevanten Mengen
erregerhaltigen Blutes/Serum, Exkret oder Sekret kontaminiert werden, müssen unmittelbar am Ort ihres Anfallens in
bauartgeprüften, reißfesten, feuchtigkeitsbeständigen und dichten Behältnissen gesammelt werden. Krankenhäuser verwenden
i. d. R. bauartgeprüfte Kunststoffbehälter mit Deckeldichtung und einem Volumen von 30, 50 oder 60 Litern.

Diese „infektiösen Abfälle“ müssen ohne nachträgliches Umfüllen oder Sortieren zur zentralen Sammelstelle des Krankenhauses
befördert werden.

Typische Anfallstellen sind Patientenzimmer bzw. Isoliereinheiten auf Stationen, Operationsräume und pathologische Institute,
die z. B. bei der Durchführung von Schnellschnitten auch mit Gewebe arbeiten, das nicht durch Formaldehyd fixiert wurde. Auch im
Bereich der Labormedizin und der Mikrobiologie fallen „infektiöse Abfälle“ in Form von nicht inaktivierten/desinfizierten Kulturen
oder Patientenproben an.

Zur Infektionsprävention bei der Sammlung „infektiöser Abfälle“ sollten folgende Schutzmaßnahmen in den Hygieneplan
aufgenommen werden:

Beim endgültigen Verschließen der Behälter ist darauf achten, dass alle Verschlüsse des Deckels eingerastet sind!

Wenn äußerliche Kontaminationen des Abfallbehälters nicht verhindert werden können, sollte die Behälter-Außenseite vor der
Abholung durch den Transportdienst desinfizierend gereinigt werden!

Gefährliche Abfälle tragen ein Sternchen hinter der Abfallschlüsselnummer. Da „infektiöse Abfälle“ zu den gefährlichen Abfällen
zählen, müssen die Behälter mit einer gefahrgutrechtlichen Kennzeichnung versehen werden. Hierzu gehören das Symbol
„biohazard“ und die UN-Nummer für „infektiöse Abfälle“:

Beispielhaft:

„Infektiöse Abfälle“ sind der Entsorgung in einer Sondermüllverbrennungsanlage zuzuführen.

Für die Sammlung von Abfällen bei Patientinnen und Patienten mit MRSA-Besiedelung kann die Doppelsackmethode angewandt
werden. Hierbei werden die Abfälle in zwei übereinandergezogenen Abfallsäcken als Restabfall entsorgt. Die Abfallsammlung
erfolgt im Patientenzimmer mit einem Abfallsammler, der über eine leicht bedienbare Tretfunktion geöffnet werden kann, damit
der Abfallsack nicht von außen kontaminiert wird. Abfallsammler, die nur für die Dauer einer Isolierungsmaßnahme genutzt
werden, sind anschließend durch eine gründliche Wischdesinfektion hygienisch aufzubereiten.
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AS 18 01 04 Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht keine besonderen Anforderungen gestellt
werden

Der Hauptanteil der als nicht gefährlich eingestuften Krankenhausabfälle wird unter dieser Abfallschlüsselnummer entsorgt und
enthält als typische Bestandteile z. B. Wund- und Gipsverbände, Wäsche, Einwegkleidung, Windeln, Kompressen, Tupfer, Pflaster,
Infusionssysteme, Hygienepapiere etc., sofern diese nicht infektiös sind und der Schlüsselnummer AS 18 01 03* zugeordnet
werden müssen. Man nennt diesen Abfall auch „krankenhausspezifischen Abfall“. Die Sammlung erfolgt in Kunststoffsäcken, die
in Sammelbehältern oder Sackhaltern bereitgestellt werden, um den trockenen Restmüll aufzunehmen. Der Einkauf sollte bei der
Beschaffung der Abfallsäcke unbedingt auf eine ausreichende Qualität und Materialstärke achten, da qualitativ minderwertige
Säcke zum Ärger des Pflegedienstes häufig reißen. LDPE-Abfallsäcke („low density-Polyethylen“) mit einer hohen Materialstärke (>
80 µ) bieten eine gute Reißfestigkeit und sind trotzdem noch etwas dehnbar. Dadurch lassen sie sich gut bei Sammelsystemen
wie Clappys und Wäschesammlern verwenden, wo es manchmal notwendig ist, den Abfallsack etwas zu spannen. Abfallsäcke aus
HDPE („high density-Polyethylen“) sind zwar auch reißfest, aber wesentlich dünner und wenig dehnbar.

Sammler sollten aus hygienischen Gründen über eine Tretfunktion geöffnet werden können.

Das Auswechseln der Säcke und die Bereitstellung erfolgen i. d. R. durch den Pflege-, Funktions- oder Reinigungsdienst. Beim
Transport der Abfallsäcke ist das Werfen und Stauchen sowie das Über-den-Boden-Schleifen der Säcke zu vermeiden, damit diese
nicht beschädigt werden und im schlimmsten Fall aufreißen. Aus dem gleichen Grund sollten die Säcke am Bereitstellungsort
nicht übereinandergestapelt werden. Der hausinterne Transport vom Bereitstellungsraum zum Presscontainer auf dem Betriebs-
oder Wirtschaftshof erfolgt durch den Hol- und Bringdienst. Das Einwerfen in den Presscontainer ist körperlich sehr belastend und
stellt ein Erkrankungsrisiko für das Muskel-Skelettsystem dar. Durch eine elektrische Hub-Kippvorrichtung am Presscontainer
kann die Belastung deutlich reduziert werden.

Dieser Abfall eignet sich nicht zur stofflichen Verwertung und wird daher gemeinsam mit dem Hausmüll (gemischte
Siedlungsabfälle, AS 20 03 01) in der Müllverbrennungsanlage entsorgt.
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AS 18 01 04 Abfälle, an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht keine besonderen Anforderungen gestellt
werden, mit einem besonders hohen Feuchtigkeitsanteil (feuchte B-Abfälle)

Manche Krankenhausabfälle können zwar dem Abfallschlüssel AS 18 01 04 zugeordnet werden, lassen sich aber aufgrund des
hohen Flüssigkeitsanteils und der damit verbundenen Gefahr des Auslaufens nicht in Kunststoffsäcken sammeln.

Hierzu gehören z. B.:

Behälter vom Cell-Safer (Autotransfusionssystem), Einweg-Absaugsysteme, deren Flüssigkeit nicht geliert ist, oder stark
durchfeuchtete Bauchtücher aus dem OP-Bereich
Urin- und Drainagebeutel mit hohen Feuchtigkeitsresten oder volle Redonflaschen
stark blut- oder sekretgetränkte Wundverbände oder stark blutige Einmalartikel

Die Sammlung und Entsorgung dieser Abfälle erfolgt in dicht schließenden Kunststoffbehältern. Viele Krankenhäuser verwenden
nicht bauartgeprüfte Behälter mit einem Volumen von 30, 50 oder 60 Litern.

Die Behälter werden der Müllverbrennungsanlage des öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgers zur Beseitigung angedient. Hierfür
ist i. d. R. ein separater Transportauftrag erforderlich.

Da es sich nicht um einen gefährlichen Abfall handelt, ist keine besondere gefahrgutrechtliche Kennzeichnung erforderlich. Die
Bezettelung der Behälter durch einen Aufkleber sollte jedoch mindestens folgende Informationen enthalten:

Beispielhaft:
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AS 20 03 01 Gemischte Siedlungsabfälle

Als Siedlungsabfall oder auch Hausmüll bezeichnet man Abfälle aus privaten Haushalten. Krankenhäuser sind Gewerbebetriebe,
in denen auch Abfälle anfallen, die in ihrer Zusammensetzung mit dem Hausmüll vergleichbar sind und daher als
hausmüllähnliche Gewerbeabfälle bezeichnet werden.

Zuständig für die Entsorgung der gemischten Siedlungsabfälle und der hausmüllähnlichen Gewerbeabfälle sind die öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger, also die Kommunen. Beide Abfälle unterliegen dem Anschluss- und Benutzungszwang, das heißt,
sie sind der durch die Kommune bestimmten Müllverbrennungsanlage anzudienen (Andienungspflicht).

Krankenhäuser, welche ihren krankenhausspezifischen Abfall (AS 18 01 04) der Kommune andienen, werden nicht verpflichtet,
diesen getrennt vom hausmüllähnlichen Gewerbeabfall zu sammeln oder zu entsorgen, da der Kommune hierdurch kein
finanzieller Nachteil entsteht. In diesem Fall werden beide Abfälle im Einvernehmen mit der Kommune über den gleichen
Presscontainer unter der Schlüsselnummer AS 18 01 04 oder AS20 03 01 entsorgt.

Die Andienungspflicht gilt nur für Abfälle zur Beseitigung, nicht aber für Abfälle zur Verwertung. Diese Einschränkung ermöglicht
es, krankenhausspezifische Abfälle (Abfallschlüsselnummer 18 0104) einer oftmals kostengünstigeren energetischen Verwertung
zuzuführen, sofern eine Heizwertanalyse nachweist, dass der Heizwert 11.000 kJ/kg überschreitet. In diesem Fall kann die
Andienungspflicht umgangen werden. Die Kommunen reagieren hierauf, indem sie von den Krankenhäusern den
andienungspflichtigen Anteil der hausmüllähnlichen Gewerbeabfälle einfordern. Da es logistisch kaum möglich ist, die beiden
Abfallarten getrennt voneinander zu sammeln, wird in der Praxis häufig eine Vereinbarung getroffen, in der sich das Krankenhaus
verpflichtet, eine geschätzte Abfallmenge der Kommune anzudienen. Einige Kommunen legen bei der Mengenbestimmung der
hausmüllähnlichen Abfälle einen Anwohnergleichwert zugrunde, der ausgehend von der täglich anfallenden Hausmüllmenge
einer einzelnen Person in einem Privathaushalt auf die Gesamtmenge der hausmüllähnlichen Abfälle aller Patientinnen und
Patienten eines Krankenhauses schließt. Hierdurch wird die Kostenersparnis des Krankenhauses häufig erheblich reduziert. Das
Ausscheren aus dem Andienungszwang ist juristisch angreifbar, hat in der Vergangenheit zu zahlreichen Prozessen mit
unterschiedlichem Ausgang geführt und sollte daher im Vorfeld gut überlegt werden.

Chemikalienabfälle

In Krankenhäusern fällt ein breites Spektrum an Chemikalienabfällen mit überwiegend gefährlichen Eigenschaften an. Hierzu
zählen beispielhaft:

Formaldehyd- und xylolhaltige Lösungen aus der Pathologie
Alkoholische Färbelösungen aus der Pathologie oder dem Zentrallabor
Lösungsmittelhaltige Farbreste, Terpentinersatz und Altöle aus dem Bereich der Haustechnik
Alte Chemikalien aus dem Reagenziensatz der Apotheke
Desinfektionsmittelkonzentrate mit abgelaufenem Verfallsdatum etc.

Häufig stehen mehrere Abfallschlüsselnummern für einen bestimmten Chemikalienabfall zur Verfügung, da es sowohl
Sammelschlüssel gibt, die zahlreiche Chemikalien zu einer Gruppe vereinen, als auch sehr präzise Einzelschlüssel, die nur für
wenige Abfälle gelten. So werden Chemikalien von vielen Krankenhäusern nicht der Abfallgruppe 18 zugeordnet (AS 18 01 06* oder
AS 18 01 07), sondern unter der Abfallschlüsselnummer für Laborchemikalien (AS 160506*) entsorgt. Durch die Anfrage bei
Entsorgungsfachbetrieben lässt sich klären, unter welcher Abfallschlüsselnummer eine Entsorgung möglich ist.

Krankenhäuser, in denen kleine Mengen Chemikalienabfälle anfallen, sollten prüfen, ob sie die kommunale Entsorgung (z. B. über
Kleingewerbeschadstoff-Annahmestellen oder Schadstoffmobile) nutzen können, und abwägen, inwieweit sich die Beauftragung
eines Entsorgungsunternehmens rechnet.

BÜT
Sicheres Krankenhaus | Bereichsübergreifende ThemenVerzeichnis

Abfallentsorgung Teil II

Gedruckt am: 08.05.2020 www.sicheres-krankenhaus.de       Seite 17



AS 18 01 06* Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten

Über diese Sammelschlüsselnummer AS 18 01 06 können folgende Labor- und Chemikalienabfälle entsorgt werden:

Säuren, Laugen,
halogenierte Lösemittel, sonstige Lösemittel,
anorganische sowie organische Laborchemikalien einschließlich Diagnostikarestmengen,
Spül- und Waschwässer, die gefährliche Stoffe enthalten,
Fixierbäder, Entwicklerbäder,
Desinfektions- und Reinigungsmittelkonzentrate,
Formaldehydlösungen und
nicht restentleerte Druckgaspackungen.

Bei größeren Einzelmengen sind gefährliche Chemikalienabfälle spezielleren Abfallschlüsseln zuzuordnen, wie z. B.:

Säuren: 
AS 06 01 06* andere Säuren oder Zuordnung zu AS 06 01 01* bis AS 06 01 05*
Laugen: 
AS 06 02 05* andere Basen oder Zuordnung zu AS 06 02 01* bis AS 06 02 04*
halogenierte Lösemittel: 
AS 07 01 03* halogenorganische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen
sonstige organische Lösemittel: 
AS 07 01 04* andere organische Lösemittel, Waschflüssigkeiten und Mutterlaugen
Entwicklerbäder: 
AS 09 01 01* Entwickler und Aktivatorenlösungen auf Wasserbasis 
AS 09 01 03* Entwicklerlösungen auf Lösemittelbasis
Fixierbäder: 
AS 09 01 04* Fixierbäder
AS 09 01 05* Bleichlösungen und Bleich-Fixier-Bäder
Laborchemikalien: 
AS 16 05 06* Laborchemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten, einschließlich Gemische von
Laborchemikalien
AS 16 05 07* gebrauchte anorganische Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten
AS 16 05 08* gebrauchte organische Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten

Für die Einstufung und Entsorgung sind vorhandene Herstellerinformationen (Sicherheitsdatenblatt etc.) zu berücksichtigen.

Bei größeren Abfallmengen, die mit gefährlichen Stoffen verunreinigt sind, kann entsprechend der Art des Abfalls folgender
Abfallschlüssel gewählt werden:

AS 15 02 02* Aufsaug- und Filtermaterialien (einschließlich Ölfilter a. n. g.), Wischtücher und Schutzkleidung, die durch gefährliche
Stoffe verunreinigt sind.

Chemikalienabfälle müssen sicher transportiert und in einem mit einer Auffangmöglichkeit ausgestatteten Raum unter
besonderem Verschluss bereitgestellt werden. Der Transport in die Entsorgungsanlage (i. d. R. eine
Sonderabfallverbrennungsanlage) erfolgt unter Anwendung des geltenden Gefahrgutrechts.

AS 180107 Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 180106* fallen

Wenn bestimmte Chemikalienabfälle ohne gefährliche Inhaltsstoffe in größeren Mengen zur Entsorgung anfallen, können sie
spezielleren Abfallschlüsseln zugeordnet werden. Für die Einstufung und Entsorgung sind vorhandene Herstellerinformationen
(Sicherheitsdatenblatt etc.) zu berücksichtigen.

Unter AS 18 01 07 fallen z. B. chemische Abfälle aus diagnostischen Apparaten, die nicht dem Abwasser zugeführt werden dürfen,
die aber aufgrund der geringen Chemikalien-Konzentration nicht dem AS 18 01 06* zugeordnet werden müssen.

Da nicht auszuschließen ist, dass Chemikalien, die dem Hol- und Bringdienst zur Entsorgung übergeben werden, aus gefährlichen
Stoffen bestehen oder solche enthalten können, kann die Entsorgung vereinfachend generell unter der Abfallschlüsselnummer AS
180106* durchgeführt werden.
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AS 180108* Zytotoxische und zytostatische Arzneimittel

Zytostatika werden als Medikamentengruppe zur Behandlung von Krebserkrankungen und Autoimmunerkrankungen wie Rheuma
und multipler Sklerose eingesetzt. Sie gehören zu den CMR-Stoffen, die beim Menschen krebserzeugend, erbgutverändernd und
fortpflanzungsgefährdend wirken können. Darüber hinaus sind Zytostatika giftig bei Verschlucken, Einatmen und Berührung mit
der Haut. Aufgrund des hohen Gefahrenpotenzials müssen zytostatikahaltige Abfälle bereits an der Entstehungsstelle in
bauartgeprüften und dicht verschließbaren Abfallbehältnissen gesondert gesammelt werden. Hierfür werden i. d. R. die gleichen
Kunststoffbehälter wie für die Sammlung „infektiöser Abfälle“ (AS 18 01 03*) verwendet. Um die Unterscheidung der Abfallarten
beim innerbetrieblichen Transport und bei der Bereitstellung für den Entsorger zu erleichtern, sollte eine unterschiedliche
Farbwahl getroffen werden. Die Abfallbehältnisse sollten durch ein leicht bedienbares Fußpedal geöffnet werden können, damit
ein direkter Kontakt mit den Händen verhindert wird. Der Fachhandel bietet entsprechende Systeme für Einwegbehälter an. Beim
Abwurf der Zytostatika-Abfälle sind grundsätzlich geeignete Schutzhandschuhe zu tragen.

Zytostatikareste sowie mit Zytostatika verunreinigte Materialien können sowohl bei der Zubereitung als auch bei der
Verabreichung entstehen.

So fallen bei der Zubereitung z. B. an:

Reste konzentrierter Zytostatikalösungen (Injektionen)
Reste verdünnter Lösungen (Infusionen, Instillationen)
Leergut (Originalbehältnisse, Spritzen)
Hilfsmittel der Zubereitung/Vorbereitung (Kanülen, Tupfer, Unterlagen, Handschuhe etc.)

Bei der Applikation fallen üblicherweise an:

Leergut (Spritzen, Infusionsbehältnisse)
Zytostatikareste von Injektionen, die bei der Patientin oder beim Patienten nicht vollständig verbraucht wurden
Infusionsreste in Zuleitungen, Infusionssystemen, nicht leer gelaufenen Beuteln/Flaschen

Bei der hausinternen Sammlung und der späteren Übergabe an den beauftragten Entsorger müssen die abfallrechtlichen
Bestimmungen des jeweiligen Bundeslandes eingehalten werden. Die Bundesländer orientieren sich hierbei an der „LAGA-
Richtlinie“.

Danach sind insbesondere folgende zytostatikahaltige Abfälle als gefährlicher Abfall („Sonderabfall“) zu entsorgen:

Nicht vollständig entleerte Originalbehältnisse (zum Beispiel bei Therapieabbruch angefallene oder nicht bestimmungsgemäß
angewandte Zytostatika)
Verfallene CMR-Arzneimittel in Originalpackungen
Reste von Trockensubstanzen und zerbrochene Tabletten
Spritzenkörper und Infusionsflaschen/-beutel mit deutlich erkennbaren Flüssigkeitsspiegeln/Restinhalten (> 20 ml)
Infusionssysteme und sonstiges mit Zytostatika kontaminiertes Material (> 20 ml)
Nachweislich durch Freisetzung mit großen Flüssigkeitsmengen oder Feststoffen bei der Zubereitung oder Anwendung der
vorgenannten Arzneimittel kontaminiertes Material (z. B. Unterlagen, stark kontaminierte persönliche Schutzausrüstung)
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In der Regel zählen die folgenden gering kontaminierten Abfälle nicht zur genannten Gruppe der gefährlichen Abfälle:

Armstulpen
Handschuhe
Atemschutzmasken
Einmalkittel
Plastik- und Papiermaterial
Tupfer
Aufwischtücher
Leere Zytostatikabehältnisse nach bestimmungsgemäßer Anwendung (Ampullenflaschen, Spritzen, Infusionszubehör,
Infusionsbehältnisse)
Luftfilter von Sicherheitswerkbänken

Körperflüssigkeiten und Ausscheidungen von mit Zytostatika behandelten Patientinnen und Patienten werden ebenfalls als nicht
gefährdend eingestuft und können unter Einhaltung der Hygienerichtlinien wie üblich entsorgt werden. Die Entsorgung von
Erbrochenem nach oraler Arzneimittelapplikation und verunreinigte Bettwäsche oder Textilien sollten jedoch dem Zytostatika-
Abfall zugeführt werden.

Gering kontaminierte Zytostatika-Abfälle sollten vor der endgültigen Entsorgung bereits am Entstehungsort in Kunststoffbeuteln
gesammelt und verschlossen werden. Beseitigt werden sie unter Verwendung der offiziellen Bezeichnung „AS 18 01 04 – Abfälle,
an deren Sammlung und Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht keine besonderen Anforderungen gestellt werden (z. B.
Wund- und Gipsverbände, Wäsche, Einwegkleidung, Windeln)“. Sie können meist zusammen mit dem Krankenhausmüll (früher: B-
Müll) entsorgt werden.

Da „Zytostatika-Abfälle“ zu den gefährlichen Abfällen zählen, müssen die Behälter mit einer gefahrgutrechtlichen Kennzeichnung
versehen werden. Hierzu gehören das Symbol „Totenkopf“ (Gefahrzettel Nr. 6.1: giftig) und die entsprechende UN-Nummer (UN
2810 „Giftiger organischer flüssiger Stoff…, UN 2811 „Giftiger organischer fester Stoff oder UN 3243 „Feste Stoffe mit giftigem
flüssigen Stoff ...“)

Hinweise zum sicheren Umgang mit Zytostatika finden Sie im Kapitel „Zytostatika“ sowie in dem Merkblatt „Zytostatika im
Gesundheitsdienst“ (BGW 09-19-042 / M620).

AS 18 01 09 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 18 01 08* fallen

Arzneimittelrückstände von Schmerzmitteln, Antibiotika, Hormonen, Röntgenkontrastmitteln und Lipidsenkern finden sich
mittlerweile in Flüssen, Böden, im Grundwasser und zum Teil auch im Trinkwasser. Um die Anreicherung von Medikamenten in der
Umwelt und eine möglicherweise schädigende Wirkung auf den Menschen zu verhindern, müssen unverbrauchte oder
abgelaufene Arzneimittel einschließlich nicht halogenorganischer Röntgenkontrastmittel einer Beseitigung durch eine
Verbrennung zugeführt werden. Durch die Verbrennung werden die biologisch aktiven Bestandteile von Medikamenten (auch
flüssigen) zerstört und unschädlich gemacht. Eine gemeinsame Entsorgung dieser Abfälle mit Abfällen nach AS 18 01 04 oder mit
gemischten Siedlungsabfällen ist möglich. Wichtig dabei ist, dass ein missbräuchlicher Zugriff durch Dritte und eine damit
verbundene Gefährdung ausgeschlossen sind und eine thermische Behandlung sichergestellt wird.

In Krankenhäusern, die über eine eigene Apotheke verfügen, erfolgt die Entsorgung der Altmedikamente häufig über diese
Zentralapotheke. Hier werden die Altmedikamente entweder abgegeben oder in der Apothekenkiste zurückgegeben und durch
Weitergabe an ein branchenspezifisches System (z. B. INTERSEROH GmbH) entsorgt. Ein Altmedikamente-Rücknahmesystem wie
z. B. das System der INTERSEROH-Dienstleistungs GmbH, Vfw-REMEDICA oder Entsorgungslösungen im Apothekenverbund können
eine Möglichkeit zur kostenlosen Entsorgung von Altmedikamenten bieten. Darüber hinaus können Altmedikamente auch über
regionale private und kommunale Entsorger einer Beseitigung zugeführt werden.

BÜT
Sicheres Krankenhaus | Bereichsübergreifende ThemenVerzeichnis

Abfallentsorgung Teil II

Gedruckt am: 08.05.2020 www.sicheres-krankenhaus.de       Seite 20



AS 18 01 10* Amalgamabfälle aus der Zahnmedizin

Amalgam, das beim Entfernen alter Amalgamfüllungen anfällt, Amalgamreste, die beispielsweise als Knet- und Stopfreste oder als
Kapseln mit Amalgamanhaftungen anfallen, extrahierte Zähne mit Amalgamfüllung sowie die Inhalte von Amalgamabscheidern
sind aufgrund des hohen Anteils an Quecksilber gesondert zu sammeln und als gefährliche Abfälle zu entsorgen.

Meist nehmen die Hersteller oder Vertreiber bzw. ihre beauftragten Firmen die Amalgamreste zurück und führen sie der stofflichen
Verwertung zu. Zähne ohne Amalgamfüllung können dem AS 18 01 02 (Körper- und Organabfälle) oder dem Restabfall zugefügt
werden.

Abfälle aus der fotografischen Entwicklung 
AS 09 01 01* Entwickler und Aktivatorenlösungen auf Wasserbasis
AS 09 01 04* Fixierbäder

Nasschemische Verfahren unter Verwendung von Röntgenentwickler und -fixierer werden in der Radiologie der Krankenhäuser nur
noch sehr selten eingesetzt.

Die konventionelle Röntgentechnik wurde zunehmend durch die digitale Radiografie ersetzt. Hierbei wird anstelle eines Filmes ein
digitales Detektorsystem verwendet, welches ein „elektronisches Bild“ erzeugt, das digital gespeichert und direkt ohne
chemischen Entwicklungsprozess auf einem Bildschirm betrachtet werden kann.

Sofern noch nasschemische Verfahren zur Anwendung kommen, sind diese automatisiert. Entwickler- und Fixierflüssigkeiten
werden getrennt in großen Tanks aufgefangen und bei Auslösung der elektronischen Füllstandskontrolle durch ein
Entsorgungsfachunternehmen abgesaugt.

Entwickler- und Fixierbäder sind laut Kreislaufwirtschaftsgesetz als gefährlicher Abfall eingestuft. Beide werden in chemisch-
physikalischen Behandlungsanlagen behandelt. Beim Fixierer wird das enthaltene Silber zurückgewonnen und nach dem
aktuellen Tagespreis vergütet. Der Silbergehalt der Fixierlösung sollte von einem unabhängigen Labor überprüft werden.

AS 090107 Filme und fotografische Papiere, die Silber und Silberverbindungen enthalten

Röntgenbilder aus den Altarchiven, die Silber und Silberverbindungen enthalten und zur Entsorgung anstehen, können in
Gitterboxen gesammelt und unter Berücksichtigung des Datenschutzes durch einen Entsorgungsfachbetrieb der Verwertung
zugeführt werden. Das Silber wird hierbei in einer Entsilberungsanlage aus den Filmen herausgelöst. Bei Röntgenfilmen wird ein
Teil des gewonnenen Silbers vergütet.

AS 090108 Filme und fotografische Papiere, die kein Silber und keine Silberverbindungen enthalten

Röntgenbilder aus Altarchiven, die kein Silber enthalten und zur Entsorgung anstehen, werden der Beseitigung in einer
Verbrennungsanlage zugeführt.

AS 15 01 06 Gemischte Verpackungen

Der § 6 Abs. 1, 2 der Verpackungsverordnung verpflichtet Hersteller seit 1991 auf Grundlage ihrer abfallwirtschaftlichen
Produktverantwortung zur Rücknahme ihrer in Verkehr gebrachten Verpackungen. Diese Verpflichtung bleibt auch dann bestehen,
wenn die Verpackungsverordnung am 1. Januar 2019 durch das Verpackungsgesetz abgelöst wird. Um ihrer
Rücknahmeverpflichtung nachzukommen, haben sich die meisten Hersteller einem dualen System angeschlossen.

Duale Systeme gewährleisten eine kollektive Sammlung und Verwertung der Verpackungsabfälle und entbinden die Unternehmen
von ihrer individuellen Rücknahmepflicht.

Jegliche Verkaufsverpackung muss lizenziert werden. Da diese Lizenzierungspflicht grundsätzlich besteht, gibt es seit dem
1.1.2009 keine Kennzeichnungspflicht (z. B. Grüner Punkt) der Lizenzierung.

Die Verpackungsabfälle müssen nicht nach Lizenzgeber getrennt werden.
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Einige der bekanntesten dualen Systeme sind:

„Der Grüne Punkt“ – Duales System Deutschland GmbH: 
Rücknahme von Verkaufsverpackungen
Interseroh Dienstleistungs GmbH: 
Rücknahme von Verkaufsverpackungen, Transportverpackungen (auch Energiesparlampen, Elektro-Altgeräte,
Druckerpatronen)
Reclay Systems GmbH (Vfw GmbH): 
Rücknahme von Verkaufsverpackungen, Transportverpackungen, Batterien
Zentek GmbH & Co. KG: 
Rücknahme von Verkaufsverpackungen, Transportverpackungen, Elektro-Altgeräte

Zu den sogenannten Leichtverpackungen (LVP) zählen Sterilgutverpackungen, Folienverpackungen, Kunststoff-Flaschen, Blister,
Tetra-Packs, Joghurtbecher etc., die in gelben Säcken oder anderen Abfallsäcken gesammelt und in einer Mulde oder 1.1-cbm-
Rollcontainern für die Abholung bereitgestellt werden. Die Verpackungen werden in einer Sortieranlage sortiert und einem der
folgenden Verwertungsverfahren zugeführt:

Energetische Verwertung: Verbrennung in Anlagen mit Energierückgewinnung, sofern die Anlage bestimmte
Energieeffizienzkriterien einhält (Erzeugung von Strom und Fernwärme), oder Verbrennung in Industriefeuerungen wie z. B.
Öfen der Zementindustrie
Werkstoffliches Recycling: Sortenreine Trennung Granulierung, Einschmelzen zur Produktion von neuen Kunststoffprodukten
Rohstoffliches Recycling: Aufbrechen der chemischen Struktur der Kunststoffpolymere unter Druck und Temperatur, um
Grundstoffe zu erzeugen, die als Reduktionsmittel in der Stahlindustrie zum Einsatz kommen

Da die Entsorgung der gemischten Verpackungen bereits im Kaufpreis enthalten ist, erfolgt diese i. d. R. kostenlos.

Abfälle aus elektrischen und elektronischen Geräten
AS 160213* Gefährliche Bestandteile enthaltende gebrauchte Geräte mit Ausnahme derjenigen, die unter 160209 bis 160212 fallen

Elektronikschrott, Monitore, Fernseher, Elektro-Kleingeräte und weiße Ware (Kühlschränke, Gefrierschränke und
Waschmaschinen) enthalten zum Teil gefährliche Inhaltsstoffe mit besonderen Umwelt- und Gesundheitsrisiken, aber auch
seltene und teure Rohstoffe, die recycelt werden müssen. Platinen enthalten z. B. Gold, seltene Erden, Kupfer, Zinn, und Blei. Nur
durch eine sachgerechte Entsorgung können wertvolle Inhaltsstoffe wiederverwendet und gefährliche und giftige Substanzen aus
dem Elektroschrott isoliert und umweltfreundlich beseitigt werden. Dieses Ziel verfolgt das „Elektrogesetz” (ElektroG), welches
letztmalig novelliert am 20.10.2015 das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die umweltverträgliche Entsorgung von Elektro- und
Elektronikgeräten regelt.

Aufgrund ihrer abfallrechtlichen Produktverantwortung sind Hersteller verpflichtet, auch gewerblich genutzte Geräte, die nach dem
13. August 2005 in Verkehr gebracht wurden, fachgerecht zu entsorgen. Krankenhäuser sammeln i. d. R. Elektrogeräte in einem
abgetrennten Bereich auf dem Wirtschaftshof und organisieren den Transport zu einem Verwertungsbetrieb über ein
Entsorgungsunternehmen. Beim innerbetrieblichen Transport großer Elektrogeräte ist darauf zu achten, dass zur Reduzierung der
körperlichen Belastung geeignete Transportmittel bzw. Hebehilfen wie Elektrohubwagen eingesetzt werden und eine
ausreichende Anzahl von Mitarbeitern mit dem Transport beauftragt wird.

Bau- und Abbruchabfälle

Bei Umbau- und Abbrucharbeiten im Krankenhaus fallen Bauschutt, Baumischabfälle und Holz an. Mineralische
Abfälle/Baumaterialien wie Sand, Beton, Backsteine, Ziegel, Klinkersteine, Mörtelreste, Fliesen, Glasbausteine, Keramik oder
Sand können, sofern sie keine gefährlichen Stoffe enthalten, als Bauschutt unter der Abfallschlüsselnummer AS 17 01 07
(Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen und Keramik mit Ausnahme derjenigen, die unter 17 01 06 fallen) entsorgt werden.

Fällt bei Bauarbeiten ein Gemisch aus mineralischen Baumaterialien und Dämmstoffen, Isolierungen, Styropor, Tapetenresten,
Metallarmierungen mit Betonresten oder Holzresten an, sodass sich diese Materialien nicht mit einem vertretbaren Aufwand
trennen lassen, erfolgt eine Entsorgung unter der Abfallschlüsselnummer AS 17 09 04 (gemischte Bau- und Abbruchabfälle mit
Ausnahme derjenigen, die unter 17 09 01, 17 09 02 und 17 09 03 fallen).

Da die Entsorgungskosten für Baumischabfall deutlich höher sind als für Bauschutt, sollten Bauabfälle, sofern der Arbeitsaufwand
vertretbar ist, entsprechend den oben genannten Bestandteilen getrennt gesammelt werden.

Die Abfälle werden in Mulden gesammelt und durch einen Entsorgungsfachbetrieb der Verwertung zugeführt. Mineralischer
Bauabfall wird z. B. nach der Zerkleinerung in Brechanlagen als Material für den Straßen- und Wegebau verwendet.
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Der Umgang mit Bauschutt kann mit einer starken Staubentwicklung verbunden sein. In diesem Fall sollte eine Staubschutzmaske
(z. B. FFP2-Maske) getragen werden. Das Befüllen der Mulden sollte so gestaltet werden, dass die körperliche Belastung minimiert
wird. Hier ist der Einsatz eines befahrbaren Containers mit Türen sinnvoll, um über eine Holzbohle mit einer Schubkarre den
Bauschutt abzukippen.

Asbesthaltige Abfälle

Asbest ist nach derm Gefahrstoffverordnungrecht als karzinogen eingestuft. Daher dürfen asbesthaltige Materialien bis auf sehr
wenige Ausnahmen nicht mehr hergestellt oder verwendet werden. Im baulichen Bestand von Krankenhäusern können jedoch in
der Vergangenheit asbesthaltige Bauprodukte eingesetzt worden sein, sodass bei Abbruch-, Sanierungs- und
Instandhaltungsarbeiten asbesthaltige Abfälle entstehen können. Asbesthaltige Abfälle werden dann als gefährlich (kanzerogen)
eingestuft, wenn eine Konzentration ≥ 0,1 Gew. % Asbest im Abfall überschritten wird.

Der Umgang mit asbesthaltigen Bauprodukten ist in der Gefahrstoffverordnung bzw. der konkretisierenden Technischen Regel für
Gefahrstoffe TRGS 519 (Asbest Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhaltungsarbeiten) geregelt.

Abfallschlüssselnummer Beispiele/Bestandteile

170605* asbesthaltige
Baustoffe

Asbestzementplatten, Asbestzementwelltafeln, Kanalelemente, Asbestschindeln, Asbest-
Druckrohre, Pflanzgefäße, asbesthaltige Estriche, Bodenbeläge, Kleber, Spachtelmassen,
Anstriche, Beschichtungen etc.

170601* Dämmmaterial,
das Asbest enthält

Spritzasbest, leichte asbesthaltige Platten (Sokalit, Promasbest, Neptunit), Asbestschnüre, -
bänder, -gewebe, Asbestpappen, asbesthaltige Putze

Der Arbeitgeber hat vor Aufnahme der Tätigkeiten mit Asbest eine tätigkeitsbezogene Gefährdungsbeurteilung unter
Berücksichtigung von

Art und Menge der asbesthaltigen Materialien,
mechanischer Zustand und Faserfreisetzungsverhalten,
Ausmaß und Dauer der inhalativen Exposition,
durchzuführen und
Arbeitsbedingungen,
Arbeitsverfahren,
einschließlich der verwendeten Arbeitsmittel und
erforderlichen Schutzmaßnahmen,

festzulegen.

Abbruch- und Sanierungsarbeiten an schwach gebundenen Asbestprodukten mit Ausnahme emissionsarmer Verfahren nach BGI
664 dürfen nur von Fachbetrieben durchgeführt werden, die von der zuständigen Behörde zur Durchführung dieser Arbeiten
zugelassen worden sind (GefStoffV, Anhang I Nr. 2.4 Absatz 4). Im Rahmen des Zulassungsverfahrens ist der Nachweis der
ausreichenden personellen und sicherheitstechnischen Ausstattung zu erbringen.

Der zuständigen Behörde ist die Tätigkeit mit asbesthaltigen Materialien spätestens sieben Tage vor Beginn der Arbeiten
anzuzeigen. Den Beschäftigten und dem Betriebs- oder Personalrat ist Einsicht in die Anzeige zu gewähren. Eine Durchschrift der
Anzeige ist dem zuständigen Träger der gesetzlichen Unfallversicherung zu übersenden.

Im Regelfall erfolgt die Entsorgung von gefährlichen asbesthaltigen Abfällen durch eine Abfallbeseitigung auf Deponien. Für die
Abfallbeschreibung und die Zuordnung der Abfälle im Rahmen der Entsorgung kann eine Deklarationsanalyse erforderlich sein.
Mit einer Deklarationsanalyse werden Angaben zur Abfallzusammensetzung gemacht und bei einer zu erwartenden
Schadstoffbelastung eines Abfalls werden gegebenenfalls Konzentrationswerte für den oder die Schadstoffe angegeben.

AS 17 02 01 Holz (Kategorie nach Altholzverordnung A II bis A III)

Anfallende Althölzer, die der Kategorie A II (behandeltes Altholz) bis A III (belastetes Altholz) der Altholzverordnung entsprechen,
müssen durch einen Entsorgungsfachbetrieb der Verwertung (Aufbereitung zu Holzhackschnitzeln und Holzspänen, Gewinnung
von Synthesegas, Herstellung von Aktivkohle bzw. Industrieholzkohle) zugeführt werden. Die Sammlung erfolgt i. d. R. in 7-cbm-
Mulden.

BÜT
Sicheres Krankenhaus | Bereichsübergreifende ThemenVerzeichnis

Abfallentsorgung Teil II

Gedruckt am: 08.05.2020 www.sicheres-krankenhaus.de       Seite 23



Papier, Pappe, Kartonagen (PPK oder Altpapier)
AS 20 01 01 Papier und Pappe (als Siedlungsabfall) oder
AS 15 01 01 Verpackungen aus Papier und Pappe

Verpackungspapier, Schreibpapier, das nicht dem Datenschutz unterliegt, Zeitungen, Zeitschriften, Bücher, Kartons und
Kartonagen, die in Stations- und Funktionsbereichen oder der Verwaltung anfallen, werden getrennt gesammelt und durch den
Hol- und Bringdienst i. d. R. in einen 20-cbm-Presscontainer auf dem Betriebshof eingeworfen. Die Sammlung im Haus erfolgt
häufig in Abfallbehältern, in die ein transparenter Kunststoffsack eingehängt ist, der vor dem Einwurf in den Presscontainer
ausgeleert werden muss. Das Befüllen des Presscontainers sollte so gestaltet werden, dass die körperliche Belastung minimiert
wird. Hier bietet sich der Einwurf von einer Rampe oder der Einsatz einer Hub-Kipp-Vorrichtung an.

Auf der Basis des aktuellen Handelspreises für Altpapier in Deutschland erhalten Krankenhäuser normalerweise eine
Rückvergütung für die abgegebene Papier- und Pappfraktion.

Das Altpapier wird in Sortieranlagen sortiert und zu unterschiedlichen Papierqualitäten recycelt.

AS 20 01 01 Papier und Pappe (Datenschutzabfall)

Nach § 3 Abs. 1 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) sind personenbezogene Daten Einzelangaben über persönliche oder sachliche
Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person. Das heißt, schon die Verbindung von Name und Vorname
mit persönlichen Daten wie Geburtsdatum, Anschrift, Beruf, Familienstand, Religionszugehörigkeit, Parteizugehörigkeit,
Beurteilungen, Einkommen, Personalnummer etc. sind Daten, die vor dem Zugriff unbefugter Dritter zu schützen sind.
Patientendaten gelten als besonders sensible Daten, da sie Auskunft über seelische und körperliche Leiden geben und somit
einen starken Bezug zur Intimsphäre der Patientin bzw. des Patienten haben.

Neben der datenschutzrechtlichen Rechtfertigung gilt zusätzlich die ärztliche Schweigepflicht, die sich aus dem § 9 der
Musterberufsordnung-Ärzte (MBO-Ä), dem § 203 des Strafgesetzbuches (StGB) sowie als Nebenpflicht aus dem
Behandlungsvertrag und dem Arbeitsverhältnis Ärztin/Arzt – Krankenhaus ergibt.

Verstöße gegen die ärztliche Schweigepflicht werden mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft. Es handelt sich
also keineswegs um ein Kavaliersdelikt.

Daher werden Unterlagen mit Patientendaten oder andere datenschutzrelevante Dokumente in abschließbaren Behältern (meist
120- oder 240-Liter-Behälter) aus Metall gesammelt. Nur wenige Krankenhäuser setzen noch eigene zentrale Aktenvernichter ein,
da die Personalkosten zu hoch sind. Gelegentlich finden sich noch dezentrale Kleingeräte in Büros, deren Schreddergut ins
Altpapier gegeben wird. Datenschutzabfall in elektronischer Form wie z. B. CDs, Disketten, Videobänder und Festplatten ist in
separaten Datenschutzbehältern zu entsorgen. Volle Behälter, die zur Entsorgung anstehen, sollten bis zur Abholung in einem
separaten Raum unter Verschluss gehalten werden. Der Datenschutzabfall wird durch einen Entsorgungsfachbetrieb unter
Berücksichtigung des Datenschutzes entsorgt. Die geschredderten Papiere werden durch den Entsorger der stofflichen Verwertung
zugeführt.

Tipp: Vermeiden Sie Fehlabwürfe im Datenschutzabfall, da Störstoffe zur Annahmeverweigerung durch den Entsorger führen
können. Hierdurch entstehen unnötige Kosten!

Altglas

Altglas (z. B. Infusionsflaschen ohne Besteck, Injektionsflaschen, Einweg-Getränkeflaschen, Gläser etc.) werden sortenrein nach
Weiß- und Buntglas (Grün- und Braunglas) getrennt gesammelt und der stofflichen Verwertung zugeführt. Altglas kann sowohl über
die Kommune als Siedlungsabfall (AS 20 01 02 Glas) oder über ein privates Entsorgungsunternehmen (AS 15 01 07 Verpackungen
aus Glas) kostenlos entsorgt werden. Keramiken wie Steingut und Porzellan haben im Altglas nichts zu suchen. Die Entsorgung
von Fenster-, Spiegel-, Labor- und anderen Spezialgläsern erfolgt nicht über die genannten Abfallschlüssel und ist mit
Entsorgungsfachunternehmen abzustimmen.
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AS 20 01 08 Biologisch abbaubare Küchen- und Kantinenabfälle

Als Speisereste oder Essensreste bezeichnet man Reste von Lebensmitteln, die für den menschlichen Verzehr vorgesehen waren
und bei der Zubereitung oder nach dem Servieren übrig geblieben sind. Speisereste sind nach dem Abfallrecht ein Wertstoff.

Im Krankenhaus fallen Speisereste in großen Mengen an. In Deutschland war die Verfütterung an Tiere nur bis zum 31. Oktober
2006 erlaubt. Aufgrund des Verfütterungsverbotes von Speiseresten musste ein neuer Verwertungsweg gefunden werden. Als
Alternative werden Speisereste jetzt nach einer Hygienisierung als Ko-Substrat für Biogasanlagen genutzt.

Bei der Sammlung und Bereitstellung innerhalb der Krankenhäuser gibt es unterschiedliche Verfahren. Manche Häuser setzen für
Speisereste und auch Fettabscheiderinhalte eine Nassmüll- Entsorgungsanlage ein. Hierbei werden die organischen Abfälle
mittels eines Unterdrucksystems von Entsorgungsstellen im Produktions- und Spülküchenbereich über Rohrleitungen einem
Sammelbehälter zugeführt, dessen Fassungsvermögen bis zu 10 m3 betragen kann. Die Abfälle werden periodisch mittels eines
sogenannten Mazerators umgepumpt und zerkleinert. Die organischen Abfälle werden in einem mit dem Entsorger abgestimmten
Rhythmus entsorgt und in einer Biogasanlage der Verwertung zugeführt.

Andere Häuser Nutzen zur Sammlung fahrbare Kunststoffmülltonnen (120 oder 240 Liter) mit Klappdeckel. Es handelt sich hierbei
um den gleichen Behälter-Typ, der auch für die öffentliche Entsorgung der Abfälle aus privaten Haushalten eingesetzt wird. Da bei
Speiseresten je nach Abholrhythmus mit einer Geruchsbelästigung zu rechnen ist, sollten diese Abfälle bis zur Abholung durch
den Entsorger gekühlt gelagert werden. Aus hygienischen Gründen muss der Standort der Behälter außerhalb von Räumen liegen,
in denen Lebensmittel gelagert sind oder in denen mit Lebensmitteln umgegangen wird. Die gründliche Reinigung der
Sammelbehälter nach jeder Entleerung führt der Entsorger durch, da die Übergabe der Speisereste nicht nach dem
Umleerverfahren erfolgt. Zur Reduzierung der körperlichen Belastung beim Transport sollten statt 240-Liter-Tonnen bevorzugt 120-
Liter-Tonnen verwendet werden.

AS 02 02 04 Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung

Die öl- und fetthaltigen Abwässer aus dem Küchenbereich führen zu Fettablagerungen in den Abwasserrohren. Um diese
Ablagerungen zu verhindern, werden Fettabscheider eingesetzt, in denen eine Phasentrennung nach dem Schwerkraftprinzip
erfolgt.

Die Leerung und Reinigung von Schlammfang und Fettsammelraum sollte nach der DIN-Norm 4040-100 mindestens monatlich von
einem Entsorgungsfachbetrieb durchgeführt werden.

Die Fettabscheiderinhalte werden per Tankwagen einem Verwertungsverfahren (i. d. R. Biogasanlage) zugeführt. Für den Fall einer
behördlichen Kontrolle sollten Leerungs-, Reinigungs-, Wartungs- und Reparaturarbeiten in einem Betriebsbuch dokumentiert
werden.

AS 20 01 21* Leuchtstoffröhren und andere quecksilberhaltige Abfälle

Leuchtstoffröhren und Energiesparlampen müssen aufgrund ihrer Schadstoffbelastung mit Quecksilber getrennt gesammelt und
einer Verwertung zugeführt werden. In Aufbereitungsanlagen werden Leuchtstoffröhren in Glas, Metall und Quecksilber zerlegt und
zurückgewonnen. Solange die Glashülle intakt ist, sind diese Leuchtmittel unbedenklich. Bei Glasbruch gelangt das giftige
Quecksilber jedoch in die Umwelt. Da Leuchtstoffröhren und Energiesparlampen nach dem „Elektrogesetz” (ElektroG) zu den
Elektrogeräten zählen, gelten die gleichen Anforderungen an die Rücknahme und die umweltverträgliche Entsorgung wie für
Elektronikschrott (AS 160213*).

Duale Systeme wie Interseroh oder Lightcycle bieten kostenlose Sammelboxen für Energiesparlampen, Leuchtstoffröhren und LED-
Module an. Gefüllte Sammelboxen werden bei Bedarf kostenlos abgeholt und verwertet.

AS 20 01 33* Batterien und Akkumulatoren, die unter 16 06 01, 16 06 02 oder 16 06 03 fallen, sowie gemischte Batterien und
Akkumulatoren, die solche Batterien enthalten

Da Batterien und Akkumulatoren Schadstoffe wie Blei, Cadmium oder Quecksilber enthalten, dürfen sie nicht über den Restmüll
entsorgt werden. Für gebrauchte Batterien und Akkus nutzen viele Krankenhäuser das kostenlose Rücknahmesystem GRS (Stiftung
GRS Batterien, Hamburg). Die Stiftung wurde von führenden Batterieherstellern gegründet, um die im Batteriegesetz festgelegte
Produktverantwortung für Gerätebatterien zu übernehmen. Die Stiftung stellt für die Sammlung kostenlos Kunststoffbehälter oder
Kartons zur Verfügung, die beim Erreichen einer Mindestabholmenge abgeholt und der Verwertung zugeführt werden. Der größte
Teil der Batteriemetalle kann vollständig wiederverwertet werden.

Batterien dürfen nur nach vollständiger Entladung entsorgt werden, da sich unverpackte Batterien mit Restladung, die lose und
durcheinanderliegen, gegenseitig kurzschließen und bei Anwesenheit brennbarer Stoffe eine Brandgefahr durch
Selbstentzündung darstellen. Darüber hinaus gibt es mittlerweile Akkus, die in besonderer Weise bei Kurzschluss zur
Selbstentzündung bzw. Explosion neigen (LIon, LiPo). Um einen Entstehungsbrand zu verhüten, ist die Verwendung von
Sammelbehältern aus Metall sinnvoll. Sicherheitshalber sollten Sammelbehälter an einem Ort aufgestellt werden, an dem auch
bei einem Kurzschluss kein Entstehungsbrand zu befürchten ist.
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AS 20 02 01 Biologisch abbaubare Garten- und Parkabfälle

Bei der Grünflächenpflege anfallender Strauch-, Hecken-, Rasen- oder Baumschnitt sowie Laub werden i. d. R. in Mulden
gesammelt und durch Entsorgungsfachbetriebe einer Behandlung durch Kompostierung zugeführt. Dieses Verwertungsverfahren
produziert Humus, der wiederum im Gartenbau eingesetzt werden kann.

Bleihaltige Röntgenschürzen

sind getrennt zu erfassen und möglichst einer stofflichen Verwertung zuzuführen. Die Möglichkeit der Rückgabe an den Hersteller
ist zu prüfen. Für die getrennte Entsorgung soll der Abfallschlüssel AS 15 02 02* Aufsaug- und Filtermaterialien (einschließlich
Ölfilter a. n. g.), Wischtücher und Schutzkleidung, die durch gefährliche Stoffe verunreinigt sind, verwendet werden. Chlorfreie
Kunststoffe in der Ummantelung erleichtern die thermische Rückgewinnung von Metallen, dies sollte bereits bei der Beschaffung
berücksichtigt werden.

Pflichten des Unternehmers aus Sicht des Arbeitsschutzes

Das Regelwerk zum Arbeitsschutz bindet den Unternehmer, als zentralen Verantwortlichen, bei der Erfüllung der
Arbeitsschutzanforderungen ein; dies gilt selbstverständlich auch hinsichtlich der Entsorgung von Abfällen. Der Unternehmer
muss u. a.:

die Abfallentsorgung von der Anfallstelle bis zur Übergabe an die Entsorgungsanlage verantworten.
die in seiner Einrichtung entstehenden Abfälle unter Berücksichtigung der von den Abfällen ausgehenden Gefahren
bestimmten Abfallarten und diese bestimmten Abfallbehältnissen zuordnen. Die hieraus abzuleitenden Maßnahmen sind im
Hygieneplan schriftlich festzulegen.
in Krankenhäusern und Kliniken einen Betriebsbeauftragten für Abfall bestellen.
dafür sorgen, dass Abfälle so eingesammelt und befördert werden, dass Personen vor Schnitt- und Stichverletzungen sowie
Kontakt mit Krankheitserregern geschützt sind.
für das Befördern von Abfallbehältnissen geeignete technische Hilfsmittel (z. B. fahrbare Müllsackständer, Sammelwagen) zur
Verfügung stellen.
die Beschäftigten über die bei ihren Tätigkeiten auftretenden Gefahren sowie über die Maßnahmen zu ihrer Abwendung vor
Aufnahme der Beschäftigung und danach in angemessenen Zeitabständen, mindestens jedoch einmal jährlich, unterweisen.
eine Betriebsanweisung für das Einsammeln, Befördern, Lagern und Bereitstellen von Abfällen mit gefährlichen Eigenschaften
in der Sprache der Beschäftigten erstellen und sie bekannt geben.
durch Aushänge auf die richtige Zuordnung von Abfallart und Behältnis hinweisen.
unter Berücksichtigung der Arbeitsplatzverhältnisse prüfen, ob Beschäftigte bei der Abfallentsorgung Infektionsgefahren
ausgesetzt sein können, und die im Einzelfall gebotenen Maßnahmen treffen. Hierbei hat er sich von der bzw. vom
Hygienebeauftragten, der Fachkraft für Arbeitssicherheit und der Betriebsärztin bzw. dem Betriebsarzt beraten zu lassen. Zu
den gebotenen Maßnahmen zählen insbesondere die arbeitsmedizinische Vorsorge mit einem Impfangebot (z. B. gegen
Hepatitis B).
für das Einsammeln und Befördern von Abfällen sowie für Reinigungs- und Desinfektionsarbeiten geeignete persönliche
Schutzausrüstungen (z. B. Schutzkittel oder -schürze, Schutzhandschuhe, Schutzschuhe, flüssigkeitsdichte Schutzkleidung
bei Desinfektions- oder Reinigungsarbeiten) zur Verfügung stellen. Die TRBA 250 (Unterpunkt 4.2.5) verlangt außerdem, dass
der Unternehmer einen Augen- oder Gesichtsschutz stellen muss, wenn mit Verspritzen oder Versprühen infektiöser oder
potenziell infektiöser Materialien oder Flüssigkeiten zu rechnen ist und technische Maßnahmen keinen ausreichenden Schutz
darstellen. Dieser Aspekt kann u. U. beim Reinigen der Abfallsammelwagen zum Tragen kommen.
dafür sorgen, dass die ausgegebene Schutzausrüstung in ordnungsgemäßem Zustand erhalten bleibt.
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Quellen

Gesundheitsgefahren für das Personal bei der Abfallentsorgung in Krankenhäusern und Entsorgungsbetrieben
(Abschlussbericht). Stand 11/2008, Unfallkasse NRW
Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG)
Verordnung über Betriebsbeauftragte für Abfall (AbfBeauftrV)
Verordnung über die Nachweisführung bei der Entsorgung von Abfällen (NachwV)
Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (AVV)
Technische Regeln für Gefahrstoffe – Asbest: Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhaltungsarbeiten, TRGS 519
Technische Regeln für Gefahrstoffe – Errichtung und Betrieb von Sammelstellen und Zwischenlagern für Kleinmengen
gefährlicher Abfälle, TRGS 520
Technische Regeln für Gefahrstoffe – Umgang mit Gefahrstoffen in Einrichtungen zur humanmedizinischen Versorgung, TRGS
525
Technische Regeln für Biologische Arbeitsstoffe – Biologische Arbeitsstoffe im Gesundheitswesen und in der
Wohlfahrtspflege, TRBA 250
Mitteilung der Bund/Länder - Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 18
LAGA-Mitteilung 27 „Vollzugshilfe zum abfallrechtlichen Nachweisverfahren“
LAGA-Mitteilung M23 „Vollzugshilfe zur Entsorgung asbesthaltiger Abfälle“
LAGA-Mitteilung M31A „Umsetzung des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes –Anforderungen an die Entsorgung von Elektro-
und Elektronikaltgeräten“
LAGA-Mitteilung M34 „Vollzugshinweise zur Gewerbeabfallverordnung“
Abfallentsorgung – Informationen zur sicheren Entsorgung von Abfällen im Gesundheitsdienst, EP-AE
Zytostatika im Gesundheitsdienst, M620
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Eine große Rolle bei der Verringerung, Begrenzung bzw. Vermeidung psychischer Belastungen spielt die Arbeitszeitgestaltung.
Durch eine gesundheitsgerechte Gestaltung der Arbeitszeiten wird die Vereinbarkeit von Beruf und Freizeit bzw. Familie erst
ermöglicht. Mit dem Gefühl, dass die Arbeit nicht das Leben ausfüllt, sondern ausreichend Zeit für das Leben außerhalb bleibt,
wird bei den Menschen ein hohes Gefühl von Lebensqualität und -zufriedenheit erzeugt.

Arbeitszeitgesetz

Hält man sich bei der Planung der Arbeitszeiten an die gesetzlichen Vorgaben aus dem Arbeitszeitgesetz (ArbZG), hat man
wesentliche Aspekte einer gesundheitsgerechten Dienstplanung schon erfüllt. Trotzdem ist zu beachten, dass selbst dann eine
Gesundheitsgefährdung noch bestehen kann! Wenn z. B. 21 Std. lang am Stück gearbeitet wird, ist dies im Zweifel im Einklang mit
dem ArbZG, aber nicht gesundheitsgerecht.

Bei dem Arbeitszeitgesetz (ArbZG) handelt es sich um ein Arbeitnehmerschutzgesetz. Zweck des Gesetzes ist es u. a., die
Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer bei der Arbeitsgestaltung zu gewährleisten und die Rahmenbedingungen
für flexible Arbeitszeiten zu verbessern (§ 1 ArbZG).

Das Arbeitszeitgesetz bildet den Rahmen für eine moderne Arbeitszeitgestaltung. Es sorgt für eine gerechte Balance zwischen
Bedürfnissen der Beschäftigten und den Anforderungen der Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft. Gesetzliche Arbeitszeit
bedeutet aktiven Gesundheitsschutz für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, indem tägliche Höchstarbeitszeiten begrenzt und
Mindestruhepausen sowie Mindestruhezeiten nach Arbeitsende festgelegt werden.

Bei der Einhaltung der acht Stunden dauernden werktäglichen Arbeitszeit mit zusätzlich einer Pause von einer halben Stunde
kann man davon ausgehen, dass der Beschäftigte nicht durch seine Arbeitszeiten belastet wird. Eine zu lange Arbeitszeit oder
ungünstige Lage der Arbeitszeit kann den Beschäftigten massiv gefährden bzw. belasten. Bei Übermüdung durch zu lange
Arbeitszeiten sinkt die Konzentration und die Gefahr von Unfällen und Fehlern steigt.

Rahmenbedingungen

Es liegt in der Natur eines Krankenhausbetriebes, dass viele Beschäftigte länger als acht Stunden arbeiten müssen. Neben den
Tagdiensten gibt es auch Spät- oder Nachtschichten, es müssen Bereitschaftsdienste geleistet werden, die eine Anwesenheit im
Haus von weit über acht Stunden erfordern, und es werden Rufdienste angeordnet, durch die der Beschäftigte in seiner
Freizeitgestaltung eingeschränkt ist und in denen er jederzeit zum Einsatz gerufen werden kann.

Folgende Rahmenbedingungen sollten beachtet werden, um eine gesundheitsgerechte und gesetzeskonforme
Dienstplangestaltung zu erreichen:

Einhaltung der max. 10 Stunden dauernden werktägliche Arbeitszeit, wobei die acht Stunden im 24-Wochen-Schnitt bzw.
Sechs-Monats-Schnitt eingehalten werden müssen.
Die Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen Pausen von 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von sechs bis acht Stunden und
von 45 Minuten bei einer Arbeitszeit über neun Stunden ist besonders wichtig. Sie dienen der Erholung und Regeneration von
den Belastungen während der Arbeitszeit.
Bei einer Opt-Out-Regelung ist darauf zu achten, dass die über die 48 Stunden (Nettoarbeitszeit = Regelarbeit plus die
durchschnittliche Inanspruchnahme im Bereitschaftsdienst) hinausgehende Wochenarbeitszeit Ruhezeiten aus dem
Bereitschaftsdienst sind.
Vor der Festlegung der Bereitschaftsdienstzeiten muss eine Aufschreibung durchgeführt werden. Dabei handelt es sich um
eine Dokumentation, bei der alle Inanspruchnahmen (mit genauen Zeitangaben hinsichtlich der Lage und Länge) im
Bereitschaftsdienst aufgezeichnet werden. Wichtig ist, dass im Bereitschaftsdienst keine elektiven Tätigkeiten
(Patientenbriefe, Berichte, sonstige Dokumentationen des Regeldienstes) durchgeführt werden. Die Aufschreibung muss über
einen repräsentativen Zeitraum (drei bis sechs Monate) durchgeführt werden. Erst durch die Auswertung dieser Daten kann
festgestellt werden, wann der Bereitschaftsdienst beginnen kann und um welche Stufe es sich dabei handelt.
Bereitschaftsdienste, die aus dem „Gefühl“ heraus bestimmt werden, sind in der Regel falsch angesetzt. Die Länge des
Bereitschaftsdienstes für einen Beschäftigten sollte immer in Abhängigkeit von der BD-Stufe festgelegt werden. Es ist
selbsterklärend, dass ein BD der Stufe I länger sein darf als einer der Stufe III.
Die Einhaltung einer maximalen Nettoarbeitszeit von 12 Stunden ist besonders zu beachten. Die Nettoarbeitszeit ergibt sich
aus der Vollarbeit plus der durchschnittlichen Inanspruchnahme im Bereitschaftsdienst. Hat man eine Vollarbeit von acht
Stunden und im Anschluss einen Bereitschaftsdienst, muss errechnet, werden wie lang dieser max. sein darf, um die
durchschnittlichen 12 Stunden Nettoarbeitszeit einzuhalten. Bei einem BD der Stufe I könnte die Länge des BD max. 16
Stunden betragen, bei einem Dienst der Stufe III aber nur max. 8 Stunden. Bei beiden Diensten ergibt sich eine
Nettoarbeitszeit von 12 Stunden, einschließlich einer vierstündigen Inanspruchnahme im Bereitschaftsdienst und acht
Stunden Vollarbeit. Die max. Länge von 12 Stunden Nettoarbeitszeit ergibt sich aus dem Vergleich mit den Belastungen eines
24-stündigen Werktages. 12 Stunden Arbeit, eine Stunde Pause und 11 Stunden Ruhezeit füllen den Werktag aus.
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Die Menge der Bereitschaftsdienste sollte auf max. fünf im Monat begrenzt sein.
Besonders bei der Dienstplanung für die Nachtschichten sind auch die gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse
zu berücksichtigen. Die Nachtarbeit stellt eine besonders hohe Belastung für die Beschäftigten dar. Der menschliche Körper
ist in der Nacht auf Erholung eingestellt. Die Anpassungsfähigkeit nimmt mit zunehmendem Alter ab, es kann zu
Schlafstörungen kommen.  Folgende Erkenntnisse gelten als arbeitswissenschaftlich gesichert und sind nach
Arbeitsschutzgesetz und ArbZG anzuwenden:

Einhaltung von kurzen Nachtschichtfolgen (zwei bis max. vier in Folge)
Vermeidung von mehr als sieben Arbeitstagen in Folge
Vorwärtsrotation bei kontinuierlichen Schichtbetrieben (auf eine Frühschicht folgt eine Spätschicht und erst danach eine
Nachtschicht)
Die Nachtschicht sollte die kürzeste Schicht und möglichst nicht länger als acht Stunden sein

Die Rufdienste sind so zu gestalten und im Dienstplan zu führen, dass eine Inanspruchnahme in der Regel nicht stattfindet,
also nicht mehr als durchschnittlich eine Inanspruchnahme alle drei Dienste. Visiten sind als Regelarbeit zu führen, da es sich
um geplante Tätigkeiten handelt, die in der Zeit des Rufdienstes nicht verrichtet werden dürfen. Die Einhaltung der Ruhezeit
von mindestens 5,5 zusammenhängenden Stunden nach einer Inanspruchnahme muss gesichert sein. Die
Inanspruchnahmen sind zu dokumentieren.
Es ist zu beachten, dass den Beschäftigten 15 beschäftigungsfreie Sonntage im Jahr gewährt werden.
Um zuletzt zu überprüfen, ob die Dienstpläne auch so gelebt werden und den Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes entsprechen,
sind die Arbeitszeiten zu dokumentieren und bei Überschreitungen ist direkt einzugreifen und nach der Ursache dafür zu
suchen, um eine Wiederholung zu vermeiden.

Studie

Die positiven Auswirkungen von Regeneration und Erholung zeigt eine Studie, die an der Medizinischen Hochschule Hannover
MHH in der Klinik für Kinderchirurgie durchgeführt wurde. Es wurden während der Operationen Kurzpausen eingeführt. Die
erstaunlichen Ergebnisse der Untersuchung waren unter anderem, dass durch die Kurzpausen von fünf Minuten nach 25 Minuten
OP sich weder die Operationszeit verlängert hat noch das OP-Ergebnis beeinträchtigt wurde.

Im Gegenteil, es wurde belegt, dass die Qualität der Arbeit und die Leistungsfähigkeit verbessert wurden, einschließlich einer
Reduzierung von Fehleranfälligkeit und Stress für den Operateur. Diese Kurzpausen wurden an der MHH nun in allen operativen
Fächern eingeführt.

Werden diese einfachen Regeln bei der Dienstplangestaltung eingehalten, wird die Belastung, die durch Arbeitszeit auf die
Beschäftigten einwirken kann, so gering wie möglich gehalten.
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Brände in Krankenhäusern/Pflegeheimen gehören zu den spektakulärsten und schwerwiegendsten Schadensereignissen. Da
diese Einrichtungen eine hohe Belegungsdichte hilfsbedürftiger Patientinnen und Patienten/Bewohnerinnen und Bewohner  mit
eingeschränkter Mobilität aufweisen, hat der Brandschutz hier eine besonders hohe Bedeutung.

Vorbeugende Planungen und schnelles, koordiniertes Handeln sind erforderlich, um eine Gefährdung der Patientinnen und
Patienten/Bewohnerinnen und Bewohner sowie Beschäftigten so gering wie möglich zu halten. Verantwortlich für alle
Maßnahmen des betrieblichen Brandschutzes sind der Arbeitgeber und seine Führungskräfte. Der betriebliche Brandschutz
besteht aus vier Säulen.

Baulicher Brandschutz

Bei Neu- und Umbauten sind grundsätzlich die Vorgaben der Baugenehmigung und des Brandschutzkonzeptes umzusetzen.
Abweichungen nach oben, ggf. auch nach unten, können sich durch die Art der Nutzung, die Größe des Gebäudes oder die eigene
Gefährdungsbeurteilung ergeben.

Decken und begrenzende Wände von Brandabschnitten sind in der Feuerwiderstandsklasse F90 (feuerbeständig)
auszuführen. Innerhalb der Brandabschnitte sind Wände zu den notwendigen Fluren mindestens in der
Feuerwiderstandsklasse F30 (feuerhemmend) auszuführen (abhängig von der Gebäudehöhe).
Die Dachkonstruktion muss nicht brennbar sein, wenn das oberste Geschoss von Patientinnen und Patienten genutzt wird.
Dämmstoffe und Unterdecken müssen aus nicht brennbaren Baustoffen bestehen.
Räume, die zum dauernden Aufenthalt bestimmt sind, müssen zwei voneinander unabhängige Fluchtwege haben. Der erste
Fluchtweg führt über notwendige Flure und Treppen zu einem Notausgang.
Der zweite Fluchtweg kann zu einem Notausstieg (z. B. Fenster 90 cm x 120 cm; früher 60 cm x 90 cm) führen, wobei die
Brüstungshöhe nicht höher  als 1,20 m über der Fußbodenoberkante des Geschosses liegen darf.

Bei einem Gebäude geringer Höhe (bis 7 m Fußbodenoberkante) ist eine Rettung mit tragbaren Leitern der Feuerwehr möglich.
Darüber hinaus müssen Aufstellflächen für die Rettungsgeräte der Feuerwehr (z. B. Drehleiter) vorhanden sein. Die Flächen sind
entsprechend zu kennzeichnen.

In Krankenhäusern/Pflegeheimen muss der zweite Fluchtweg ebenfalls bis ins Freie begehbar sein.
Gemäß Muster-KhBauVO (sofern keine landesspezifischen Regelungen bestehen, kann diese in der Praxis zur Beurteilung
herangezogen werden) muss jedes Obergeschoss mindestens in zwei Brandabschnitte unterteilt sein. Jeder Brandabschnitt
muss einen eigenen Flucht- und Rettungsweg haben. Durch zwei Brandabschnitte wird eine horizontale Räumung ermöglicht.

 
Notausstieg mit Fluchtleiter

Die Verbindungstür muss als T30 RS oder RST ausgeführt sein (Brandabschnitt T30, sonst RST). 

Damit im Brandfall auch eine vertikale Räumung sicher möglich ist, muss das Treppenhaus frei von Brandlasten sein.
Treppenräume, die als Rettungsweg dienen und durch mehr als zwei Vollgeschosse führen, benötigen eine Rauch- und
Wärmeabzugsanlage (RWA) an der obersten Stelle des Treppenraumes. Die Vorrichtung zum Öffnen muss sowohl aus dem
obersten Vollgeschoss als auch im Erdgeschoss bedienbar sein. Es muss erkennbar sein, ob die RWA-Anlage geschlossen oder
geöffnet ist.

Flure, die als Rettungsweg genutzt werden, müssen Fenster oder eine Rauchabzugsanlage besitzen, sodass im Brandfall giftige
Rauchgase abgeführt werden können. Wenn dies nicht möglich sein sollte, kann der Rauch auch über allgemein zugängliche
Räume mit Fenstern abgeführt werden.
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Die Fluchtweglänge (in Luftlinie gemessen) darf maximal 35 m betragen. Die tatsächliche Laufweglänge vom entferntesten
Aufenthaltsort bis zu einem Notausgang darf nicht mehr als das 1,5 Fache betragen. Grundsätzlich ist der Fluchtweg so kurz wie
möglich zu halten ( ASR A2.3).

Die Mindestbreite der Fluchtwege ist abhängig von der Zahl der Personen (ASR A2.3), die den Fluchtweg benutzen. Der Flur darf
nicht schmaler als 1,5 m sein. Wenn eine Rettung mit Betten vorgesehen ist, muss der Flur eine Mindestbreite von 2,25 m
aufweisen (Muster-KhBauVO). Türen im Fluchtweg müssen mindestens 0,9 m breit sein, wenn mit Betten gerettet wird, mindestens
1,25 m. Grundsätzlich dürfen Türen den notwendigen Fluchtweg nur um max. 0,15 m einengen. Die Mindestbreite des Fluchtweges
darf durch Einbauten nicht eingeengt werden.

Türen zum Treppenraum sollten mit T30-RS- oder RS-Türen ausgebildet sein.

Bei Nutzungseinheiten < 400 m² (ohne notwendigen Flur) T30 RS.
Bei notwendigen Fluren reicht RS, weil keine Brandlast vorhanden sein darf.
Zwischen Brandabschnitten sollten die Türen ebenfalls feuerhemmend, rauchdicht und selbstschließend (T30 RS) sein.
Ausgänge und Rettungswege müssen durch Sicherheitszeichen gut sichtbar gekennzeichnet sein.

Zusatzzeichen Pfeil
Rettungsweg/Notausgang (links)

Anlagentechnischer Brandschutz

Löschmitteleinheiten (Feuerlöscher):

Die Größe des Brandabschnitts (in m²) ist entscheidend für die Löschmitteleinheiten, die bereitgestellt werden müssen. Wird im
Rahmen der Gefährdungsbeurteilung eine erhöhte Brandgefährdung festgestellt, können über die Grundausstattung hinaus
zusätzliche Maßnahmen erforderlich sein.

Die Brandgefährdung hängt von folgenden Faktoren ab:

Brandlasten
Brandentstehungsgefahr
Brandausbreitungsgeschwindigkeit
Stoffe, die im Brandfall freigesetzt werden können
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Die Art der Feuerlöscher, die eingesetzt werden müssen, hängt von den vorkommenden Brandklassen ab.

Auf jedem Feuerlöscher sind die Löschmitteleinheiten und Brandklassen angegeben. Dadurch können der Typ und die Anzahl der
notwendigen Feuerlöscher ermittelt werden ( ASR A2.2).

Piktogramm Brandklasse

Brandklasse A: Brände fester Stoffe, hauptsächlich organischer Natur, die normalerweise unter Glutbildung
verbrennen. 

Beispiele: Holz, Papier, Kohle, Heu, Stroh, einige Kunststoffe (vor allem Duroplaste), Textilien, usw.

Brandklasse B: Brände von flüssigen oder flüssig werdenden Stoffen. 

Beispiele: Benzin, Ethanol, Teer, Wachs, viele Kunststoffe (vor allem Thermoplaste), Ether, Lacke, Harz

Brandklasse C: Brände von Gasen. 

Beispiele: Ethin (Acetylen), Wasserstoff, Erdgas, Methan, Propan, Butan, Stadtgas

Brandklasse D: Brände von Metallen. 

Beispiele: Aluminium, Magnesium, Natrium, Kalium, Lithium und deren Legierung

Brandklasse F: Brände svon Speiseölen/-fetten (pflanzliche oder tierische Öle und Fette) in Frittier- und
Fettbackgeräten und anderen Kücheneinrichtungen und -geräten. 

Beispiele: Speiseöle und Speisefette

Die Feuerlöscher sollten von jeder Stelle nicht mehr als 20 m der tatsächlichen Laufweglänge entfernt sein. Die Feuerlöscher sind
gut erkennbar und leicht zugänglich anzubringen.

Wenn Brände der Brandklassen C, D, F ausgeschlossen werden können, sollten, um die Folgeschäden durch z. B. Löschpulver zu
vermeiden, möglichst Wasser- oder Schaumlöscher (A, B Löscher) eingesetzt werden.

Falls Wandhydranten vorhanden sind, können diese ab einer Fläche von 400 m² mit jeweils  27 LE eingerechnet werden. Der Anteil
der LE durch Wandhydranten darf jedoch ein Drittel der erforderlichen Löschmitteleinheiten nicht übersteigen.

Je nach Gebäudehöhe  müssen trockene Steigleitungen mit Entnahmestellen in jedem Obergeschoss für die Feuerwehr vorhanden
sein. Die Positionen der Entnahmestellen sollen mit der örtlichen Feuerwehr abgestimmt werden.
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Feuerlöscher Löschschlauch Brandmelder

Brandmeldeanlage:

Jedes Krankenhaus/Pflegeheim muss mit einer flächendeckenden Brandmeldeanlage ausgestattet sein. Brandmeldungen müssen
automatisch (ohne Zeitverzögerung) an die Feuerwehralarmierungsstelle gemeldet werden. Gleichzeitig ist eine interne
Alarmierung des Personals über z. B. Funkmelder (stiller Alarm) sicherzustellen.

Zusätzlich zu den automatischen Brandmeldern sind nicht automatische Feuermelder (Druckknopfmelder) zu installieren. Um
Missbrauch zu vermeiden, sollten je nach Nutzung des Gebäudes die Melder im Dienstzimmer oder Treppenraum angebracht
werden. Dies ist mit der zuständigen Brandschutzbehörde abzustimmen.

Die Brandmeldezentrale (BMZ) bzw. die Feuerwehrinformationszentrale (FIZ), das Feuerwehranzeigetableau (FAT) und alle
notwendigen Laufkarten sollten an einer zentralen Stelle (z. B. Pforte) vorgehalten werden. Sie muss von außen durch eine
Blitzleuchte gekennzeichnet sein. Falls die zentrale Stelle nicht durchgängig besetzt ist, müssen ein Feuerwehrschlüsselkasten
und ein Freischaltelement für die Feuerwehr vorhanden sein.

Notstromanlage, Sicherheitsbeleuchtung:

Durch eine Sicherheitsbeleuchtung muss sichergestellt werden, dass die Sicherheitskennzeichen und Rettungswege, wie z. B.
notwendige Flure, Treppenhäuser, bei Stromausfall beleuchtet sind.

Organisatorischer Brandschutz

Die Voraussetzung für einen gut funktionierenden Brandschutz ist die Organisation und Durchführung von folgenden Punkten:

Prüffristen:

Da nur funktionsfähige Feuerlöschgeräte Leben retten können, sind die Prüffristen gemäß den Vorgaben der Prüfverordnung für
Feuerlöscher, Brandschutztüren, RWA-Anlagen und Feuerabschlüsse einzuhalten.

Die Feuerlöscher enthalten Löschmittel, das durch äußere Einflüsse im Laufe der Zeit unbrauchbar werden kann. Zur
Sicherstellung der Funktionsfähigkeit sind Feuerlöscher daher mindestens alle zwei Jahre durch eine befähigte Person zu prüfen.

Brandschutzbeauftragte bzw. Brandschutzbeauftragter:

In Deutschland gibt es keine generelle Forderung nach einer Brandschutzbeauftragten bzw. einem Brandschutzbeauftragten.
Allerdings wird die bzw. der Brandschutzbeauftragte in der Regel  in den Brandschutzkonzepten und Baugenehmigungen verlangt.
Das jeweilige Landesrecht ist hier zu beachten. So wird diese Funktion in Nordrhein-Westfalen in der „Richtlinie über
bauaufsichtliche Anforderungen an den Bau und Betrieb von Einrichtungen mit Pflege- und Betreuungsleistungen" gefordert.

Typische Aufgaben der bzw. des Brandschutzbeauftragten sind z. B.:

die Betriebsleitung beraten
die Brandschutzordnung erstellen und fortschreiben
die Beschäftigten unterweisen
die Einrichtung regelmäßig begehen und Mängel aufzeigen
die Kontakte zu den für den Brandschutz zuständigen Behörden pflegen

Dadurch kann die Betriebsleitung in ihren Aufgaben entlastet werden.
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Brandschutzhelferinnen bzw. Brandschutzhelfer:

Grundsätzlich müssen in allen Arbeitsbereichen mindestens fünf Prozent der anwesenden Beschäftigten als
Brandschutzhelferinnen und Brandschutzhelfer ausgebildet und benannt werden. Da Faktoren wie Brandgefährdung,
Schichtarbeit, Urlaub, krankheitsbedingte Fehlzeiten, Außeneinsätze, Anwesenheit von Personen mit eingeschränkter Mobilität
usw. zu berücksichtigen sind, ist die Zahl der notwendigen Brandschutzhelferinnen und Brandschutzhelfer über eine
Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln und festzulegen ( ASR A2.2). 

Die Unterweisung beinhaltet einen theoretischen und einen praktischen Teil. Praktische Übungen (Löschübungen) im Umgang mit
Feuerlöscheinrichtungen gehören zur fachkundigen Unterweisung.

Die Brandschutzhelfer-Ausbildung ist in einem Zeitfenster von drei bis fünf Jahren zu wiederholen. Das Unterweisungsintervall ist
abhängig von der Gefährdungsbeurteilung ( DGUV Information 205-023). Die Fachkunde der Ausbilderinnen und Ausbilder ist zu
beachten.

Brandschutzordnung:

In Absprache mit der Brandschutzdienststelle muss eine Brandschutzordnung erstellt werden. Eine Brandschutzordnung nach DIN
14096 gliedert sich in drei Teile (A, B, C).

Der Aushang (Teil A) richtet sich an alle Personen (Patientinnen und Patienten, Bewohnerinnen
und Bewohner, Besucherinnen und Besucher, Fremdfirmen, Beschäftigte), die sich in einem
Gebäude aufhalten, und besteht aus schlagwortartigen Anweisungen zur Schnellinformation
über die elementaren Verhaltensregeln im Brandfall.

Der Teil B richtet sich an alle Beschäftigte, die sich nicht nur vorübergehend in der Einrichtung
aufhalten, und enthält Hinweise zum vorbeugenden Brandschutz, zum Verhalten im Brandfall
und zum Verhalten nach einem Brand.

Der Teil C richtet sich an Beschäftigte mit besonderen Brandschutzaufgaben, wie Beschäftigte
der Telefonzentrale, Ärztin bzw. Arzt vom Dienst, Pflegedienstleitung, Stationsleitung,
Technischer Notdienst, Fahrdienste, Technische Leitung, Brandschutzbeauftragte bzw.
Brandschutzbeauftragter usw.

Die Unterweisung über die Brandschutzordnung ist von jedem Beschäftigtem
gegenzuzeichnen, um sicherzustellen, dass alle Beschäftigten über das Vorgehen im
Gefahrenfall informiert sind.

Informationen für die Feuerwehr:

An der Brandmeldezentrale (BMZ) bzw. der Feuerwehrinformationszentrale (FIZ) müssen Laufkarten für die Feuerwehr vorgehalten
werden. Ggf. sind zusätzlich Feuerwehreinsatzpläne anzufertigen. Welche Informationen aus den Plänen ersichtlich sein müssen,
ist mit der Brandschutzdienststelle abzuklären.

Flucht- und Rettungspläne:

In Krankenhäusern/Pflegeheimen ist ein Flucht- und Rettungsplan anzufertigen (vgl. ASR A1.3). Der Flucht- und Rettungsplan sollte
z. B. vor jedem Fluchttreppenraum – also auf der Innenseite des Flures – aufgehängt werden, um auch bei verrauchtem
Treppenhaus über weitere Fluchtwege zu informieren. Flucht- und Rettungspläne müssen übersichtlich, aktuell, gut lesbar und mit
Sicherheitszeichen gestaltet sein.

Aus dem Plan muss ersichtlich sein, welcher Fluchtweg vom jeweiligen Standort aus zu nehmen ist, damit man in einen sicheren
Bereich oder ins Freie gelangt. Die Standorte der Brandschutzeinrichtungen (Feuermelder, Feuerlöscher, Wandhydranten usw.)
sind in den Plan aufzunehmen. Zur schnellen Orientierung ist es wichtig, dass der Plan lagerichtig dargestellt ist. Der Standort des
Betrachtenden muss ebenfalls im Flucht- und Rettungsplan gekennzeichnet sein.

Feuerwehrpläne:

Je nach Vorgaben der örtlichen Brandschutzdienststelle müssen Feuerwehrpläne  erstellt werden. Art und Umfang sind mit der
Dienststelle abzustimmen. Wenn Feuerwehrpläne gefordert werden, müssen sie stets auf dem aktuellen Stand gehalten werden.
Sie sollten mindestens alle zwei Jahre von der bzw. dem Brandschutzbeauftragten überprüft werden.
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Brandschutzunterweisungen:

Unabhängig von der Zahl der Brandschutzhelferinnen und Brandschutzhelfer müssen alle Beschäftigten mindestens jährlich
arbeitsplatzspezifisch unterwiesen werden. Diese Unterweisung muss auch Maßnahmen gegen Entstehungsbrände und das
Verhalten im Gefahrenfall (Gebäuderäumung, Sammelplatz usw.) einschließen. Die Unterweisung ist zu dokumentieren.

Auf Grundlage der Flucht- und Rettungspläne sollten in angemessenen Zeitabständen Räumungs- und Brandschutzübungen
durchgeführt werden.

Anhand der Übungen soll mindestens überprüft werden, ob

ein horizontales Verbringen von gefährdeten Personen (Patientinnen und Patienten) in einen sicheren Bereich mit eigenem
Personal vorgenommen werden kann,
die Alarmierung zu jeder Zeit unverzüglich ausgelöst werden kann,
die Alarmierung alle Personen erreicht, die sich im Gebäude aufhalten,
sich alle Beschäftigte, die sich im Gebäude aufhalten, über die Bedeutung der jeweiligen Alarmierung im Klaren sind,
die Fluchtwege schnell und sicher benutzt werden können.

Zur Festlegung der Häufigkeit und des Umfangs der Räumungsübungen in Krankenhäusern/Pflegeheimen sowie zu deren
Durchführung sind erforderlichenfalls die zuständigen Behörden hinzuziehen ( ASR 2.3).

Bei einer Räumung/Evakuierung sollte versucht werden, die Krankenakten der Patientinnen und Patienten mitzunehmen und die
Patientinnen und Patienten ggf. zu kennzeichnen, sodass eine korrekte notwendige Weiterbehandlung sichergestellt ist.

Alle Türen im Verlauf von Flucht- und Rettungswegen müssen sich ohne Hilfsmittel (z. B. Schlüssel) leicht öffnen lassen, damit man
sich im Falle eines Brandes in Sicherheit bringen kann. Falls diese Türen verschlossen sein müssen, muss es eine Sonderlösung
geben, die das Öffnen der Türen über die BMA und von zentraler Stelle aus ermöglicht.

In Fluren und Treppenräumen, die als Flucht- und Rettungsweg dienen, dürfen keine unnötigen Brandlasten eingebracht werden.
Dekorationen etc. sind auf ein Minimum zu begrenzen. Grundsätzlich gilt:

Flure – schwer entflammbare Materialien
Treppenräume – nicht brennbare Materialien

Allgemeine Hinweise:

Es sollte ein Alarmplan aufgestellt werden, in dem festgelegt wird, welche Personengruppen oder Personen (z. B. Feuerwehr, Ärztin
bzw. Arzt vom Dienst, Pflegedienstleitung, Technische Rufbereitschaft, Bereiche ober- und unterhalb der Brandstelle) zu
informieren sind und welche Aufgaben durchgeführt werden müssen.

Im Brandfall befinden sich sehr schnell viele Personen (Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Patientinnen und Patienten,
Schaulustige) vor dem Gebäude. Daher ist es wichtig, dass sich Beschäftigte, die die Situation vor Ort kennt, für die Feuerwehr
kenntlich macht (z. B. durch eine Armbinde oder Weste) und sich bei der Feuerwehr aktiv meldet. Er oder sie informiert die
Feuerwehr über die Lage. Dadurch soll vermieden werden, dass falsche Informationen weitergeleitet werden. Die Art der
Kenntlichmachung ist im Vorfeld mit der Feuerwehr abzustimmen.

Je nach Ausdehnung der Einrichtung sollten Sammelstellen eingerichtet werden, die jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter
kennt. Die Sammelstellen sollten so gelegt werden, dass die Rettungskräfte nicht behindert werden. Hier ist auf Vollzähligkeit zu
achten. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Patientinnen und Patienten sollten sich nach ihren Stationen oder Wohngruppen
getrennt sammeln, um keine Irritationen bzgl. fehlender Personen auszulösen.

Sammelstelle
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Ökologischer Brandschutz

Zur Verringerung von Schäden für Mensch und Umwelt durch Löschwasser und Schadstofffreisetzung sollten die folgenden
Hinweise beachtet werden:

Es sollten nach Möglichkeit Stoffe verarbeitet werden, die im Brandfall eine geringe Schadstofffreisetzung und -ausbreitung
 infolge von Brandgasen haben, z. B. Böden mit einem Belag aus Linoleum anstelle von PVC.
Um eine unkontrollierte Freisetzung von größeren Mengen umwelttoxischer Stoffe zu vermeiden, sollte vom Zentrallager
immer nur der Tagesbedarf an Gefahrstoffen abgegeben werden.
Grundsätzlich sollten Feuerlöscher nur mit einem Löschmittel ausgewählt werden, welches für die Brandklasse geeignet ist
und beim Löschen und bei der Entsorgung die geringste Belastung darstellt.

Psychiatrische Krankenhäuser und Pflegeheime

Bei psychiatrischen Krankenhäusern, forensischen Kliniken und Pflegeheimen müssen ggf. einige Besonderheiten beachtet
werden. Dort kann vorgesehen sein, dass Türen auch im Verlauf von Flucht- und Rettungswegen verschlossen werden dürfen, wenn
aufgrund öffentlichrechtlicher Vorschriften verhindert werden muss, dass bestimmte Personen bestimmte räumliche Bereiche
unkontrolliert verlassen.

Dies führt jedoch zu einem Zielkonflikt, da sich laut Arbeitsstättenverordnung und Arbeitsstättenregel 2.3 Türen im Verlauf von
Fluchtwegen oder Türen von Notausgängen „von innen ohne besondere Hilfsmittel (Schlüssel = Hilfsmittel) jederzeit leicht öffnen
lassen müssen, solange sich Beschäftigte in der Arbeitsstätte befinden“. Hier können ggf. Fluchttürsteuerungen zum Einsatz
kommen. Grundsätzlich wird unterschieden zwischen Fluchttürsteuerungen mit Regelzulassung und Fluchttürsteuerungen, die
eine Sondergenehmigung benötigen.

Aufgabe von Fluchttürsteuerungen ist es, die Notfallöffnung von sonst verschlossen gehaltenen Türen in Rettungswegen in
geschlossenen Bereichen (Stationen, Wohngruppen, Therapieeinrichtungen usw.) ohne Einsatz von Hilfsmitteln (z. B. Schlüsseln)
zu ermöglichen. Sollen Türen im Verlauf von Fluchtwegen oder Türen von Notausgängen ohne Regelzulassung betrieben werden,
muss immer eine Gefährdungsbeurteilung durchgeführt werden. Hier müssen alle Besonderheiten betrachtet werden, die sich
aufgrund der verschlossenen Türen ergeben können. Es müssen Arbeitsschutzmaßnahmen getroffen werden, die es ermöglichen,
im Brandfall den Bereich sicher zu verlassen. So sollten die Türen z. B. folgende Voraussetzungen erfüllen:

1. Verschlossene Türen müssen im Brandfall (bestätigter Feueralarm im Brandabschnitt/im Bereich selbst) sowie bei
Stromausfall automatisch entriegeln.

2. Diese Türen müssen sich von zentraler Stelle aus (z. B. Dienstzimmer) öffnen lassen.
3. Die Funktionstüchtigkeit der Türen ist regelmäßig durch eine befähigte Person zu prüfen.
4. Türen müssen sich jederzeit vor Ort mit einem Schlüssel öffnen lassen, unabhängig davon, ob eine Brandmeldung vorliegt

oder nicht.
5. Die Funktionsweise der Türen ist wiederkehrend in die arbeitsplatzspezifische Unterweisung einzubeziehen.

Aufgrund der besonderen Gefährdungssituation in psychiatrischen Einrichtungen sollte im Pflegedienstzimmer ein Feuerlöscher
vorhanden sein. Dieser sollte nach Möglichkeit zusammen mit dem Feuermelder, falls im Raum vorhanden, und dem Teil A der
Brandschutzordnung eine Einheit bilden.
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Definition

Fluchtwege sind Wege wie Flure, Treppen und Ausgänge ins Freie, über die sich Menschen im Gefahrenfall in Sicherheit bringen
können (Selbstrettung).

Rettungswege sind Zugänge und Wege für Einsatzkräfte (Feuerwehr), über die eine Rettung von Personen oder die
Brandbekämpfung vorgenommen werden kann.

Notwendige Flure sind Flure, die von Aufenthaltsräumen zu Treppenräumen notwendiger Treppen oder zu Ausgängen ins Freie
führen.

Stichflure sind Flure, die nur eine Fluchtrichtung haben. Die Länge des Stichflurs darf maximal 10 m betragen. Die Fluchtweglänge
darf nicht länger als 35 m (Luftlinie) betragen.

Brandabschnitte sind Bereiche, die durch Brandwände unterteilt sind, um den Übertritt von Feuer und Rauch auf benachbarte
Gebäude oder Gebäudeteile zu verhindern.

Rauchabschnitte müssen durch Rauchschutz-Abschlüsse (z. B. Rauchschutztüren) gebildet werden, die den Rauchdurchtritt für ca.
zehn Minuten verhindern sollen. Ggf. sind notwendige Flure durch rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse in
Rauchabschnitte zu unterteilen.

Räumung: Vorsorgliche Maßnahmen

1. Ausmaß der Gefährdung ist abzusehen
2. Vorübergehendes Freiräumen
3. Eine Wiederbelegung ist abzusehen

Evakuierung: Endgültige Maßnahme

1. Ausmaß der Gefährdung ist noch nicht abzusehen
2. Langfristiges Freiräumen
3. Eine Wiederbelegung ist noch nicht abzusehen

Quellen

Aufgaben, Qualifikation, Ausbildung und Bestellung von Brandschutzbeauftragten, DGUV Information 205-003
Brandschutzhelfer, DGUV Information 205-023
Muster-Verordnung über Prüfungen von technischen Anlagen und Einrichtungen nach Bauordnungsrecht (Muster-PrüfVO)
Muster einer Verordnung Über den Bau und Betrieb von Krankenhäusern – Krankenhausbauverordnung (KhBauVo)
Richtlinie über elektrische Verriegelungssysteme von Türen in Rettungswegen (EltVTR)
Technische Regeln für Arbeitsstätten – Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung, ASR A1.3
Technische Regeln für Arbeitsstätten – Maßnahmen gegen Brände, ASR A2.2
Technische Regeln für Arbeitsstätten – Fluchtwege und Notausgänge, Flucht- und Rettungsplan, ASR A2.3
Brandschutztechnische Anforderungen an Krankenhäuser – Arbeitspapier für die Brandschutzdienststellen (AGBF)

Zurückgezogen

DGUV Information des SG „Betrieblicher Brandschutz“ – Einsatz von Löschdecken
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Neben der Computertechnik mit PCs, Servern und Druckern finden sich im Krankenhaus eine Vielzahl elektrischer Geräte wie: 
Verlängerungsleitungen, Netzgeräte, Lampen, Kühlschränke, Kopiergeräte, Kaffeemaschinen, Mikrowellen, Waschmaschinen etc.

Außerdem hat jede medizinische Fachabteilung, abhängig vom Tätigkeitsfeld, verschiedenste Geräte zur medizinischen
Diagnostik oder Behandlung (Medizingeräte), wie Röntgengeräte, Ultraschallgeräte, EKG-/EEG-Geräte, HF-Chirurgie-Geräte,
Zentrifugen und anderes.

Im Bereich der Haustechnik werden neben zahlreichen kleinen handgeführten Elektrowerkzeugen wie z. B. Bohr- und
Schleifmaschinen auch große elektrische Anlagen wie Nieder- und Hochspannungsverteilungen, Notstromaggregate,
raumlufttechnische Anlagen, Aufzüge, Kompressoren etc. betrieben.

Der unsachgemäße Umgang mit elektrischen Betriebsmitteln und Anlagen sowie technische Defekte können zu schweren
Stromunfällen führen. Dabei handelt es sich im Allgemeinen um Kurzschlüsse, Körperdurchströmungen oder Sekundärwirkungen
(z. B. Absturz bei Arbeiten auf Leitern), die auch schon bei Spannungen von 230 V schwere Verletzungen verursachen können und
im schlimmsten Fall zum Tode führen.

Darüber hinaus geht von elektrischen Geräten eine ernst zu nehmende Brandgefahr aus. Defekte elektrische Geräte sind eine der
Hauptursachen für Krankenhausbrände.

Der Unternehmer/Arbeitgeber ist verantwortlich für die Bereitstellung sicherer elektrischer Arbeitsmittel. Er hat dafür zu sorgen,
dass elektrische Geräte und Anlagen grundsätzlich so betrieben, installiert, gewartet und instand gesetzt werden, dass das Risiko
von Stromunfällen und möglichen Brandausbrüchen minimiert ist.

Das potenzielle Sicherheitsrisiko, das von elektrischen Geräten und Anlagen ausgeht, macht die Durchführung von
Elektroprüfungen und die Einhaltung elektrotechnischer Regeln und Sicherheitsvorkehrungen erforderlich.

Abgrenzung von Medizingeräten

Grundsätzlich werden allgemeine elektrische Arbeits- bzw. Betriebsmittel und medizinische Geräte („Medizinprodukte“)
unterschieden. Im Hinblick auf elektrische Geräte gelten als Medizinprodukte im Sinne des Medizinproduktegesetzes (MPG) im
Wesentlichen solche, die der Erkennung, Verhütung, Überwachung, Untersuchung, Behandlung oder Linderung von Krankheiten,
Verletzungen oder Behinderungen dienen.

Die Medizinproduktebetreiberverordnung (MPBetreibV) konkretisiert die Anforderungen an Prüffristen, Prüfumfänge und
Prüferqualifikationen. Demnach sind, sofern durch den Hersteller oder durch die „anerkannten Regeln der Technik“ keine anderen
Vorgaben gemacht werden, Medizinprodukte spätestens nach zwei Jahren sicherheitstechnisch überprüfen zu lassen. In Bezug auf
die Prüfung elektrischer Medizinprodukte ist insbesondere VDE 0751 als „Regel der Technik“ zu berücksichtigen.

Alle anderen, nicht diesen Zwecken dienenden krankenhauseigenen Elektrogeräte gelten als elektrische Arbeitsmittel im Sinne
der Betriebssicherheitsverordnung bzw. als elektrische Betriebsmittel im Sinne der Unfallverhütungsvorschrift DGUV-Vorschrift 3
„Elektrische Anlagen und Betriebsmittel“.

Stromunfälle
Wann kommt es zu welcher Unfallart?

Ein Stromunfall kann physiologische, thermische und mechanische Unfallwirkungen auf den Menschen haben. Die Wirkungen des
elektrischen Stromes hängen ab von:

der Stromstärke,
der Stromart (Gleich-/Wechselstrom),
dem Weg des Stromes durch den Körper
sowie von der Einwirkdauer und der Frequenz.
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Folgende Unfallarten können unterschieden werden

Kurzschluss

Ein Kurzschluss entsteht immer dann, „wenn zwei aktive Teile unterschiedlichen Potenzials elektrisch leitend verbunden werden“.
Der zwischen diesen Teilen fließende Strom wird Kurzschlussstrom genannt.

Folgende Auswirkungen und Folgen sind dabei möglich:

akustische Auswirkungen: z. B. Knalltraumata durch entsprechenden Lärm
thermische Auswirkungen: Verbrennungen der Haut, Auslösen von Bränden, Schmelzen von Metall etc.
Blenden oder Verblitzen der Augen durch Lichtbögen
elektrodynamische Kräfte: Die sehr hohen Stromstärken, die während eines Kurzschlusses zwischen den verschiedenen
Leitern einer Niederspannungsanlage auftreten können, erzeugen beträchtliche Kräfte von mehreren Hundert Newtonmetern
und können zu schweren mechanischen Wunden, aber auch inneren Verletzungen führen.

Zur Verhinderung von Stromunfällen in Niederspannungsnetzen werden FI-Schalter (Fehlerstromschutzschalter) eingebaut. Der
Fehlerstromschutzschalter trennt bei Überschreiten eines bestimmten Differenzstroms den überwachten Stromkreis vom
restlichen Netz. Zum Personenschutz dienen Fehlerstromschutzschalter mit einem Auslösestrom IN ≤ 30 mA.

Körperdurchströmung

Die Körperdurchströmung ist eine Sonderform des Kurzschlusses. Der Kurzschlussstrom läuft hierbei durch den menschlichen
Körper. Die daraus resultierende Gefährdung hängt ab von:

der Höhe des Stroms
der Zeit des Stromflusses
dem Weg des Stromflusses (geht der Strom über das Herz?)

Die Folgen einer Körperdurchströmung können, je nach Ausprägung der drei oben genannten Parameter, vom leichten elektrischen
Schlag über Hautverbrennungen bis hin zum Herzkammerflimmern oder sogar zum Herzstillstand gehen.

Problematisch ist auch, dass schon bei einer Stromstärke von etwa 20 mA (Milliampere) die Muskeln verkrampfen und das
Loslassen eines spannungsführenden Gegenstandes nicht mehr möglich ist.

In Abhängigkeit von den äußeren Umständen (feuchte Hände, nasser Boden) können bereits Spannungen weit unterhalb der
normalen Netzspannung von 230 V zu gefährlichen bis tödlichen Stromstärken führen.

Sekundärunfälle

Diese Unfallursache wird bei Stromunfällen oft übersehen. Sekundärunfälle können dann entstehen, wenn der elektrische Strom
den menschlichen Körper nur kurzzeitig durchströmt. Hierbei muss es noch nicht zu strombedingten Verletzungen kommen.
Häufig resultieren daraus aber aufgrund von Abwehr- oder Schreckreaktionen Unfälle wie:

Sturz oder Absturz: Jemand führt Arbeiten auf einer Leiter aus und stürzt durch die Schreckreaktion auf einen elektrischen
Schlag ab.
Verletzungen, wie Schnitte, Stiche, Quetschungen, können aus dem schnellen Zurückziehen der Hand aus dem
Gefahrenbereich resultieren. Vor allem wenn sich scharfe Metallkanten in der Nähe befinden, kann es zu Schürf- oder
Schnittwunden kommen.
Verletzungen durch herab fallende Teile, durch Stolpern ausgelöstes Umkippen oder Herabfallen von Gegenständen in der
Nähe des Arbeitsbereiches.
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Erste Hilfe nach Stromunfällen

Durch unbeabsichtigtes Umfassen spannungsführender Teile kann eine Muskelverkrampfung eingetreten sein, sodass der
Betroffene sich nicht mehr lösen kann. So besteht auch für den Helfer die Gefahr einer Körperdurchströmung. In diesem Fall muss
zuerst die entsprechende elektrische Anlage bzw. das elektrische Betriebsmittel spannungsfrei gemacht werden. Dies kann durch
das Herausziehen des Steckers, das Betätigen des Hauptschalters oder das Herausnehmen der zugehörigen Sicherung
geschehen.

Ist dies, z. B. aus Zeitgründen, nicht möglich, so muss man den Verletzten von den unter Spannung stehenden Teilen trennen.
Dabei sollte der Helfer zunächst darauf achten, dass sein Standort isoliert ist (z. B. durch dicke Kunststoffsohlen, Gummimatten
etc.). Ohne den Verletzten direkt zu berühren, kann man ihn nun an seinen Kleidern wegziehen oder mit einem nicht leitenden
Gegenstand, z. B. einem Holz- oder Kunststoffstuhl, wegschieben. Erst danach sind die erforderlichen Erste-Hilfe-Maßnahmen
durchzuführen. Eine evtl. nötige Herz-Lungen-Wiederbelebung ist so lange fortzusetzen, bis der Erfolg eingetreten ist oder bis ein
Arzt die Versorgung des Verletzten übernommen hat. Grundsätzlich ist nach jedem Elektrounfall der Durchgangsarzt aufzusuchen!

Für eine Erste Hilfe nach Stromunfällen kann man sich grundsätzlich an folgenden Handlungsschritten orientieren:

Niederspannungsunfall:

Eigensicherung – Spannungsquelle abschalten
Befragung des Verunfallten
Zuleitung zum nächsterreichbaren Arzt, Klinik, ggf. Notarzt
Falls nicht ansprechbar: Prüfung von elementaren Lebenszeichen (Vitalitätszeichen)
Wenn Atmung und elementare Lebenszeichen vorhanden: stabile Seitenlagerung
Alarmierung von ärztlicher Hilfe, Rettungskräften und Notarzt
Wenn Vitalitätszeichen oder Atmung fehlend:
Automatische externe Defibrillation (wenn vorhanden); sonst:
Herz-Lungen-Wiederbelebung
Alarmierung von ärztlicher Hilfe, Rettungskräften und Notarzt

Hochspannungsunfall:

Sofort Alarmierung von ärztlicher Hilfe, Rettungskräften und Notarzt, durch diesen sofortige Einweisung in Klinik
Eigensicherung – Spannungsquelle abschalten (ggf. durch Elektrofachkraft, Fachpersonal des Betreibers)
Befragung des Verunfallten
Falls nicht ansprechbar: Prüfung von elementaren Lebenszeichen (Vitalitätszeichen)
Wenn Atmung und elementare Lebenszeichen vorhanden: stabile Seitenlagerung
Wenn Vitalitätszeichen oder Atmung fehlend:
Automatische externe Defibrillation (wenn vorhanden); sonst:
Herz-Lungen-Wiederbelebung
Verbrennungen: falls möglich, kühlen (Kälte-Pack, fließendes kaltes Wasser)
Im Übrigen: steril abdecken (Kompresse, aus Verbandkasten!), keine Puder, Cremes, Salben o. Ä. auftragen!
Augenverletzungen: steril abdecken

Weiterführende Informationen zu Gefahren durch elektrischen Strom und Stromunfälle finden Sie in den folgenden
Veröffentlichungen der BGETEM:

Gefahren des elektrischen Stroms (für Auszubildende) (AB 006, BGETEM, Reihe: Arbeitsschutz konkret)
DVD „Schutz vor den Gefahren des elektrischen Stroms“ (DVD 001, BG ETEM)
Stromunfälle, Herzkammerflimmern und Letalität (M 007, BGETEM)

Quellen

Gefahren des elektrischen Stroms (für Auszubildende) (AB 006, BGETEM, Reihe: Arbeitsschutz konkret)
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Brandgefahren durch elektrische Anlagen und Betriebsmittel

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel stellen eine potenzielle Brandgefahr dar und sind eine wesentliche Ursache in der
Brandschadenstatistik. Veraltete und stark beanspruchte Elektrogeräte können Defekte aufweisen, aber auch der Einsatz von
neuen preisgünstigen und mangelhaft gefertigten Produkten kann eine Brandgefahr darstellen. Hier gilt es klare Regeln für die
beschaffenden Stellen sowie für private Geräte der Mitarbeiter aufzustellen, in denen Mindestanforderungen (CE-Kennzeichnung,
GS-Prüfsiegel) formuliert werden. Besonders hoch ist das Risiko bei Geräten, die im Betrieb eine deutliche Wärmeentwicklung
zeigen. Hier kann der unsachgemäße Gebrauch zu einem Brand führen. Elektrogeräte, die beim Betrieb beabsichtigt oder als
unerwünschter Nebeneffekt Hitze erzeugen, müssen von brennbaren Materialien ferngehalten werden. Die Hitze muss auf
ungefährliche Weise abgeführt werden, sodass sich kein Wärmestau bilden kann.

Elektrowärmegeräte wie z. B. Kaffeemaschinen sind heute meist so konstruiert, dass zur Unterlage ein genügend großer, vor Hitze
schützender Abstand besteht; sollte dies nicht der Fall sein, müssen sie auf feuerfesten Unterlagen, z. B. Fliesen, aufgestellt
werden. Für bestimmte private Elektrogeräte, die im Betrieb eingesetzt werden, wie z. B. Tauchsieder, sollten Verbote erlassen
werden. Der Einsatz geeigneter Geräte, die vorschriftsmäßig geprüft und ordnungsgemäß betrieben werden, liegt in der
Verantwortung des Unternehmers.

Elektrische Geräte müssen den für sie geltenden Produktnormen genügen und entsprechend der DGUV-Vorschrift 3 geprüft
werden. Um einen sicheren Betrieb elektrischer Anlagen zu gewährleisten, müssen diese mindestens den anerkannten Regeln der
Elektrotechnik (Bestimmungen des Verbandes der Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik e. V. – VDE) oder gleichwertiger
Sicherheit entsprechen.

Elektrische Anlagen dürfen nur von Elektrofachkräften errichtet werden. Hier sind vor allem Vorschriften der DIN-VDE-Reihe 100
grundlegend zu beachten. Für deren Betrieb gilt die DIN VDE 0105. Hiernach müssen elektrische Anlagen in ordnungsgemäßem
Zustand gehalten und entsprechend den VDE-Bestimmungen regelmäßig geprüft werden. Für alle elektrotechnischen
Einrichtungen und Geräte gelten, sofern sie Arbeitsmittel darstellen, auch die Anforderungen der Betriebssicherheitsverordnung
(BetrSichV).

Um einen Brand durch elektrische Anlagen und Geräte zu verhüten, müssen folgende Sicherheitsmaßnahmen eingehalten werden:

Sicherheitsabstände elektrischer Betriebsmittel zu brennbaren Materialien dürfen nicht unterschritten werden. Insbesondere
Geräte mit Hitzeentwicklung dürfen nicht mit brennbaren Materialien zugestellt werden. Die Belüftungsöffnungen an
Elektrogeräten dürfen niemals abgedeckt werden, da sich sonst ein gefährlicher Hitzestau bilden kann.
Defekte elektrische Geräte sind umgehend aus dem Verkehr zu ziehen und einer Reparatur zuzuführen (evtl.
Ersatzbeschaffung beantragen).
Mehrfachsteckdosen sind für eine Leistung von 3.000 bis 3.500 Watt ausgelegt. Der Anschluss mehrerer Verbraucher, die in
ihrer Summe diese Leistung überschreiten, führt zu einer Erhitzung der Steckerleiste. Die Verwendung von mehreren
Mehrfachsteckleisten hintereinander ist daher zu vermeiden.
In Technikräumen (Trafo- und anderen elektrischen Schalträumen, Übergabestationen, Technik-zentralen, Medienschächten,
Zwischendecken, Energie-Kanal etc.) dürfen, auch vorübergehend, keine brennbaren Materialien gelagert werden.
Beim Verlassen des Arbeitsplatzes sollten elektrische Geräte wenn möglich ausgeschaltet werden. Es sei denn, ein
Dauerbetrieb ist zwingend erforderlich. In diesem Fall müssen die Geräte den für den jeweiligen Einsatzbereich erforderlichen
Vorschriften für den Dauerbetrieb (Überhitzungsschutz etc.) entsprechen.
Sicherungen dürfen nicht geflickt oder überbrückt, Leitungen nicht behelfsmäßig verlegt und elektrische Betriebsmittel, die
zur Befestigungsfläche hin offen sind, nicht auf einer brennbaren Unterlage montiert werden.
Brennbares Lagergut sollte so gestapelt werden, dass ein Mindestabstand von 0,5 m zu Leuchten eingehalten wird. Bei
Strahlerleuchten sollten die vom Hersteller vorgegebenen Sicherheitsabstände eingehalten werden. Fehlen diese, ist ein
Mindestabstand von 1 m empfehlenswert.
Bei der Anbringung von Leuchten auf einer brennbaren Befestigungsfläche sind hierfür geeignete Ausführungen auszuwählen.
Hinweise hierzu finden sich in den „Richtlinien für den Brandschutz – Elektrische Leuchten“ und „Richtlinien für Niedervolt-,
Beleuchtungsanlagen und ?systeme“.
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Elektrotechnische Regeln

Die Sicherheit von elektrischen Anlagen und Betriebsmitteln wird maßgeblich durch die Anwendung von Schutzmaßnahmen
bestimmt, die das Ziel haben, dass bei ihrem üblichen Gebrauch keine Gefahren für Lebewesen oder Sachwerte entstehen. Daher
hat der Unternehmer dafür zu sorgen, dass elektrische Anlagen und Betriebsmittel entsprechend den anerkannten Regeln der
Technik errichtet und betrieben werden. Diese sind in den DIN-VDE-Bestimmungen enthalten.

Hierzu zählen insbesondere die Normenreihen:

DIN VDE 0100 „Errichten von Niederspannungsanlagen“ mit Nennspannungen bis 1000 V Wechselspannung (AC) und 1500 V
Gleichspannung (DC)
Die Normenreihe DIN VDE 0100 Gruppe 400 bildet die Grundlage für ein komplexes Sicherheitskonzept in elektrotechnischen
Anlagen
DIN VDE 0101 für Starkstromanlagen mit Nennwechselpannungen über 1 kV
DIN VDE 0105 „5 Sicherheitsregeln der Elektrotechnik“

Für Starkstromanlagen in Krankenhäusern und medizinisch genutzten Räumen außerhalb von Krankenhäusern gilt DIN VDE 0100-
710 und DIN VDE-0100-560.

Die elektrisch betriebenen medizinischen Geräte müssen der Normenreihe DIN EN 60601 entsprechen.

Titel: Konzept des Schutzes von Personen nach DIN VDE 0100-410 (VDE 0100 Teil 410)

(Quelle: HEA – Fachgemeinschaft für effiziente Energieanwendung e. V.)

Wichtige VDE-Bestimmungen für den Betrieb elektrischer Anlagen und Betriebsmittel sind weiterhin:

DIN VDE 0701-0702 „Prüfung nach Instandsetzung, Änderung elektrischer Geräte – Wiederholungsprüfung elektrischer Geräte
– Allgemeine Anforderungen für die elektrische Sicherheit“
DIN VDE 0104 „Prüfanlagen; Errichten und Betreiben“
DIN VDE 0800-1 „Fernmeldetechnik; Allgemeine Begriffe, Anforderungen und Prüfungen für die Sicherheit der Anlagen“
DIN VDE 0100-600 (VDE 0100-600): 2008-06 Errichten von Niederspannungsanlagen - Teil 6: Prüfungen (IEC 60364-6: 2006,
modifiziert); Deutsche Übernahme HD 60364-6: 2007
DIN VDE 0105-100 (VDE 0105-100): 2009-10 Betrieb von elektrischen Anlagen - Teil 100: Allgemeine Festlegungen
DIN EN 60204-1 (VDE 0113-1): 2007-06 Sicherheit von Maschinen - Elektrische Ausrüstung von Maschinen - Teil 1: Allgemeine
Anforderungen (IEC 60204-1: 2005, modifiziert)
Normen der Reihe DIN VDE 0404 (VDE 0404) Prüf- und Messeinrichtungen zum Prüfen der elektrischen Sicherheit von
elektrischen Geräten
DIN EN 61010-1 (VDE 0411-1) Sicherheitsbestimmungen für elektrische Mess-, Steuer-, Regel- und Laborgeräte
Normen der Reihe DIN EN 61557 (VDE 0413) Elektrische Sicherheit in Niederspannungsnetzen bis AC 1000 V und DC 1500 V –
Geräte zum Prüfen, Messen oder Überwachen von Schutzmaßnahmen
DIN VDE 0701-0702 (VDE 0701-0702): 2008-06 Prüfung nach Instandsetzung, Änderung elektrischer Geräte – Wiederholungs-
prüfung elektrischer Geräte – Allgemeine Anforderungen für die elektrische Sicherheit

Alle VDE-Normen sind kostenpflichtig zu beziehen über: VDE-Verlag GmbH, Postfach 12 23 05, 10591 Berlin 
http://www.vde-verlag.de/normen.html
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Allgemeine und besondere Sicherheitsregeln

Zum Schutz vor den Gefahren des elektrischen Stroms ist die Einhaltung von Sicherheitsregeln unbedingt erforderlich.

Sicherheitsregeln für den elektrotechnischen Laien:

Prüfen Sie elektrische Geräte und Anlagen vor der Benutzung auf augenscheinliche Mängel (z. B. brüchige Isolationen,
Quetschungen von Leitungen, offen liegende Adern).
Verwenden und bedienen Sie Geräte und Anlagen entsprechend der Benutzerinformation oder der Einweisung.
Ziehen Sie Geräteanschluss- oder Verlängerungsleitungen stets am Stecker aus der Steckdose, nie an der Leitung selbst.
Schalten Sie Mehrfachsteckdosen nicht in Reihe, da dies zu Überlastung der elektrischen Leitungen führen kann, wenn
mehrere Geräte mit zu hohen Anschlussleistungen (Watt-Zahlen) angeschlossen werden. Die Überhitzung der Leitung stellt
eine Brandgefahr dar.
Führen Sie elektrische Leitungen nicht durch Fenster oder Türen: Wenn diese geschlossen werden, wird die Leitung
gequetscht oder die Isolierung beschädigt.
Hängen Sie keine Gegenstände an sichtbar verlegten Elektroleitungen, wie z. B. Kleiderbügel oder Dekorationen, auf. Dies
kann zu mechanischen Beschädigungen der Leitungen führen, die oft äußerlich nicht erkennbar sind. Bei Störungen (z. B.
Wackelkontakt) sofort Stecker ziehen oder Spannung abschalten.
Sorgen Sie dafür, dass Zuleitungen keine Stolperstellen bilden: 
Elektrische Leitungen dürfen nicht ungeschützt in Verkehrswegen verlegt werden. Durch Betreten können die Isolation und die
stromführenden Adern beschädigt werden, außerdem bilden lose liegende Leitungen Stolperstellen.
Vermeiden Sie die Beschädigung von Schaltern und Steckdosen durch Anstoßen beim Transport von Betten, Pflegearbeits-
oder Transportwagen. Defekte Abdeckungen müssen möglichst schnell instand gesetzt werden.
Melden Sie Schäden oder Veränderungen an elektrischen Geräten und Anlagen sofort der Elektrofachkraft. Weisen Sie andere
Personen auf mögliche Gefahren hin.
Reparaturen und Arbeiten an elektrischen Geräten und Anlagen – auch noch so einfacher Art – darf nur eine Elektrofachkraft
ausführen.
Verwenden Sie bei besonderen Umgebungsbedingungen, wie z. B. extreme Hitze, Kälte, Nässe, chemische Einflüsse, feuer-
bzw. explosionsgefährdete Bereiche, nur die dafür bereitgestellten Geräte. Die Auswahl trifft die Elektrofachkraft.
Elektrische Betriebsstätten und Schaltanlagen nicht betreten. Achten Sie auf Beschilderung und Absperrungen. Sorgen Sie
dafür, dass Verteilungen, Schalttafeln, Not- und Bereichsschalter sowie die Türen zu elektrischen Betriebsräumen ständig frei
zugänglich sind. Sie dürfen deshalb nicht zugestellt oder verhängt werden.

Elektrische Anlagen und Betriebsmittel dürfen nur von einer Elektrofachkraft (befähigte Person nach
Betriebssicherheitsverordnung bzw. TRBS 1203) oder unter Leitung und Aufsicht einer Elektrofachkraft entsprechend den
elektrotechnischen Regeln errichtet, geändert und instand gehalten werden. Für die Tätigkeiten der Elektrofachkraft gelten
spezielle Sicherheitsregeln, die Sie auf den folgenden Seiten unter „weitere Hinweise“ finden.

Sicherheitsregeln für die Elektrofachkraft 
Arbeiten an aktiven Teilen  – Arbeiten in der Nähe aktiver Teile

An unter Spannung stehenden aktiven Teilen elektrischer Anlagen und Betriebsmittel darf, abgesehen von den in § 8 der DGUV
Vorschrift 3 festgelegten Ausnahmeregelungen, nicht gearbeitet werden.

Das Arbeiten im spannungsfreien Zustand ist also der „Normalfall“ und setzt voraus, dass die betroffenen Anlagenteile festgelegt
und die Beschäftigten entsprechend auf den zulässigen Arbeitsbereich hingewiesen werden. Dazu gehört die Kennzeichnung der
Arbeitsstelle bzw. des Arbeitsbereiches und, falls erforderlich, des Weges zur Arbeitsstelle innerhalb der elektrischen Anlage. Das
Herstellen des spannungsfreien Zustandes vor Beginn der Arbeiten und dessen Sicherstellen an der Arbeitsstelle für die Dauer der
Arbeiten geschehen unter Beachtung der nachfolgenden fünf Sicherheitsregeln, deren Anwendung der Regelfall sein muss:

1. Freischalten
2. Gegen Wiedereinschalten sichern
3. Spannungsfreiheit feststellen
4. Erden und kurzschließen
5. Benachbarte, unter Spannung stehende Teile abdecken oder abschranken

Die unter besonderer Berücksichtigung der betrieblichen und örtlichen Verhältnisse, z. B. bei Hoch- oder Niederspannungs-
Freileitungen, -Kabeln oder -Schaltanlagen, durchzuführenden Maßnahmen sind im Einzelnen in den elektrotechnischen Regeln
festgelegt.
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Arbeiten unter Spannung

Auch beim Herstellen des spannungsfreien Zustandes, dass heißt bei der Anwendung der fünf Sicherheitsregeln, kann es sich um
Arbeiten unter Spannung handeln. Wenn eine Person beim Arbeiten an elektrischen Anlagen bewusst mit Körperteilen,
Werkzeugen, Ausrüstungen oder Hilfsmitteln nicht-isolierte unter Spannung stehende Teile berührt oder in die Gefahrenzone
eindringt, spricht man von „Arbeiten unter Spannung“.

Die technischen und organisatorischen Maßnahmen bei „Arbeiten unter Spannung“ werden in der DGUV-Regel 103-011 „Arbeiten
unter Spannung an elektrischen Anlagen und Betriebsmitteln (BGR A3)“ unter Berücksichtigung der ergänzenden Festlegungen
der DIN VDE 0105-100 „Betrieb von elektrischen Anlagen; Teil 100: Allgemeine Festlegungen“ beschrieben.

Die Grundlage für die festzulegenden Schutzmaßnahmen bildet in jedem Fall die im Vorfeld zu erstellende
Gefährdungsbeurteilung. Außerdem erfordert die Durchführung dieser Arbeiten eine detaillierte Vorplanung und Koordination
durch qualifizierte Mitarbeiter, schriftliche Arbeitsanweisungen und Arbeitsfreigaben sowie die Benennung von
Arbeitsverantwortlichen.

Beschaffung von elektrischen Geräten

Elektrische Betriebsmittel müssen unter Berücksichtigung der Umgebungsbedingungen ausgewählt werden. Zu berücksichtigen
sind z. B. Temperatur, Feuchtigkeit, Staub, mechanische oder chemische Beanspruchung. Zusätzlich ist bei der Anschaffung neuer
elektrischer Arbeitsmittel auf deren arbeitsergonomische Beschaffenheit zu achten. Die Eigenschaften der Mitarbeiter (z. B.
Körpergröße, Linkshändigkeit) sind bei der Auswahl der Arbeitsmittel zu berücksichtigen.

Alle elektrischen Geräte müssen mindestens über eine CE-Kennzeichnung verfügen. Zusätzlich müssen die
Konformitätsbescheinigung und die Betriebsanleitung in deutscher Sprache vorhanden sein. Die Betriebsmittel müssen für den
gewerblichen Einsatz geeignet sein (siehe Betriebsanleitung). Das VDE-Prüfzeichen bescheinigt die Übereinstimmung mit den
harmonisierten Normen und ist deshalb mit dem zusätzlichen Zeichen geprüfte Sicherheit [GS] dringend zu empfehlen. Geräte der
Schutzklasse 2 sind denen der Schutzklasse 1 vorzuziehen.

Die Zuleitungen der Geräte müssen so verlegt werden, dass sie nicht im Weg liegen und damit zur Stolperfalle werden
(beispielsweise bei elektrisch höhenverstellbaren Behandlungstischen) und um mechanische Belastungen der Zuleitung zu
verhindern.

Für gewerbliche Einkäufer bietet die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) einen Kurz-Check zur Beurteilung
von Leuchten und Elektrogeräten (Kurzer Sicherheitscheck – Leuchten und Elektrogeräte).

Für die Hersteller elektrischer Geräte sind die Anforderungen in der „Verordnung über das Inverkehrbringen elektrischer
Betriebsmittel zur Verwendung innerhalb bestimmter Spannungsgrenzen (1. GPSGV)“ definiert. Für neue elektrische
Betriebsmittel, die auf dem Markt bereitgestellt werden, muss der Hersteller diese Verordnung anwenden und sicherstellen, dass
die elektrischen Betriebsmittel, die er herstellt, entwickelt oder herstellen lässt oder die er vermarktet, gemäß der 1. GPSGV
beschaffen sind.
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Mitarbeiterunterweisung

Mitarbeiter sind vor Aufnahme der Tätigkeit und danach jährlich zu unterweisen, wie sie sachgerecht und sicher mit elektrischen
Geräten und deren Zuleitungen umzugehen haben. Diese Verpflichtung leitet sich aus dem § 14 Arbeitsschutzgesetz in Verbindung
mit § 9 Betriebssicherheitsverordnung ab. Darüber hinaus besteht die Pflicht zur Unterweisung nach § 4 der DGUV-Vorschrift 1.

Unterweisungsinhalte zur Elektrosicherheit für Mitarbeiter, die nicht der Haustechnik angehören, können beispielhaft sein:

Betriebsmäßig spannungsführende Teile dürfen nicht berührt werden. Schutzabdeckungen nie öffnen.
Vor Inbetriebnahme eines elektrischen Gerätes Kontrolle auf sichtbare Beschädigungen des Gerätes, der Schalter und der
Anschlussleitungen durchführen.
Defekte Geräte (z. B. fehlende oder defekte Isolierung von Kabeln) sofort vom Stromkreis trennen und nicht weiter betreiben.
Keine unsachgemäße Reinigung (Besprühen der elektrischen Teile einer Maschine, z. B. Bedienteile) durchführen.
Keine Reparaturen an elektrischen Geräten/Maschinen selbst durchführen. Elektrische Geräte/Maschinen dürfen nur vom
Fachmann (Elektrofachkraft) repariert werden.

Selbstverständlich sind auch „Elektrofachkräfte für festgelegte Tätigkeiten (EFffT)“ und „elektrotechnisch unterwiesene Personen“
bezüglich der bei ihren Tätigkeiten auftretenden Gefahren sowie geeigneten Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln zu
unterweisen.

Diese Unterweisung im Bereich der Haustechnik sollte sinnvollerweise von der Aufsicht führenden Elektrofachkraft durchgeführt
werden.

Quellen

„Unterweisen in der Elektrotechnik" (BG ETEM, PU 008)

Bedienungsanleitungen und Betriebsanweisungen

Zusätzlich zur Bedienungsanleitung des Herstellers, die den Anwendern grundsätzlich zur Verfügung gestellt werden muss, ist bei
bestimmten Geräten/Anlagen, wie beispielsweise Aufzügen oder Kompressoren, eine Betriebsanweisung nach § 12 der BetrSichV
zu erstellen, um eine sichere Benutzung zu gewährleisten.

Die Betriebsanweisung muss in verständlicher Form und Sprache erstellt werden und mindestens Angaben über die
Einsatzbedingungen, über absehbare Betriebsstörungen und über Erfahrungen bezüglich der Benutzung des Arbeitsmittels
enthalten.

Hierzu stehen exemplarisch einige „Muster-Betriebsanweisungen“ zur Verfügung, die als Vorlage genutzt werden können.

Betriebsanweisungen müssen für die Mitarbeiter einsehbar sein und dienen als Grundlage für die Durchführung von
Unterweisungen.

Bei sehr komplexen und aufwendig zu bedienenden Elektrogeräten und -anlagen ist eine Einweisung durch den Hersteller oder
Lieferanten empfehlenswert.

Elektroprüfungen

Der Unternehmer ist nach § 4 BetrSich V verantwortlich für die Bereitstellung sicherer Arbeitsmittel. Um Gefährdungen, die sich
aus der Benutzung von Arbeitsmitteln ergeben, entgegenzuwirken, hat der Arbeitgeber grundsätzlich vor Beginn einer Tätigkeit die
damit verbundenen Gefährdungen im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung gemäß § 5 ArbSchG, § 3 BetrSichV und § 3 DGUV-
Vorschrift 1 durch eine „befähigte Person“ zu analysieren und geeignete Sicherheitsmaßnahmen festzulegen.

Eine wichtige Maßnahme zum Erhalt des sicheren Zustandes von Elektrogeräten und Anlagen sind Elektroprüfungen. Diese sind
erforderlich (§ 14 Abs. 2 BetrSichV), sofern Elektrogeräte Schäden verursachenden Einflüssen unterliegen, was i. d. R. der Fall ist.
Prüfungen zählen also zu den vom Arbeitgeber im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung ermittelten Maßnahmen.

Die Organisation der Prüfungen im betrieblichen Ablauf ist grundsätzlich Aufgabe des Arbeitgebers/Unternehmers. Er hat Art,
Umfang und Frist der Prüfung festzulegen und zu bestimmen, wer die Prüfung durchführt (§ 3 Abs. 6 BetrSich V). In der Regel
werden die genannten Aufgaben an den technischen Leiter bzw. die Elektrofachkraft delegiert.

Quellen

DVD „Prüfung elektrischer Anlagen und Betriebsmittel“ (DVD 006, BG ETEM)
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Festlegung von Prüffristen

Das Festlegen der Prüffristen ist ein wesentlicher Teil der Gefährdungsbeurteilung (§ 3 Abs. 6 BetrSich V). Die Prüffristen sind so zu
bemessen, dass von einem sicheren Betrieb zwischen den Prüfintervallen auszugehen ist. Dabei sind die Betriebs-, Umgebungs-
und Nutzungsbedingungen sowie betriebliche Erkenntnisse und Erfahrungswerte zu beachten. Eine strikte Vorgabe der Prüffristen
ist in der BetrSichV nicht enthalten, jedoch dienen die Beispiele aus Abschnitt 3.5.2 der TRBS 1201 sowie die
berufsgenossenschaftlichen Empfehlungen, z. B. Durchführungsanweisung zu § 5 Prüfungen DGUV-Vorschrift 3 und die
entsprechenden Abschnitte der BGI 594, zur Orientierung, da diese auf umfangreichen Ermittlungen basieren. Eine weitere
Hilfestellung bei der Ermittlung und Festlegung von Art, Umfang und Fristen erforderlicher Prüfungen gibt die TRBS 1201.

Die DGUV-Vorschrift 3 definiert folgende Einteilung und ordnet im § 5 „Prüfungen“ jeder Gruppe eine Prüffrist zu:

Ortsveränderliche elektrische Betriebsmittel
Ortsfeste elektrische Betriebsmittel
Stationäre Anlagen
Nicht stationäre Anlagen

Die Festlegung der Prüffristen ist in der Gefährdungsbeurteilung zu dokumentieren. Die Ergebnisse der Elektroprüfung dienen als
Grundlage zur Präzisierung der Gefährdungsbeurteilung und können damit zur Optimierung der Prüffristen beitragen.

Die Prüfung erfolgt vor der ersten Inbetriebnahme bzw. nach einer Änderung oder Instandsetzung und als wiederkehrende Prüfung
nach ermitteltem Zeitabstand. Die Prüfung vor der ersten Inbetriebnahme kann entfallen, wenn der Hersteller oder Errichter
bestätigt, dass Gerät oder Anlage den Vorgaben der DGUV Vorschrift 3 entsprechen.

Prüfungsdurchführung

Hinsichtlich der Durchführung der Prüfung elektrischer Geräte/Anlagen gelten die Vorgaben der DGUV-Vorschrift 3 und der DIN
VDE 0105-100.

Hilfreiche Informationen zur „Wiederkehrenden Prüfung ortsveränderlicher elektrischer Arbeitsmittel“ sind in der BGI/GUV-I 5190
zusammengestellt.Für elektrisch betriebene Medizinprodukte gelten zusätzlich die Vorgaben der
Medizinproduktebetreiberverordnung (MPBetreibV). Für medizinische Produkte, die in den Anlagen 1 oder 2 der Medizinprodukte-
Betreiberverordnung aufgeführt sind, gelten eigene Regeln.

Für einige besondere elektrische Geräte und Anlagen gibt es spezielle Auflagen, Prüf- und Wartungserfordernisse sowie
Dokumentationspflichten. Elektrische Geräte und Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen (z. B. Lagerräume für brennbare
Flüssigkeiten) müssen besonderen Anforderungen entsprechen. Dies gilt auch für den Einsatz von Elektroinstallationen in
Nassbereichen.

Die Elektroprüfung darf nur von „befähigten Personen“ durchgeführt werden. Arbeiten an elektrischen Geräten und Anlagen dürfen
nur von Elektrofachkräften oder Elektrofachkräften für festgelegte Tätigkeiten (EFffT) durchgeführt werden. Elektrotechnisch
unterwiesene Personen dürfen die Elektroprüfung nicht durchführen.

Befähigte Person

Als befähigte Person nach § 2 Abs. 6 BetrSichV gilt, wer aufgrund seiner fachlichen Ausbildung Kenntnisse und Erfahrungen der
einschlägigen Bestimmungen hat und die ihm übertragenen Arbeiten beurteilen und mögliche Gefahren erkennen kann. Die
Voraussetzungen für die erforderlichen Fachkenntnisse, die durch Berufsausbildung, Berufserfahrung und die zeitnahe berufliche
Tätigkeit erworben werden, sind in der Technischen Regel für betriebliche Sicherheit „TRBS 1203 Befähigte Personen“ definiert.

Mit der Prüfung elektrischer Arbeitsmittel dürfen grundsätzlich nur Elektrofachkräfte beauftragt werden, welche nachweislich die
zusätzlichen Festlegungen/Forderungen der TRBS 1203 erfüllen und somit als befähigte Personen gelten.

Elektrotechnisch unterwiesenen Personen, die in der Vergangenheit nach der Durchführungsanweisung zum § 5 der BGV A3 bei
Verwendung von Prüfgeräten mit eindeutiger Aussage eigenverantwortlich die Wiederholungsprüfung an ortsveränderlichen
Arbeitsmitteln durchführen durften, ist dies nach den Bestimmungen der Betriebssicherheitsverordnung so nicht mehr erlaubt.

Die befähigte Person unterliegt bei ihrer Prüftätigkeit keinen fachlichen Weisungen und darf wegen dieser Tätigkeit nicht
benachteiligt werden. Die befähigte Person ist verantwortlich für den Prüfumfang, die Prüfdurchführung sowie die Bewertung der
Ergebnisse. Die Ergebnisse dienen dem Arbeitgeber/Unternehmer als Grundlage zur Präzisierung der Gefährdungsbeurteilung und
können damit zur Optimierung der Prüffristen beitragen.
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Prüfung privater Elektrogeräte

In einem Krankenhaus sind die Übergänge zwischen den elektrischen Arbeits- bzw. Betriebsmitteln (z. B. Pflegebetten,
Patientenlifte, medizinische Geräte) und den von den Patienten mitgebrachten privaten Elektrogeräten (Föhne, Rasierapparate
etc.) fließend, da Letztere bei hilfebedürftigen Patienten oft von den Pflegekräften benutzt werden.

Von den Privatgeräten geht allerdings häufig eine höhere Gefahr als von den krankenhauseigenen Arbeitsmitteln aus, weil sie in
der Regel nicht geprüft werden und zudem nicht unbedingt für die Umgebungsbedingungen in einem Krankenhaus ausgelegt sind.

Werden Privatgeräte auch von den Beschäftigten bedient, werden in diesem Fall an sie die gleichen sicherheitstechnischen
Anforderungen gestellt wie an alle sonstigen elektrischen Arbeits- bzw. Betriebsmittel. Der Unternehmer hat also Maßnahmen zum
Schutz der Beschäftigten zu treffen.

Vor dem Hintergrund, dass es sich um Privatgeräte handelt, sollten zunächst entsprechende Nutzungsvereinbarungen mit den
Patienten getroffen werden, die bewirken, dass bei einem längeren Aufenthalt nur geprüfte und für in Ordnung befundene
Elektrogeräte in einem Krankenhaus verwendet werden dürfen.

Kann z. B. aufgrund eines nur sehr kurzfristigen Aufenthalts die Prüfung nicht realisiert werden, sind andere Schutzmaßnahmen
im Sinne der TOP-Hierarchie zu treffen:

Technische Maßnahmen:

Absicherung der Steckdosenstromkreise mit Fehlerstromschutzschaltern (mögl. IN = 10 mA)

Bereitstellung von mobilen Personenschutzschaltern (PRCD, mögl. IN = 10 mA) oder mobilen Trenntransformatoren

Organisatorische Maßnahmen:

Unterweisung der Beschäftigten im Umgang mit elektrischen Betriebsmitteln und der Erkennung typischer sichtbarer Mängel
Bereitstellung einer ausreichenden Anzahl krankenhauseigener Pflegegeräte
Regelung, dass Privatgeräte nur in begründeten Ausnahmen von den Pflegekräften verwendet werden dürfen

Personenbezogene Maßnahmen:

Sichtprüfung jedes Gerätes vor der Nutzung
Ausschließliche Verwendung in trockener Umgebung
Verwendung von Handschuhen

Eine technische Neuentwicklung sind sogenannte „Brandschutzschalter“. Ihr Wirkprinzip beruht nicht auf der (z. B. optischen)
Erfassung eines Entstehungsbrandes, sondern auf der Detektion der auf das elektrische Netz rückwirkenden Störgrößen beim
Auftreten von Kleinstlichtbögen, wie sie z. B. bei Schäden durch Leitungsbrüche, gelockerte Kontakte, Abriss usw. entstehen.
Detektiert werden also Größen, die zur Entstehung eines Brandes beitragen, und nicht erst die nach der Entstehung frei werdenden
Brandprodukte. Brandschutzschalter bewirken die Auslösung des zugeordneten Sicherungsautomaten. Sie können deshalb ggf.
sogar einen Entstehungsbrand durch frühzeitiges Abschalten der Stromversorgung verhindern.

Explosionsgefährdete Bereiche
Elektrische Geräte und Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen

Frei werdende Gase brennbarer Flüssigkeiten können im Bereich der Apotheke oder der Pathologie zum Auftreten
explosionsfähiger Atmosphären führen. Dies gilt insbesondere beim Umfüllen von Großgebinden oder bei der unfreiwilligen
Freisetzung größerer Mengen brennbarer Flüssigkeiten bei Bruch oder Leckage von Behältern. Elektrische Funken oder heiße
Oberflächen von Elektrogeräten oder Installationen können diese explosionsfähige Atmosphäre entzünden. Sie müssen daher
besonderen Ansprüchen genügen.

Mit Inkrafttreten der neuen BetrSichV sind die Beschaffenheitsanforderungen und die Gefährdungsbeurteilung hinsichtlich der
Entstehung explosionsfähiger Atmosphären, der möglichen Zündquellen und der Auswirkungen einer Explosion im § 6 und im § 11
der Gefahrstoffverordnung geregelt.

Der Arbeitgeber hat explosionsgefährdete Bereiche unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung in Zonen
einzuteilen. Jeder dieser Zonen ist eine Gerätekategorie zugeordnet. Die Gerätekategorien 1 bis 3 können aus der EG-Richtlinie
94/9/EG ausgewählt werden.
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Die Festlegung der Zonen und der hierfür geeigneten Elektrogeräte und Installationen wird im Explosionsschutzdokument
dokumentiert.

Die Prüfung von Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen wird in der TRBS 1201 Teil 1 konkretisiert.

Nassbereiche
Einsatz von Elektroinstallationen in Nassbereichen.

In Nassbereichen wie Küchen, Bädern oder der zentralen Bettenaufbereitung besteht eine besondere Gefahr durch elektrischen
Strom, da die Feuchtigkeit in diesen Räumen den Übergangswiderstand deutlich verringert und in Verbindung mit dem
Erdpotenzial bereits durch kleinere Berührungsspannungen gefährliche Ströme durch den menschlichen Körper fließen können. 
An die Elektroinstallationen in diesen Räumen werden daher besondere Anforderungen gestellt, die eine Gefährdung durch
elektrische Ströme ausschließen. Die genauen Anforderungen an die Installation sind in DIN VDE-Normen festgelegt.

DIN VDE 0100-701 Errichten von Niederspannungsanlagen; Anforderungen für Betriebsstätten, Räume und Anlagen
besonderer Art; Räume mit Badewanne oder Dusche.
DIN VDE 0100-702 Errichten von Niederspannungsanlagen; Anforderungen für Betriebsstätten, Räume und Anlagen
besonderer Art; Becken von Schwimmbädern und anderen Becken.

Quellen

Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Verwendung von Arbeitsmitteln, Betriebssicherheitsverordnung
(BetrSichV), § 12
Elektrische Anlagen und Betriebsmittel, DGUV Vorschrift 3
Arbeiten unter Spannung an elektrischen Anlagen und Betriebsmitteln, DGUV Regel 103-011
Explosionsschutz-Regel, DGUV Regel 113-001
Sicherheit bei Arbeiten an elektrischen Anlagen, DGUV Information 203-001
Einsatz von elektrischen Betriebsmitteln bei erhöhter elektrischer Gefährdung, DGUV Information 203-004
Sicherheit durch Betriebsanweisungen, DGUV Information 211-010
Gesetz über Medizinprodukte (MPG)
Erste Verordnung zum Produktsicherheitsgesetz (Verordnung über elektrische Betriebsmittel - 1. ProdSV)
Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV)
Muster-Betriebsanweisung nach § 12 BetrSichV
EG-Richtlinie 94/9/EG
Prüfungen von Arbeitsmitteln und überwachungsbedürftigen Anlagen, TRBS 1201
Technische Regel für Betriebssicherheit - Zur Prüfung befähigte Personen, TRBS 1203
Wiederholungsprüfungen und Prüfung nach Instandsetzung von medizinischen elektrischen Geräten, DIN-VDE 0751-1
Wiederholungsprüfungen und Prüfung nach Instandsetzung von medizinischen elektrischen Geräten, DIN-VDE 62353
Errichten von Niederspannungsanlagen – Teil 7-701: Anforderungen für Betriebsstätten, Räume und Anlagen besonderer Art –
Räume mit Badewanne oder Dusche, DIN-VDE 0100-701
Errichten von Niederspannungsanlagen – Teil 7-702: Anforderungen für Betriebsstätten, Räume und Anlagen besonderer Art –
Becken von Schwimmbädern, begehbare Wasserbecken und Springbrunnen, DIN-VDE 0100-702
Praxishilfe: Gefahren durch den elektrischen Strom, VBG
VDE-Verlag GmbH, Postfach 12 23 05, 10591 Berlin
Kurzer Sicherheits-Check - Leuchten und Elektrogeräte
Stromunfälle, Herzkammerflimmern und Letalität, (M 007) BGETEM
Elektrische Leitungsanlagen, Richtlinien zur Schadenverhütung (VdS-Richtlinien 2025)
Niedervoltbeleuchtungsanlagen und -systeme, Richtlinien zur Schadenverhütung, (VdS-Richtlinie 2324)
Leuchten – Richtlinien zur Schadenverhütung, VdS-Richtlinie 2005: 2001-11(04)
Erste Hilfe mit Sonderteil "Stromunfall", BG ETEM
Technische und organisatorische Maßnahmen bei „Arbeiten unter Spannung“
Sicherer Umgang mit elektrischen Anlagen und Betriebsmitteln (BGHW Kompakt 36, Bestell-Nr. M 36)
interAKTIV, Lernmodul „Die fünf Sicherheitsregeln“, www.bgetem.de, Webcode: 12656425
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Fenster müssen so gestaltet sein, dass sie sowohl beim Öffnen und Schließen als auch in geöffnetem Zustand keine besonderen
Gefährdungen für Mitarbeiter, Patienten und Besucher darstellen.

Verletzungsgefahren beim Anstoßen, Quetschen

Bei Fenstern mit Drehfunktion besteht die Gefahr, dass geöffnete Drehflügel in Aufenthalts- oder Verkehrsbereiche hineinragen
und jemanden verletzen können.

Unkontrollierte Bewegungen von Flügeln können z. B. durch Dämpfungseinrichtungen, Auffangbügel, mechanische oder
elektrische Verstelleinrichtungen vermieden werden. Alternativ können Fenster auch mit abschließbaren Kipp-Dreh-Beschlägen
ausgestattet werden.

Bei Schwingflügeln empfiehlt es  sich Öffnungsbegrenzer anzubringen, damit ein Überschlagen verhindert wird. Bei
Schiebefenstern haben sich Vorrichtungen bewährt, durch die der Schließvorgang so abgebremst wird, dass Verletzungen durch
Einquetschen verhindert wird.  

Griffe und Bedienhebel von Fenstern sind so anzuordnen und sollen so beschaffen sein, dass sie leicht erreicht und gefahrlos
bedient werden können.

Die sichere Beschaffenheit und Anordnung von Beschlägen wird gewährleistet, wenn folgende Aspekte bei der Auswahl und
Montage beachtet werden:

Verwendung gerundeter Griffe und Hebel
Griffe und Hebel sind in einem Abstand von mindestens  2,5 cm zur Gegenschließkante bzw. zu feststehenden  Gegenständen
anzuordnen
Hebel für Oberlichtflügel sind zurückversetzt in der Fensternische anzubringen. Der Abstand zu angrenzenden Bauteilen muss
mindestens 2,5 cm betragen
Griffe und Hebel sind von einem sicheren Standort aus zu betätigen

Vermeidung von Verletzungen bei Glasbruch

Um Unfälle durch splitterndes Glas zu vermeiden, müssen beginnend bei der Bauplanung, über die Montage, die Wartung bis hin
zur Nutzung alle sicherheitsrelevanten Aspekte berücksichtigt werden (DGUV-Information 208-014 „Glastüren, Glaswände“). Der
Arbeitgeber hat bereits bei der Auswahl der einzusetzenden Materialen im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung die Nutzung und
Einbausituation zu berücksichtigen. Dies gilt insbesondere für die Auswahl der Glasart (Technische Regeln für Arbeitsstätten ASR
A1.6 „Fenster, Oberlichter, lichtdurchlässige Wände").

Bei nicht abgeschirmten Glasflächen, z. B. feststehende Verglasungen unter Fenstern, müssen die Sicherheitsanforderungen
gemäß DIN EN 12600 erfüllt werden, z. B. durch die Verwendung von Einscheiben-Sicherheitsglas (ESG) oder Verbund-
Sicherheitsglas (VSG).
Eine Abschirmung wäre z. B. ein Geländer mit einer Höhe von mindestens 1 m und einer Knieleiste in 50 cm Höhe. Ist mit
einem Aufenthalt von Kindern zu rechnen, wird ein Geländer mit senkrechten Stäben und einem Stababstand von maximal 12
cm und für Kleinkinder (jünger als drei Jahre) maximal 8,9cm empfohlen.
Glasflächen, die nicht aus Sicherheitsglas bestehen, können alternativ durch fachgerechtes und ganzflächiges Aufkleben von
geeigneten Splitterschutzfolien gesichert werden. Hierbei ist die zeitlich begrenzte Schutzwirkung (Herstellerangaben) der
Splitterschutzfolien zu beachten.
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Absturzsicherung

Sofern Arbeitsplätze oder Verkehrswege an Fenster grenzen, deren Brüstungshöhe zur Absturzsicherung nicht ausreichend ist und
eine Absturzgefährdung besteht, muss eine andere ständige Sicherung gegen Absturz vorhanden sein (ASR A1.6 „Fenster,
Oberlichter, lichtdurchlässige Wände“).

Feststehende Verglasungen unter Fenstern, die bis zum Boden reichen, müssen folgende Bedingungen zur  Absturzsicherung
erfüllen:

Das Glaselement unter dem Fenster muss den Anforderungen der DIN 18008-4  entsprechen.
Es muss ein feststehendes Glaselement mit einer Höhe von mindestens 1 m bzw. 1,10 m Höhe (bei ≥12m Absturzhöhe)
vorhanden sein. Bei niedrigeren Glaselementen kann die Höhe durch ein von außen angebrachtes Geländer ausgeglichen
werden.

Bis zum Fußboden reichende Fenster müssen folgende Bedingungen erfüllen:

Bei Absturzgefahr ist der Einbau einer Verglasung gemäß den Anforderungen der DIN 18008-4 notwendig
Besteht keine Absturzgefahr, muss die Verglasung des Fensters den Sicherheitsanforderungen gemäß DIN EN 12600 genügen,
z. B. Verwendung von Einscheiben-Sicherheitsglas (ESG) oder Verbund-Sicherheitsglas (VSG)

Generell wird zur Vermeidung möglicher Absturzgefahren im Aufenthaltsbereich von Kindern oder verwirrten Patienten empfohlen,
die Fenster mit Öffnungsbegrenzern an Dreh-, Schiebe- und Schwingflügeln auszustatten.

Sonnenschutz

Damit bei Sonneneinstrahlung Mitarbeiter und Patienten vor Blendung und erhöhten Raumtemperaturen geschützt werden,
sollten wirksame Sonnenschutzeinrichtungen vorhanden sein.

Wärmeschutzeinrichtungen sollten an der Gebäudeaußenseite angebracht werden. Ein Blendschutz kann sowohl innen als auch
außen wirkungsvoll sein.

Als Wärmeschutz kann Sonnenschutzglas verwendet werden, das der Überhitzung von Innenräumen entgegen wirkt, ohne den
Raum zu verdunkeln. Es kann entweder als alleiniger Sonnenschutz oder in Kombination mit anderen Verschattungs- und
Kühlungssystemen verwendet werden. Einen Blendschutz bieten Sonnenschutzgläser nicht.

Der Grad der Sonnenschutzwirkung bei Glas wird durch den Gesamtenergiedurchlassgrad, den g-Wert, bestimmt. Je kleiner der g-
Wert, desto höher ist die Sonnenschutzwirkung. Der g-Wert von modernen Sonnenschutzgläsern liegt im Bereich zwischen 0,23
und 0,38.  Zum Vergleich haben normale Fenster z. B. mit Zweifachverglasung einen g-Wert von ca. 0,6.
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Fensterreinigung

Bei der Planung von Glasfassaden, Fenstern und Überkopfverglasungen ist generell zu berücksichtigen, dass eine
sicherheitsgerechte Reinigung ermöglicht wird.

Die Reinigung oder Instandhaltung von Fenstern, Dachoberlichtern und lichtdurchlässigen Wänden muss von einer sicheren
Standfläche mit ausreichendem Bewegungsfreiraum aus erfolgen können. Diese kann dauerhaft oder zeitweilig bei Bedarf
eingerichtet sein.

Sichere Standflächen sind z. B.:

Reinigungsbalkone,
Befahranlagen oder
Standroste mit Anschlageinrichtungen für Persönliche Schutzausrüstung gegen Absturz (PSAgA).

Sind solche sicheren Standflächen nicht vorhanden, können Reinigungs- und Instandhaltungsarbeiten z. B. auch von Hebebühnen
und Gerüsten durchgeführt werden, wenn die baulichen Voraussetzungen und geeignete Aufstellflächen gegeben sind.

Hochziehbare Personenaufnahmemittel (z. B. Arbeitskörbe, Arbeitsbühnen und Arbeitssitze) dürfen nur nachrangig in exponierten
Teilbereichen eingesetzt werden, wenn sichere Standplätze nicht einrichtbar sind.

Folgende weitere Kriterien sind bei der Fensterreinigung zu beachten:

Tragbare Leitern als hochgelegener Arbeitsplatz dürfen nur verwendet werden, wenn der Beschäftigte mit beiden Füßen auf
einer Stufe oder Plattform steht und der Standplatz auf der Leiter nicht höher als 5 m
über der Aufstellfläche liegt (TRBS 2121 Teil 2). Die Dauer der durchzuführenden Arbeiten auf der Leiter sollte arbeitstäglich
zwei Stunden nicht überschreiten (TRBS 2121 Teil 2 ). Fensterbänke dürfen nur als Trittfläche benutzt werden, wenn sie
ausreichend tragfähig sind und eine Absturzsicherung vorhanden ist
Absturzsicherungen (Seitenschutz) können aus Geländern oder Fenstergeländern  bestehen
Persönliche Schutzeinrichtungen gegen Absturz dürfen nur an tragfähigen Bauteilen bzw. Anschlageinrichtungen befestigt
werden
Die Anschlageinrichtungen müssen eine Stoßkraft von 7,5 kN je Benutzer aufnehmen können
Reinigungsbalkone müssen eine Mindestbreite von 0,50 m haben. Das Lichtraumprofil sollte 0,50 m Breite x 2,00 m Höhe
betragen
Bei der Verwendung von Leitern auf Reinigungsbalkonen müssen dauerhaft installierte Anschlagpunkte zur Absturzsicherung
vorhanden sein. Konstruktionen mit beweglichen Anschlagpunkten sind Einzelanschlagpunkten vorzuziehen. Die
Anschlagpunkte sollten mindestens 1,00 m oberhalb der Standfläche des Beschäftigten angeordnet sein
Anschlagpunkte müssen von einem gesicherten Bereich  erreichbar sein

Um eine aufwändige Fensterreinigung zu vermeiden, sollten bei der Planung Möglichkeiten für eine Reinigung von innen bedacht
werden.

Hinweis: Technische Regeln für absturzsichernde Verglasungen (TRAV) BAUAUFSICHTLICH ABGELÖST DURCH DIE DIN 18008-4

Interessanter Artikel zum Thema: Planungsbüro - Verglasung

Quellen

Mehr Sicherheit bei Glasbruch, DGUV Information 202-087
Glastüren, Glaswände, DGUV Information 208-014
Handlungsanleitung für den Umgang mit Leitern und Tritten, DGUV Information 208-016
Sonnenschutz im Büro, DGUV Information 215-444
Technische Regeln für Arbeitsstätten – Fenster, Oberlichter, lichtdurchlässige Wände, ASR A1.6
Schutz vor Absturz und herabfallenden Gegenständen, Betreten von Gefahrenbereichen, Technische Regeln für Arbeitsstätten,
ASR A2.1
Glas im Bauwesen - Bemessungs- und Konstruktionsregeln - Teil 4: Zusatzanforderungen an absturzsichernde Verglasungen,
DIN 18008-4
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Reinigungsarbeiten sind ein wichtiger Bestandteil der Tätigkeit im Krankenhaus. Die Reinigung dient der allgemeinen Sauberkeit,
Hygiene und Desinfektion, aber sie ist auch wichtig für den optischen Eindruck des Krankenhausgebäudes und den Werterhalt.
Die Gebäudereinigung ist daher elementarer Teil der Instandhaltung. Diese Arbeiten werden entweder von Beschäftigten des
Krankenhausträgers (Eigenreinigung) oder durch beauftragte Gebäudereinigungsunternehmen (Fremdreinigung) durchgeführt.

Da viele Reinigungsarbeiten während des laufenden Betriebes durchgeführt werden, greifen sie gegenseitig unmittelbar in die
betrieblichen Abläufe ein. Auf der anderen Seite greift auch der Krankenhausbetreiber in die Arbeitsabläufe der Reinigung ein, in
dem er etwa Reinigungszyklen, Reinigungs- und Desinfektionsmittel und Arbeitszeiten vorgibt. Aus dieser Verzahnung ergeben
sich nicht nur organisatorische Anforderungen, sondern es kann zu Störungen oder gegenseitigen Gefährdungen kommen. Für
einen reibungslosen Ablauf müssen Auftraggeber und Arbeitgeber des Reinigungspersonals sorgen. Für jede Reinigungskraft,
unabhängig davon ob es sich um eigen oder Fremdreinigung handelt bestehen Gefahren aus der eigenen Tätigkeit und der
Arbeitsumgebung.

Gefährdungen ergeben sich durch den Umgang mit Leitern (Absturz), Reinigungsmaschinen, Hubarbeitsbühnen,
gefahrstoffshaltigen Reinigungsprodukten, infektiösen Arbeitsstoffen und durch Stich- und Schnittverletzungen, elektrische
Gefährdungen, Rutschen Stolpern Stürzen, körperliche Belastung durch Heben und Tragen, Feuchtarbeit (dazu gehört auch das
Arbeiten mit Handschuhen), oder ionisierender Strahlung.

Die konkreten Gefährdungen und Maßnahmen sind abhängig von der jeweiligen Tätigkeit:

Unterhaltsreinigung (in Arbeit)
Gefahrstoffe und Feuchtarbeit in der Gebäudereinigung
Maschinen in der Gebäudereinigung
Fassadenreinigung (in Arbeit)
Einsatz von Hubarbeitsbühnen (in Arbeit)
Glasreinigung (in Arbeit)

Gefahrstoffe und Feuchtarbeit in der Gebäudereinigung

Bei der Gebäudereinigung können Ihre Beschäftigten durch den Einsatz von Reinigungs-, Desinfektions- und Pflegemitteln oder
durch Tätigkeiten, bei denen Stäube bzw. Aerosole freigesetzt werden, in Kontakt mit Gefahrstoffen kommen. Die Gefahr für
Sicherheit und Gesundheit können Sie am effektivsten durch die Verwendung unbedenklicherer Arbeitsstoffe oder
Arbeitsverfahren reduzieren oder gar vermeiden.

- Gefährdungen

Gefahrstoffe können durch direkten Kontakt Schäden verursachen oder über die Atemwege, die Haut oder durch Verschlucken in
den Körper gelangen.

Bei den Gefahrstoffen kann man unterscheiden zwischen solchen, die durch Arbeitsverfahren freigesetzt werden (Stäube,
Aerosole), und Gefahrstoffen, die als Reinigungs- und Pflegemittel eingesetzt werden.

Gefährdungen durch Stäube oder Aerosole

beim Hochdruckreinigen

Gefährdungen durch Reinigungs- und Pflegemittel

Allergie auslösende Stoffe (z.B. Aldehyde in Desinfektionsreinigern);
Reizende oder ätzende Stoffe (z.B. Säuren in Sanitärreinigern oder Alkalien in Grundreinigern);
lösemittelhaltige Produkte (z.B. Abbeizer und Graffiti-Entferner, Holz- und Steinpflegemittel).
Arbeiten im feuchten Milieu (Feuchtarbeit)

- Maßnahmen

Allgemeines

Bei der Auswahl von Schutzmaßnahmen ist zunächst zu prüfen, ob Gefahrstoffe substituiert (ersetzt) werden können. Ist dies nicht
möglich, sind technische Schutz​maßnahmen zu ergreifen, bevor organisatorische oder persönliche Schutzmaßnahmen (TOP-
Prinzip) in Betracht kommen.

Als Unternehmer sind Sie für die Einhaltung der Arbeitsplatzgrenzwerte (AGW) verantwortlich. Die Einhaltung der AGW ist eine
Voraussetzung dafür, dass der Gesundheitsschutz ihrer Beschäftigten gewährleistet ist.
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Für Gefahrstoffe, für die kein AGW existiert, ist das Minimierungsgebot anzuwenden, d.h. die Gefahrstoffe müssen unter
Berücksichtigung des TOP-Prinzips und des Standes der Technik so weit wie möglich reduziert werden.

Zudem müssen Sie bei der Gefährdungsbeurteilung auch die Aufnahme über die Haut oder durch Verschlucken berücksichtigen,
sowie die Brand- und Explosionsgefahren prüfen.

Es sollte ein Wechsel von Nass- und Trockenreinigung stattfinden. Arm- und Handschmuck dürfen bei der Arbeit nicht getragen
werden.

Maßnahmen gegen Gefährdungen durch Stäube bzw. Aerosole

Einsatz von

emissionsarmen Hochdruckreinigern (Hochdruckreiniger mit Reinigungshaube und Absaugung
Niederdruckstrahlgeräten
Ggfs. Atemschutz

Maßnahmen bei der Verwendung von Reinigungs- und Pflegemitteln

Arbeitsverfahren und Produkte so auswählen, dass die gesundheitliche Gefährdung der Beschäftigten so gering wie möglich
ist;
Produkte nicht in Pausen- oder Aufenthaltsräumen aufbewahren;
Nahrungs- oder Genussmittel nur so aufbewahren, dass sie nicht mit Reinigungs- oder Pflegemitteln in Kontakt kommen;
Reinigungs- und Pflegemittel möglichst im Originalgebinde lagern. Auch beim Umfüllen sollten Originalgebinde verwendet
werden. Werden andere  (geeignete) Gebinde benutzt, sind diese wie das Originalgebinde zu kennzeichnen; keine
Getränkeflaschen verwenden;
Beim Umfüllen  Dosier- oder Zapfvorrichtungen verwenden; Schutzbrillen oder –schirme benutzen, wenn die Gefahr des
Verspritzens besteht;
Reinigungs- und Pflegemittel dürfen in der Regel nicht gemischt werden. Das gilt auch für die Entsorgung von Restmengen;
Beim Ansetzen der Reinigungsflotte ist grundsätzlich kaltes Wasser zu verwenden, um das verstärkte Auftreten von Dämpfen
zu vermeiden. Das Reinigungsmittel sollte dem Wasser zugegeben werden, nicht umgekehrt.
Überdosierungen sind zu vermeiden, Dosiersysteme (z.B. Dosierflaschen, Dosieranlagen) benutzen;
Ggf. Atemschutz verwenden;
Bei Kontakt mit Reinigungs- und Pflegemitteln Schutzhandschuhe tragen; keine Einmalhandschuhe aus Latex tragen
(Allergiegefahr);
Nach der Arbeit und vor den Pausen Hände waschen und Hautpflegemittel auftragen;

Arbeitsmedizinische Vorsorge

Bei Feuchtarbeit (Arbeiten im feuchten Milieu oder Tragen flüssigkeitsdichter Handschuhe) von regelmäßig vier Stunden oder mehr
je Tag ist arbeitsmedizinische Vorsorge zu veranlassen. Bei Feuchtarbeit von regelmäßig mehr als zwei Stunden je Tag ist
arbeitsmedizinische Vorsorge anzubieten.

Beschäftigungsbeschränkungen

Sie dürfen Jugendliche ab 15 Jahren nur Tätigkeiten mit Gefahrstoffen ausführen lassen, wenn diese zum Erreichen des
Ausbildungszieles erforderlich sind, der Arbeitsplatzgrenzwert unterschritten wird und die Aufsicht eines Fachkundigen sowie
die betriebsärztliche oder sicherheitstechnische Betreuung gewährleistet ist.
Werdende oder stillende Mütter dürfen Tätigkeiten mit Gefahrstoffen nur ausführen, wenn der Arbeitsplatzgrenzwert
unterschritten wird.
Werdende Mütter dürfen Tätigkeiten mit krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Gefahrstoffen
nicht ausführen.

Betriebsanweisung

Liegt eine Gefährdung durch Gefahrstoffe vor, muss vor Beginn der Arbeiten eine Betriebsanweisung erstellt werden. WINGIS
bietet Entwürfe für Betriebsanweisungen in vielen Sprachen; hier finden sie auch Hinweise, in welchen Fällen keine
Betriebsanweisung erforderlich ist. 
(Giscode)
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Unterweisung

Ein Schwerpunkt der Unterweisung beim Umgang mit Gefahrstoffen muss die Vermittlung der gesundheits​gefährdenden Wirkung
der Gefahrstoffe und der notwendigen Schutzmaßnahmen darstellen.

Grundlage der Unterweisung ist die Betriebsanweisung.

Maschinen in der Gebäudereinigung

Maschinen in der Gebäudereinigung sind hauptsächlich Staubsauger, Einscheibenmaschinen, Bürstsauger,
Sprühextraktionsgeräte, Hochdruckreinigungsgeräte, Waschmaschinen und Scheuersaugmaschinen, die beispielsweise zum
Saugen, Reinigen, Polieren, Abtragen, Schamponieren, Hochdruckreinigen genutzt werden. Verfahrensabhängig können
unterschiedlichste Gefährdungen auftreten. Erwerben und verwenden Sie ausschließlich Maschinen, die CE-gekennzeichnet und
für den Anwendungszweck geeignet sind.

- Gefährdungen

Bei der Verwendung von Maschinen in der Gebäudereinigung können sich besondere Gefährdungen ergeben durch

Nicht bestimmungsgemäße Verwendung
Fehlende Einweisung und Unterweisung
Stoßen, Schneiden und Quetschen 
Stolpern und Rutschen
Lärm
Transport und Zwangshaltung
Nicht durchgeführte Instandhaltung und Prüfung

- Maßnahmen

Bestimmungsgemäße Verwendung 
Stellen Sie sicher, dass die von Ihnen ausgewählte Maschine für das von Ihnen bestimmte Arbeitsverfahren geeignet ist. Sie
erlangen die erforderlichen Kenntnisse aus der Betriebsanleitung des Herstellers, an welchen Arbeitsplätzen die von Ihnen
ausgewählte Maschine eingesetzt werden kann.

Berücksichtigen Sie bei Ihrer Beurteilung die örtlichen Bedingungen am Arbeitsplatz, an dem Sie die Maschine verwenden wollen,
wie z. B. Publikumsverkehr, Werksverkehr, Zugänglichkeit des Objekts, Traglasten von Fahrstühlen und Geschossen.

Stellen Sie sicher, dass die vom Hersteller bestimmten  Verwendungseinschränkungen berücksichtigt werden und sorgen Sie
dafür, dass sich keine anderen Beschäftigten im Gefahrenbereich aufhalten.

Legen Sie die geeigneten technischen, organisatorischen und persönlichen Schutzmaßnahmen fest.

Einweisung und Unterweisung 
Sorgen Sie dafür, dass Beschäftigte die Eignung und Befähigung dazu haben, die Maschinen sicher zu bedienen. Ermöglichen Sie
Ihren Beschäftigten, die Betriebsanleitung des Herstellers lesen und verstehen zu können.

Erstellen Sie eine Betriebsanweisung unter Berücksichtigung der Betriebsanleitung des Herstellers. Somit bestimmen Sie den
Umgang und die sichere Verwendung.

Weisen Sie Ihre Beschäftigten vor der erstmaligen Verwendung einer Maschine ein. Verwenden Sie hierfür die Betriebsanleitung
des Herstellers.

Unterweisen Sie Ihre Beschäftigten mindestens jährlichauf der Grundlage Ihrer Betriebsanweisung und erstellen Sie einen
schriftlichen Nachweis.

Stoßen, Schneiden und Quetschen 
Gewährleisten Sie, dass Start-, Brems- und Schutzeinrichtungen niemals manipuliert oder demontiert werden und sichern sie die
Maschine vor unbefugter Benutzung.

Sind für den Einsatz der Maschine Versorgungsleitungen erforderlich (elektrische Leitungen, Wasserleitungen etc.) sorgen Sie
dafür, dass diese keine Stolperstellen bilden und schützen Sie diese Leitungen vor mechanischer Beschädigung, z. B. Überfahren
durch Fahrzeuge.

Sichern sie Türen (außer Brandschutztüren) dort, wo der Kunde es erlaubt, mit Keilen, damit die Türen nicht zuschlagen und Kabel
beschädigen können.
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Stolpern und Rutschen 
Achten Sie in Objekten darauf, dass die Maschinen und Kabel keine Stolperfallen darstellen und feuchte Flächen bei
Publikumsverkehr durch das Schild „Achtung Stolpergefahr“ gesichert werden.

Lärm 
Stellen Sie geeignete Gehörschutzmittel zur Verfügung, wenn diese in der Betriebsanleitung gefordert oder verfahrensbedingt
Auslösewerte überschritten werden.

Transport und Zwangshaltung 
Sorgen Sie dafür, dass schwere Maschinen ggfs. von mehr als einer Person transportiert oder Hebe- und Tragehilfen verwendet
werden.

Vermeiden Sie länger andauernde Zwangshaltungen. indem sich beispielsweise die Beschäftigten bei der Bedienung der
Maschine abwechseln.

Instandhaltung und Prüfung 
Gewährleisten Sie, dass eine regelmäßige Instandhaltung (Inspektion, Wartung, Instandsetzung) gemäß der Betriebsanleitung
des Herstellers durchgeführt wird und dass Ersatzteile den technischen Bestimmungen entsprechen.

Stellen Sie sicher, dass die Instandhaltung ausschließlich von fachkundigen Personen durchgeführt wird.

Stellen Sie sicher, dass  Maschinen vor jeder Anwendung auf augenfällige Mängel geprüft und die
sicherheitsrelevanten Funktionen getestet werden.

Bestimmen Sie die Intervalle von Prüfungen bzw. Wiederholungsprüfungen inklusive der elektrischen
Prüfungen mittels Ihrer Gefährdungsbeurteilung. Berücksichtigen Sie hierbei mögliche Vorgaben durch die
Hersteller in den Betriebsanleitungen.

Sorgen Sie dafür, dass Prüfungen von zur Prüfung befähigten Personen durchgeführt werden.

Als Nachweis über die von Ihnen veranlassten Prüfungen ist ein Prüfaufkleber zu empfehlen.
wird noch geklärt

Quellen

Unfallrisiken an elektrisch höhenverstellbaren Therapieliegen
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Gefahrstoffe im Sinne der Gefahrstoffverordnung kommen in Kliniken in nahezu allen Abteilungen vor. Die Anwendungsbereiche
erstrecken sich von der einfachen Händedesinfektion über die Anwendung von Narkosegasen bis hin zur Therapie mit cmr-
Arzneistoffen. Der folgende Artikel soll einen Überblick über die häufigsten in Krankenhäusern vorkommenden Gefahrstoffe und
den sicheren Umgang mit ihnen geben. 

1. Grundlagen

Ärzte untersuchen täglich Patienten und diagnostizieren unterschiedliche Krankheiten, die die Gesundheit angreifen. Weniger
Aufmerksamkeit widmen sie in der Regel den Gefährdungen zum Beispiel durch Infektionen oder Gefahrstoffe, die am Arbeitsplatz
auftreten. Als Arbeitgeber stellt sich die Frage, ob es in einem Krankenhaus der Grund- und Regelversorgung überhaupt
Gefahrstoffe gibt und ob der Aufwand für eine Gefährdungsbeurteilung bei relativ wenigen Beschäftigten erforderlich ist.

Die grundsätzlichen Maßnahmen zum Arbeits- und Gesundheitsschutz der Beschäftigten in Kliniken sind in Broschüren der
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) erläutert [1,2]. Die Gefährdungsbeurteilung bei
Tätigkeiten mit Gefahrstoffen erfolgt nach den Prinzipien der Gefahrstoffverordnung [3].

Gefahrstoffe im Gesundheitsdienst können z.B. reizende oder ätzende Eigenschaften aufweisen, entzündbar  oder giftig sein,
sensibilisierende Eigenschaften oder im Einzelfall auch kanzerogene Eigenschaften besitzen. Die TRGS 525 konkretisiert das
Gefahrstoffrecht für den humanmedizinischen Bereich [4]. Das Autorenteam war unmittelbar an der inhaltlichen Gestaltung der
TRGS beteiligt.

1.1. Gefährdungsschwerpunkte

Die hohen Hygienestandards im Gesundheitsdienst führen dazu, dass in fast allen Einrichtungen Desinfektionsmittel eingesetzt
werden. In der Gastroenterologie und Nephrologie stellen Desinfektionsarbeiten sogar einen Tätigkeitsschwerpunkt dar.
Betrachtet man unterschiedliche Fachrichtungen wie Anästhesie, Onkologie,  Pathologie und Urologie oder auch Bereiche der
alternativen Medizin, so ist das Gefahrstoffspektrum recht vielfältig. Tabelle 1 gibt eine Übersicht über mögliche Gefahrstoffe.

Tab.:1 Gefahrstoffe in Krankenhäusern

Desinfektionsmittel (z.B. Ethanol, 2-Propanol, Formaldehyd, Glutaraldehyd, Peroxide)
Konzentrierte Reinigungsmittel (z.B. Tenside, Ethanol, 2-Propanol, Glykolether)
Arzneimittel (z.B. Antibiotika, Steroide, Zytostatika, monoklonale Antikörper) und Medizinprodukte (z.B.
Stützverbände auf Basis von Polyurethanen)
Feuchtarbeit (Hautkontakt mit Wasser, Okklusion im Handschuh)
Laborchemikalien (z.B. Lösungsmittel, Xylol, Formaldehyd, Iod, Methanol, Reagenzien)
Inhalationsanästhetika (Lachgas, Enfluran, Isofluran, Sevofluran, Desfluran)
Röntgenchemikalien (z.B. Ammoniumthiosulfat, Essigsäure, Hydrochinon, Kaliumsulfit)
Rauchgase in der Chirurgie und bei  Moxibustion (Pyrolyseprodukte)

Die typischen Gefährdungen in Arztpraxen und Kliniken sind der BGW aus der Präventionsarbeit und auch aus der Erfassung des
Krankheits- und Unfallgeschehens bekannt.

Aus Arztpraxen wurden der BGW im Jahr 2013 insgesamt 618 Verdachtsanzeigen auf eine Berufskrankheit (BK) gemeldet, aus
privaten und frei gemeinnützigen Kliniken 3088. Die statistischen Daten umfassen dabei alle versicherten Berufsgruppen, in der
Klinik z.B. Ärztinnen/Ärzte, Pflegekräfte, medizinisches Fachpersonal und nicht medizinisches Personal.  Schwerpunkt der
Verdachtsanzeigen sind Hauterkrankungen mit einem Anteil von 71 % in der Branche Arztpraxen und 48 % in der Branche Kliniken
(s. Abb. 1 und 2). Setzt man die absoluten BK-Zahlen in der Branche zur Zahl der Vollarbeiter ins Verhältnis, ist ein Vergleich mit
den Daten aller bei der BGW versicherten Unternehmen möglich: In Arztpraxen treten Hauterkrankungen unterdurchschnittlich
häufig, in Kliniken dagegen überdurchschnittlich häufig auf. Eine Analyse der Versicherungsverhältnisse mit Bezug auf einzelne
Berufsgruppen in Kliniken findet sich in der BGW-Schrift „Gesundheitssektor Krankenhaus“ [5]. In Kliniken stammt der Hauptteil
der Meldungen einer Hauterkrankung mit 70% aus der Gruppe der Pflegekräfte, ein Anteil von 4% fällt auf die Ärzte und Ärztinnen.

Berufskrankheiten durch Gefahrstoffe wie Benzol, Schwermetalle, aromatische Amine oder Asbest machen nur einen Anteil von
weniger als 1 Prozent aus. Meldepflichtige Arbeitsunfälle mit mehr als 3 Tagen Arbeitsunfähigkeit, hervorgerufen durch gefährliche
chemische Stoffe, die über Haut/Augen oder durch Inhalation einwirken, spielen für medizinisches Personal als Versicherungsfälle
ebenfalls nur eine untergeordnete Rolle (nicht-medizinisches Personal 5-8 %,  medizinisches Personal 1-2 %) [5].
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Abb. 1: Verdachtsanzeigen auf eine Berufskrankheit – 2013:  Arztpraxen und
ähnliche Einrichtungen

Abb. 2: Verdachtsanzeigen auf eine Berufskrankheit – 2013:  Kliniken

Mit dem Wissen aus der Präventionsarbeit lassen sich die Gefährdungen der Haut und auch weitere Gefährdungen durch
Tätigkeiten mit Gefahrstoffen genauer beschreiben. Aus Besichtigungen, betrieblichen Messungen und der Literatur haben sich
bisher folgende Schwerpunkte in der Branche herausgebildet:

Dermale Gefährdung:
Durch häufiges Händewaschen, langes Tragen von Handschuhen und unzureichende Hautpflege können irritative
Kontaktekzeme entstehen.
Inhaltsstoffe von Flächen- und Instrumentendesinfektionsmitteln, aber auch Duft- und Konservierungsstoffe, können zu
Allergien führen. Die Haut am Unterarm ist beispielsweise ungeschützt und Flüssigkeiten können auch von oben in den
Handschuh gelangen, wenn die üblichen kurzen medizinischen Untersuchungshandschuhe in Desinfektionsmittellösung
eingetaucht werden. Das Handschuhmaterial ist zudem häufig nicht zum Schutz vor Chemikalien geeignet.

Inhalative Gefährdung:
Teils wird noch Sprühdesinfektion eingesetzt, die zu einer hohen Belastung führt.
Desinfektionsmittel mit Formaldehyd, Glutaraldehyd und Peressigsäure können zu Atemwegsreizungen führen. Bei der
großflächigen Schlussdesinfektion kann es zur Überschreitung von Luftgrenzwerten für Formaldehyd und Glutaraldehyd
kommen.
In der Pathologie kann beim Zuschneiden sowie bei der Entsorgung von Präparaten die Grenze für die inhalative
Spitzenbelastung mit Formaldehyd überschritten sein.
Werden überschüssige Inhalationsanästhetika nicht aktiv abgesaugt,  muss mit der Überschreitung von Luftgrenzwerten
gerechnet werden.

Die Tatsache, dass auch Arzneimittel, die zubereitet und appliziert werden, zu Gefährdungen führen können, wird häufig
übersehen, obwohl einige Wirkstoffe sogar kanzerogene Eigenschaften haben und die Reproduktion gefährden können. Im
Rahmen der Gefährdungsbeurteilung sollte zudem nicht vergessen
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1.2. Gefahrstoffmanagement

Welche Maßnahmen ergriffen werden müssen, damit Beschäftigte am Arbeitsplatz nicht gefährdet werden, ist in der
Gefahrstoffverordnung und weiteren staatlichen Regelungen beschrieben. Dabei ist insbesondere bei Tätigkeiten mit
kanzerogenen, mutagenen oder reproduktionstoxischen (cmr) Gefahrstoffen (z.B. Formaldehyd, cmr-Arzneimittel) zusätzlich der
Mutterschutz zu beachten. Der Unternehmer ist verpflichtet, die Gefährdungen der Beschäftigten am Arbeitsplatz zu beurteilen
und das Ergebnis sowie Maßnahmen zu dokumentieren. Das schrittweise Vorgehen ist in Tabelle 2 dargestellt. Nach den
Erfahrungen der BGW werden Maßnahmen zum Arbeitsschutz besonders nachhaltig umgesetzt, wenn sie in das
Qualitätsmanagementsystem implementiert sind.

Tab. 2: Gefahrstoffmanagement.
Gefährdungen beurteilen

1. Verzeichnis der verwendeten Gefahrstoffe und der bei Verfahren erzeugten Gefahrstoffe erstellen.
2. Informationen über die Gefahren der Stoffe sammeln, z.B. Sicherheitsdatenblätter, Fachinformationen.
3. Art (oral, inhalativ, dermal), Intensität, Dauer und Häufigkeit der Exposition beurteilen.
4. Prüfen, ob Arbeitsplatzgrenzwerte existieren (Quelle sind z.B. Sicherheitsdatenblätter).
5. Für Maßnahmenplan Gefährdungen gemäß der Schwere einstufen.

Schutzmaßnahmen ergreifen

1. Gefahrstoffe vermeiden oder durch weniger gefährliche ersetzen.
2. Geeignete technische, organisatorische und persönliche Schutzmaßnahmen festlegen und deren Anwendung

sicherstellen.
3. Die Beschäftigten kontinuierlich über Gefährdungen und Präventivmaßnahmen informieren.
4. Die Beschäftigten in Entscheidungsprozesse mit einbeziehen.
5. Die Standards für Sicherheit und Gesundheitsschutz regelmäßig überprüfen.

Bei den Schutzmaßnahmen gilt das sogenannte STOP-Prinzip (siehe [6]). An erster Stelle steht die Substitution, bei der geprüft
wird, ob ein gefährliches Produkt oder Verfahren durch ein weniger gefährliches ersetzt werden kann. In der weiteren Rangfolge
hat technischer Schutz, der dazu dient, dass gefährliche Stoffe gar nicht erst freigesetzt werden, Vorrang vor organisatorischem
Schutz, z. B.  Regelungen zum Wiederbetreten von Räumen. Organisatorische Schutzmaßnahmen und Verhaltensweisen ergänzen
in den meisten Fällen. Da das Tragen von Persönlicher Schutzausrüstung mit einer besonderen Belastung für die Beschäftigten
verbunden ist, darf diese Form von Maßnahmen nur verwendet werden, wenn auf andere Weise kein ausreichender Schutz zu
erreichen ist.

Verantwortliche können sich bei der Gefährdungsbeurteilung von Fachleuten des betrieblichen Arbeitsschutzes wie Fachkräften
für Arbeitssicherheit, Betriebsärzten und auch von der BGW unterstützen lassen. Als Gefahrstoffverzeichnis kann beispielsweise
die Sammlung von Herstellerinformationen der Produkte, in der Regel von Sicherheitsdatenblättern, dienen, die in einem Ordner
abgelegt sind. Zusätzlich ist lediglich die verbrauchte Jahresmenge der Produkte zu vermerken.

Aktualisierungsbedarf für die eigene Gefährdungsbeurteilung ergibt sich aus der Neufassung der TRGS 525 ergeben. Sie
beschreibt die Schutzmaßnahmen in der Humanmedizin nach dem aktuellen Stand der Technik. Auch Bereiche der alternativen
Medizin wurden mit betrachtet, soweit die speziellen therapeutischen Verfahren, wie z. B. das Abbrennen von Beifußkraut
(Moxibustion), zu einer Belastung der Beschäftigten führen kann. Das Kapitel über die Arzneimittel gibt jetzt vielfältige Hinweise
auf Informationsquellen zu den gefährlichen Eigenschaften von Arzneistoffen. Das ist von Bedeutung, da Arzneimittel bei den
Tätigkeiten Gefahrstoffe sein können, aber nicht nach den Regelungen des Gefahrstoffrechtes gekennzeichnet sind. Zudem
wurden die Auswirkungen neuer Therapien, z.B. mit monoklonalen Antikörpern, die Laserchirurgie und der Wandel in den
Methoden der Anästhesie auf die Gefährdungsbeurteilung berücksichtigt.

Zusätzlich ergeben sich Änderungen durch die Einführung eines neuen Einstufungs- und Kennzeichnungssystems von Chemikalien
auf europäischer Ebene [7].  Seit dem 1.06.2015 müssen Hersteller Produkte wie Desinfektionsmittel mit den neuen
Gefahrenpiktogrammen nach CLP-Verordnung (CLP: Regulation on Classification, Labelling and Packaging of Substances and
Mixtures) versehen. Hilfestellungen wie Plakate und Erläuterungen zur CLP-Verordnung findet man auf den Internetseiten der BGW.

Für eine Reihe von Tätigkeiten mit Gefahrstoffen sind von der BGW bereits Branchenlösungen erarbeitet worden, die das
praktische Umsetzen der Gefährdungsbeurteilung erleichtern [8-14]. Nachfolgend werden Gefährdungen und Schutzmaßnahmen
für Gefahrstoffgruppen dargestellt, die in sehr vielen gesundheitsdienstlichen Einrichtungen zur Anwendung kommen. Es handelt
sich dabei um Grundinformationen. Im Rahmen der individuellen Gefährdungsbeurteilung ist es notwendig, sich mit den
konkreten Gefahren der in der Praxis verwendeten Produkte und den notwendigen Schutzmaßnahmen auseinander zu setzen.
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2. Reinigungs- und Desinfektionsmittel

In fast allen gesundheitsdienstlichen Einrichtungen gibt es eine hohe Dichte an Reinigungs- und Desinfektionsarbeiten. Dabei
werden diese Maßnahmen von sehr unterschiedlichen Berufsgruppen in sehr unterschiedlicher Intensität durchgeführt:
Reinigungspersonal kann täglich mehrere Stunden gegenüber den chemischen Produkten exponiert sein, während ärztliches und
Pflegepersonal zwar häufig, aber meist nur kurzzeitig mit den Reinigungs- und Desinfektionsmitteln umgeht.

Reinigungs- und Desinfektionsmittel können aus diversen Substanzen und Substanzgruppen bestehen, deren schädigender
Einfluss auf die Beschäftigten  manchmal nur schwer erkennbar ist. Die Produkte können z.B. reizende oder ätzende Eigenschaften
aufweisen, entzündbar oder giftig sein, sensibilisierende Eigenschaften oder im Einzelfall auch kanzerogene Eigenschaften
(Formaldehyd!) besitzen [7, 12, 15].

2.1. Reinigungs- und Pflegemittel

Die Produkte zur Reinigung- und Pflege werden für verschiedene Tätigkeiten verwendet. So gibt es u.a. Sanitärreiniger,
Grundreiniger, Unterhaltsreiniger, Glasreiniger oder auch Teppichreiniger. Je nach Art und Konzentration der Inhaltstoffe besitzen
diese Produkte  schädigende Eigenschaften, die verschiedene Schutzstrategien für die Beschäftigten verlangen. Daher haben die
Bau-Berufsgenossenschaften, bei denen z.B. Reinigungsfirmen versichert sind, zusammen mit den Herstellern der Reinigungs-
und Pflegemittel das System des GISCODE entwickelt. Die große Anzahl der Produkte wird dabei in übersichtliche Gruppen
zusammengefasst; eine Beurteilung jedes Einzelproduktes bezüglich der erforderlichen Arbeitsschutzmaßnahmen erübrigt sich
(s. [8]).

Die Produktgruppen basieren auf Produkten mit ähnlicher chemischer Zusammensetzung und ähnlichem Einsatzzweck. Von den
Produkten einer Gruppe gehen vergleichbare Gefährdungen aus, so dass auch die in den Produktgruppen-Informationen und
Betriebsanweisungsentwürfen formulierten Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln auf all diese Produkte zutreffen. Mit ca. 50
Produktgruppen lässt sich so das breite Produktspektrum im Hinblick auf die Arbeitssicherheit und den Gesundheitsschutz
überschaubar darstellen. Details zu den notwendigen Schutzmaßnahmen findet man unter www.wingis-online.de oder unter
http://www.bgbau.de/gisbau/giscodes.

2.2. Hände- und Hautdesinfektion

Hände- und Hautdesinfektionsmittel können folgende Gefahrstoffeigenschaften besitzen: Sie sind z. B. (in abnehmender
Reihenfolge) reizend, leicht bzw. hoch entzündlich, im Einzelfall (bei Konzentraten) auch ätzend bzw. umweltgefährlich.

Die von der BGW im Rahmen einer Angebotsstudie [16] untersuchten Hände- und Hautdesinfektionsmittel waren nicht haut- oder
atemwegssensibilisierend, ebenso besaßen sie keine cmr-Eigenschaften.

Bei Tätigkeiten mit Hände- und Hautdesinfektionsmitteln besteht die Gefahr von degenerativen und allergischen
Hauterkrankungen, Reizungen der Schleimhäute, Bränden/Verpuffungen bei der Entzündung von Alkohol-Luft-Gemischen, oder
auch systemischen Einwirkungen auf die Beschäftigten bei intensiver inhalativer Exposition gegenüber den
Desinfektionsmittelinhaltsstoffen.

Technische Schutzmaßnahmen

Je nach Intensität und Umfang der Hände-/Hautdesinfektion sind verschiedene technische Schutzmaßnahmen zu ergreifen.

Einsatz von technischen Hilfsmitteln (Zangen, Tupfer) bei der Desinfektion z.B. großer Hautflächen
Einsatz von Desinfektionsmittelspendern (durch sinnvolle, nicht zu hohe Anbringung Spritzer in die Augen verhindern)
Auf ausreichende Raumlüftung achten:

ausreichende Frischluftzufuhr über Fenster/Türen
oder ausreichende technische Raumlüftung z.B. gem. DIN 1946-4 [17]

Organisatorische Schutzmaßnahmen

Aufwischen von ungewollt verschüttetem und verspritztem Desinfektionsmittel,
Entsorgung von mit Desinfektionsmittel getränkten Reinigungsutensilien 
in geschlossenen Behältnissen
Keine offenen Behältnisse mit Desinfektionslösung außerhalb des unmittelbaren Gebrauchs zulassen
Kontakt des Desinfektionsmittels mit heißen Flächen vermeiden
Durchführung der alkoholischen Haut- und Händedesinfektion nur, wenn sich keine Zündquellen in der unmittelbaren
Umgebung befinden
Verwendung der Desinfektionsmittel nur durch entsprechend ausgebildetes, 
 unterwiesenes und regelmäßig geschultes Personal
Orientierung der Arbeit an den aktuellen Hygiene- und Hautschutzplänen.
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Persönliche Schutzmaßnahmen

Augenschutz: Beim Umgang mit Haut- und Händedesinfektionsmitteln, die reizend auf die Schleimhäute wirken können oder die
mit dem R-Satz 41 (Gefahr ernster Augenschäden) gekennzeichnet sind, ist das Tragen einer Schutzbrille erforderlich, sofern sich
bei der arbeitsplatzbezogenen Gefährdungsbeurteilung zeigt, dass sich die Gefahr des Verspritzen des Desinfektionsmittels in die
Augen nicht ausreichend vermeiden lässt.

Handschutz: Haut- und Händedesinfektionsmittel müssen auf der ungeschützten Haut aufgetragen werden. Ein ungewollter
Kontakt mit diesen Desinfektionsmitteln ist dennoch zu vermeiden, um degenerativen Effekten vorzubeugen.

Hautschutz: Hautschutz-, Hautreinigungs- und Hautpflegemaßnahmen gemäß Hautschutzplan durchführen.

Körperschutz: Entfällt in der Routineanwendung.

Atemschutz: Bei möglichen Überschreitungen der Arbeitsplatzgrenzwerte einzelner Desinfektionsmittelkomponenten muss ein
adäquater Atemschutz getragen werden. Dies ist nur bei ungewöhnlich häufigen und intensiven Hände- und Hautdesinfektionen in
sehr schlecht belüfteten Räumen zu erwarten.

2.3. Flächendesinfektion

Die einzelnen Arbeitsschritte der Flächendesinfektion sind:

Das Ansetzen von Anwendungslösungen aus einem Desinfektionsmittelkonzentrat,
die Ausbringung des Desinfektionsmittels (mit einem Lappen, Mopp, o.ä.),
die Entsorgung von Resten der Anwendungslösung und der Hilfsmittel 
(Lappen, Mopp).

Die Inhaltsstoffe in Flächendesinfektionsmitteln sind von der Reinigungs- und Desinfektionsaufgabe abhängig. Als Wirkstoffe
kommen überwiegend Alkohole (Ethanol, 1-Propanol, 2-Propanol), Aldehyde (Formaldehyd, Glutaraldehyd, Glyoxal), Quaternäre
Ammoniumverbindungen (QAV), Biguanide, Alkylaminderivate (z.B. Glucoprotamin), Peroxide und Phenolderivate zur Anwendung.

Flächendesinfektionsmittel können reizend, ätzend, gesundheitsschädlich, leicht/hoch entzündlich, brandfördernd und
umweltgefährlich sein. Zudem gibt es Produkte, die als haut- und/oder atemwegssensibilisierend eingestuft sind.
Formaldehydhaltige Produkte sind zudem kanzerogen.

Technische Schutzmaßnahmen

Maschinelle Desinfektionsverfahren (z. B. Desinfektionsautomaten bei der Bettendesinfektion)
Möglichst vollständiger Ausschluss von Verfahren mit Aerosolbildung
Einsatz von technischen Hilfsmitteln (Fahreimer, Wischmopps, Auswringhilfen etc.)
Automatische Dosierung des Desinfektionsmittel-Konzentrates oder 
zumindest Einsatz anderer Dosierhilfen
Raumlüftung:

ausreichende Frischluftzufuhr über Fenster/Türen

oder ausreichende technische Raumlüftung, z. B. gem. DIN 1946-4 [17]

Organisatorische Schutzmaßnahmen

Einsatz nur von entsprechend ausgebildetem, unterwiesenem und regelmäßig 
 geschultem Personal
Durchführung der Flächendesinfektion in Anwesenheit möglichst weniger 
unbeteiligter Personen
Wiederbetreten von Räumen mit großflächiger Desinfektion erst nach der 
 Abtrocknungsphase soweit möglich
Entsorgung Desinfektionsmittel getränkter Reinigungsutensilien in geschlossenen Behältnissen
Keine offenen Behältnisse mit Desinfektionslösung außerhalb des unmittelbaren Gebrauchs zulassen
Das Ansetzen von Anwendungslösung mit warmem Wasser ist zu unterlassen
Kontakt des Desinfektionsmittels, sowohl des Konzentrates als auch der 
Anwendungslösung, mit heißen Flächen vermeiden
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Persönliche Schutzmaßnahmen

Augenschutz: Beim Umgang mit Desinfektionsmittelkonzentraten, etwa beim Abfüllen und Verdünnen, und sofern mit
Aerosolbildung zu rechnen ist, ist der Gebrauch einer Schutzbrille (Korbbrille) notwendig.

Handschutz: Ist beim Umgang mit Desinfektionsmitteln Hautkontakt nicht vermeidbar, müssen geeignete Schutzhandschuhe
getragen werden (ggf. darunter Baumwoll-Unterziehhandschuhe, s. Abschnitt 3. Feuchtarbeit). Schutzhandschuhe müssen
entsprechend dem zu erwartenden Kontakt und den verwendeten Desinfektionsmitteln ausgewählt und gegebenenfalls
regelmäßig gewechselt werden.

Hautschutz: Hautschutz-, Hautreinigungs- und Hautpflegemaßnahmen gemäß Hautschutzplan

Körperschutz: Ist mit einer Durchtränkung der Arbeitskleidung bei der Flächendesinfektion  zu rechnen, ist wasserdichte
Schutzkleidung zu tragen, z. B. eine wasserdichte Schürze.

Atemschutz: Bei möglichen Überschreitungen der Arbeitsplatzgrenzwerte einzelner Desinfektionsmittelkomponenten, z. B.
Aldehyde, muss ein wirksamer Atemschutz getragen werden. Dies ist z. B. bei der großflächigen Schlussdesinfektion mit
aldehydischen Desinfektionsmitteln in schlecht belüfteten Räumen zu erwarten.

2.4. Instrumentendesinfektion

Die oben angesprochene Angebotsstudie [16] führte zu 92 Inhaltsstoffen in den chemischen Instrumentendesinfektionsmitteln.
Man findet neben Ethanol und Propanol  weitere ein- oder zweiwertige Alkohole wie z. B. Ethandiol oder 1,4-Butandiol. Weiterhin
findet man in Instrumentendesinfektionsmitteln überwiegend die gleichen Aldehyde (Formaldehyd, Glutaraldehyd, Glyoxal,
Succinaldehyd und 2-Ethylhexanal) wie in Flächendesinfektionsmitteln, ebenso die Formaldehydabspalter.

Instrumentendesinfektionsmittel sind z.B. ätzend, reizend, umweltgefährlich, gesundheits-schädlich bzw. leicht/hoch entzündlich
(in abnehmender Häufigkeit). Einige Produkte sind  haut- und atemwegssensibilisierend.

Technische Schutzmaßnahmen

Die technischen Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten sind vergleichbar mit denjenigen der Flächendesinfektion (siehe dort).
 Der Einsatz von technischen Hilfsmitteln bedeutet bei der Instrumentendesinfektion: Greifzangen an Tauchbecken, Einlegekörbe,
Beckenabdeckungen, lokale Absaugeinrichtungen, etc.)

Organisatorische Schutzmaßnahmen

Einsatz nur von entsprechend ausgebildetem, unterwiesenem und regelmäßig 
 geschultem Personal
Automaten nicht im Ablauf des Desinfektionsprogramms unterbrechen und öffnen.
Offene Desinfektionsmittelbecken nicht in Untersuchungsräumen oder in der Nähe von Wärmequellen aufstellen, um eine
kontinuierliche Belastung der Beschäftigten zu vermeiden.
Behältnisse mit Desinfektionsmittellösung stets abdecken. Keine offenen Behältnisse mit Desinfektionslösung außerhalb des
unmittelbaren Gebrauchs zulassen.
Das Ansetzen von Anwendungslösung mit warmem Wasser ist zu unterlassen
Kontakt des Desinfektionsmittels, sowohl des Konzentrates als auch der Anwendungslösung, mit heißen Flächen vermeiden
Im Rahmen der Arbeitsplanung sollte der Ausfall von Desinfektionsautomaten bedacht und entsprechende sichere
Ersatzverfahren sollten schon festgelegt werden.
Reparatur und Prüfung von Instrumenten ausschließlich nach der Desinfektion.
Schneidende und stechende Instrumente nur in durchstichsicheren Behältern transportieren und entsorgen.
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Persönliche Schutzmaßnahmen

Augenschutz: Beim Umgang mit Desinfektionsmittelkonzentraten, etwa beim Abfüllen und Verdünnen, und sofern mit
Aerosolbildung zu rechnen ist, ist der Gebrauch einer Schutzbrille (Korbbrille) notwendig.

Handschutz: Ist beim Umgang mit Desinfektionsmitteln ein Hautkontakt nicht vermeidbar, müssen geeignete Schutzhandschuhe
getragen werden.

Schutzhandschuhe müssen entsprechend dem zu erwartenden Kontakt und den verwendeten Desinfektionsmitteln ausgewählt
und gegebenenfalls regelmäßig gewechselt werden.

Hautschutz: Hautschutz-, Hautreinigungs- und Hautpflegemaßnahmen gemäß Hautschutzplan

Körperschutz: Ist mit einer Durchtränkung der Arbeitskleidung bei der Instrumentendesinfektion zu rechnen, ist wasserdichte
Schutzkleidung zu tragen, z. B. eine wasserdichte Schürze.

Atemschutz: Bei möglichen Überschreitungen der Arbeitsplatzgrenzwerte einzelner Desinfektionsmittelkomponenten, z. B.
Aldehyde, muss ein adäquater Atemschutz getragen werden. Eine Grenzwertüberschreitung ist aber bei der Einhaltung der hier
beschriebenen Schutzmaßnahmen nicht zu erwarten.

3. Feuchtarbeit

Feuchtarbeit zählt zu den hautschädigenden Tätigkeiten im Gesundheitsdienst. Als Feuchtarbeit sind nach TRGS 401 „Gefährdung
durch Hautkontakt“ [18] Tätigkeiten einzuordnen, bei denen Beschäftigte

regelmäßig mehr als 2 Stunden mit ihren Händen Arbeiten im feuchten Milieu ausführen oder
einen entsprechenden Zeitraum Schutzhandschuhe mit Okklusionseffekt (Wärme- und Feuchtigkeitsstau) tragen oder
häufig bzw. intensiv ihre Hände reinigen müssen.

Die Zeiten sind zu addieren, wenn nicht wirksame Maßnahmen zur Regeneration der Haut getroffen worden sind.

Feuchtarbeit kann die Schutzfunktion der Haut gegenüber irritativen oder sensibilisierenden Stoffen schwächen. Daher sollte
insbesondere bei Auszubildenden und Hilfskräften darauf geachtet werden, dass keine übermäßige Feuchtbelastung entsteht. Die
besondere Problematik der Gefährdungsbeurteilung im Themenfeld „Haut“ in gesundheitsdienstlichen Berufen liegt darin, dass

die Gefährdungen unter anderem bei „Alltagstätigkeiten“  (z. B. Körperpflege von Patienten) entstehen, denen im Allgemeinen
Harmlosigkeit unterstellt wird,
Gefährdungen in erheblichem Maß durch notwendige Schutzmaßnahmen (Tragen von Handschuhen) entstehen,
für die verursachenden Stoffe überwiegend keine Kennzeichnungspflicht nach Gefahrstoffverordnung mit
Gefahrstoffpiktogrammen besteht,
Hygiene-Aspekte (aus infektionspräventiven Gesichtspunkten für Patienten und Beschäftigte) mit denen des Hautschutzes in
Einklang gebracht werden müssen.

Dennoch sind entsprechend der Gefährdungsbeurteilung adäquate Schutzmaßnahmen zu ergreifen.

Schutzmaßnahmen

Als geeignete Maßnahmen zum Hautschutz und zur Hautpflege können genannt werden:

Hände desinfizieren statt waschen
Händedesinfektionsmittel mit rückfettenden Anteilen bevorzugen,
Hände sorgfältig eincremen,
Handschuhe tragen, wenn erforderlich,
Handschuhe nur auf sauberer und trockener Haut tragen,
durch Arbeitspläne für einen Wechsel von Tätigkeiten mit und ohne Handschuhe sorgen,
bei längeren Tragezeiten (mehr als 10 Minuten oder bei Schwitzneigung) dünne  Baumwollhandschuhe unterziehen, die in
regelmäßigen Abständen gewaschen werden sollten
wenn möglich, Präparate ohne Duft-, Farb- und Konservierungsstoffe wählen.

Eine praktische Hilfestellung geben die Hautschutz- und Händehygienepläne für die verschiedenen Branchen des
Gesundheitsdienstes [19]. Nach dem Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung kann bei Feuchtarbeit spezielle arbeitsmedizinische
Vorsorge notwendig werden [20]. Bei der Entscheidung ist der Betriebsarzt beratend hinzuzuziehen. Der Unternehmer hat diese
Vorsorge auf seine Kosten zu veranlassen bzw. anzubieten.
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4. Arzneimittel

In Arztpraxen und Kliniken kommen neben unbedenklichen Arzneimitteln auch solche zum Einsatz, deren Inhaltsstoffe die
Beschäftigten gefährden können. Häufig handelt es sich dabei um Stoffe, die die Haut oder Atemwege reizen und zu einer
Sensibilisierung führen können (z. B. Antibiotika). Es können aber auch Arzneimittel mit cmr-Eigenschaften darunter sein (z. B.
Zytostatika). Eine im Auftrage der BGW durchgeführte Literaturrecherche ergab, dass bei mehr als 500 in Deutschland
zugelassenen Arzneimitteln ein begründeter Verdacht besteht, dass sie sensibilisierende oder cmr-Eigenschaften besitzen [21].
Viele dieser Arzneistoffe stammen aus den 20 verordnungsstärksten Indikationsgruppen.

Eine Gefährdung der Beschäftigten durch Fertigarzneimittel oder Arzneistoffe ist immer dann möglich, wenn Stoffe und
Zubereitungen mit gefährlichen Eigenschaften bei der vorgesehenen Verwendung eingeatmet werden können oder Hautkontakt
besteht (Exposition). Dies kann laut TRGS 525 bei überzogenen und magensaftresistenten Tabletten/Granulaten sowie
Hartkapseln und Weichkapseln ausgeschlossen werden, wenn sie den Patienten ohne weitere Manipulation verabreicht werden.

Insbesondere bei den nachfolgend genannten Arbeitsschritten ist jedoch eine inhalative oder dermale Aufnahme von
Arzneimittelwirkstoffen durch die Beschäftigten möglich, wenn keine Schutzmaßnahmen ergriffen werden:

Vorbereiten und Verabreichen von Lösungen aller Art (Infusionen, Injektionen, Inhalate, Gurgelanwendungen etc.);
insbesondere bei der Verarbeitung pulverförmiger Ausgangsstoffe zur Herstellung und beim Wechseln, Entlüften, Entfernen
von Infusionssystemen,
Vorbereiten und Verabreichen von Tropfen und Sirupen aller Art (für Rachen, Augen, Nase, Ohren etc.) sowie Suppositorien,
Vorbereiten und Verabreichen von nicht überzogenen Tabletten/Granulaten,
Teilen bzw. Mörsern von Tabletten,
Auftragen von Arzneimitteln zur äußeren Anwendung wie Salben, Gele, Tinkturen, Lösungen, Pudersprays, Salbensprays,
Verabreichen von Pulvern zum Einnehmen, Herstellen einer Lösung oder Suspension zum Einnehmen unter Verwendung
pulverförmiger Ausgangsstoffe, Verwenden von Pulver zur kutanen Anwendung,
Auspacken und Aufbringen transdermaler Pflaster,
Reinigen von Gefäßen (z.B. nach dem Mörsern, nach Inhalationen etc.).

Schutzmaßnahmen

Die Schutzmaßnahmen sollen die Beschäftigten wirksam vor dem Kontakt mit Gefahrstoffen und dadurch bedingte
gesundheitliche Beeinträchtigungen schützen. Nachfolgend werden Schutzmaßnahmen für Tätigkeiten mit Arzneimitteln in der
Reihenfolge des STOP-Prinzips vorgestellt:

Substitution

Grundsätzlich steht die Vermeidung der Exposition von Beschäftigten im Vordergrund. Eine Substitution der Wirkstoffe von
Arzneimitteln ist in der Regel nicht möglich, da diese auf Grund der ärztlichen Verordnung verabreicht werden und definierten
therapeutischen Zwecken dienen. Es empfiehlt sich jedoch die Prüfung, welche Art der Verabreichung möglich und auch im Sinne
des Arbeitsschutzes am Besten geeignet ist. Zum Beispiel kann durch orale Tropfenverabreichung oder durch geeignete gut
schluckbare Tablettenformen vermieden werden, dass Medikamente vor der Verabreichung gemörsert oder geteilt werden
müssen.

Technische Schutzmaßnahmen

Das Teilen und Mörsern von Tabletten mit Hilfsmitteln durchführen (z.B. handelsübliche Tablettenteiler, die sich beim Teilen
verschließen, geschlossene Tablettenmörser, Tablettenteilbeutel).
Bei Anwendung von Inhalaten: Die Inhalationsgeräte sollen möglichst keine Aerosole oder Dämpfe direkt an die
Umgebungsluft abgeben (Ausnahme: Luftbefeuchter und alleinige Anwendung von Solen). Die Anwendungshinweise und
Gebrauchsinformationen der Hersteller für Dosieraerosole und Arzneimittel, die in Inhalationsgeräten verwendet werden,
beachten und Inhalationshilfen verwenden.
Bei Applikation von flüssigen und halbfesten Arzneimitteln wie Salben, Tinkturen, Lösungen, Pasten oder Suppositorien zur
äußeren Anwendung: Hautkontakt vermeiden (z.B. durch Hilfsmittel wie Spatel, Pinsel oder Applikatoren). Ausnahme: Es
werden reine Hautpflegemittel und alkoholische Präparate wie Franzbranntwein verwendet.
Verabreichung von Infusionen und Injektionen: Aerosolbildung vermeiden. Dazu technische Hilfsmittel wie
Druckentlastungssysteme mit Aerosolfilter verwenden. Infusionssysteme so wechseln, entlüften beziehungsweise entfernen,
dass die Freisetzung von Arzneimitteln vermieden wird.
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Organisatorische Schutzmaßnahmen

Festlegen, ob bestimmte Gefäße und Hilfsmittel (z.B. Mörser) nach der Anwendung gereinigt werden müssen und Art der
Reinigung festlegen
Exposition beim Reinigen vermeiden (Staubfreiheit, keine Spritzer)
Nach Aerosolbehandlungen die Räume gut lüften
Bei der Entsorgung und Sammlung zur Reinigung auf die Hygienevorschriften achten (z.B. nicht zusammen mit Geschirr
reinigen)

Persönliche Schutzmaßnahmen

Grundsätzlich immer Handschuhe beim Vorbereiten und Verabreichen von Arzneimitteln sowie beim Reinigen von Gefäßen
und Hilfsmitteln tragen

Zusätzliche Hinweise

Dermale Gefährdung: Durch das Tragen von Handschuhen ist der Hautkontakt zu den Arzneimitteln ausgeschlossen. Das
Tragen von flüssigkeitsdichten Handschuhen mehr als 2 Stunden pro Schicht bedeutet Feuchtarbeit.
Inhalative Gefährdung: Eine inhalative Gefährdung ist immer dann gegeben, wenn die Arzneistoffe in die Luft gelangen
können. Dies ist möglich, wenn Arzneimittel zum Beispiel geteilt oder gemörsert werden oder bei einer Tröpfchenentstehung.
Quantitative Angaben zur Belastung sind derzeit nicht möglich. Es gibt nach derzeitigem Kenntnisstand auch keine
Grenzwerte für Arzneistoffe, die überwacht werden können. Daher sind die oben genannten Schutzmaßnahmen so umfassend
wie möglich einzuhalten. Solelösungen sind als unproblematisch zu beachten.
Arzneimittel mit cmr-Eigenschaften: Diesen Arzneistoffen gebührt besondere Aufmerksamkeit. Es zählen hierzu
beispielsweise viele Zytostatika, die in der Antitumortherapie eingesetzt werden, aber auch bestimmte Arzneistoffe zur
Behandlung von Augenerkrankungen und rheumatischen Erkrankungen. Bei der Verwendung von Arzneimitteln mit cmr-
Eigenschaften sind über die beschriebenen Maßnahmen hinaus gehende Schutzmaßnahmen erforderlich (z.B. sichere
Überleit-Systeme) [14]. Beispielsweise ist dies bei der Blaseninstillation mit zytostatikahaltigen Lösungen zu beachten.
Brand- und Explosionsgefahr: Die Verabreichung entzündbarer Arzneimittel (z. B. alkoholische Einreibungen) kann zu Brand-
und Explosionsgefahren führen. Entscheidend ist hierbei die Vermeidung von Zündquellen.

5. Inhalationsanästhetika

Nur der Patient braucht die Narkose. Dieser schon etwas antiquierte Leitspruch für den Arbeitsschutz im Gesundheitsdienst gilt
auch heute noch unverändert. Inhalationsanästhetika (IA) wie z. B. Lachgas oder volatile Anästhetika soll nur der Patient
einatmen, nicht das Personal. Expositionsgrenzwerte legen die zulässigen Konzentrationen von Inhalationsanästhetika in der
Atemluft der Beschäftigten fest (Tabelle 3).

Eine Überschreitung dieser Konzentrationen kann negative Gesundheitseffekte verursachen. Müdigkeit, Übelkeit oder
Kopfschmerzen sowie Konzentrationsverlust können dazu gehören. Die Literatur beschreibt für einige IA sogar schwerwiegendere
Folgen wie z. B. Störung des Immunsystems, eine eingeschränkte Fruchtbarkeit oder Schwangerschaftsprobleme [22, 23, 24]. Die
genannten möglichen Gesundheitseffekte lassen erkennen, dass Grenzwerte im Sinne einer gesunden Arbeitsumgebung und
einer guten Arbeitsqualität eingehalten werden müssen. Hinzu kommen die rechtlichen Vorgaben des Arbeitsschutzgesetzes und
der Gefahrstoffverordnung.

Der Arbeitgeber ist in der Pflicht, die Grenzwerteinhaltung und ausreichende Schutzmaßnahmen nachzuweisen. Unterstützt wird
er dabei durch Empfehlungen der Unfallversicherungsträger, wie zum Beispiel der BGW, die im Laufe der letzten 15 Jahre immer
wieder betriebliche Ermittlungen zum Einsatz von IA durchführte. Stichprobenmessungen stellten den Stand der
Gefahrstoffbelastung bei Inhalationsanästhesien in klinischen Operationsbereichen, Arztpraxen mit Operationsbereichen,
Aufwachräumen, bei der Lachgassedierung in der klinischen Ambulanz und bei der Lachgassedierung in Zahnarztpraxen fest.
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Tabelle 3: Bekannte negative Effekte und die Arbeitsplatzgrenzwerte (AGW) von Distickstoffmonoxid und volatilen Anästhetika [6]

Anästhetikum negativer Effekt AGW (KZW)

Distickstoffmonoxid 
CAS Nr. 10024-97-2

Neurotoxisch 
Fruchtschädigende Wirkung 
Stört Vitamin B12-Bildung 
Stört das Immunsystem 
Erhöht die Zahl der Aborte

100 (200) ppm 
180 (360) mg/m³ 
SG: Y

Halothan 
CAS Nr. 151-67-7

wirkt lebertoxisch 
wirkt auf zentrales Nervensystem 
wirkt auf peripheries Nervensystem

5 (40) ppm 
41 (328) mg/m³ 
SG: Z

Enfluran 
CAS Nr. 13838-16-9

wirkt auf zentrales Nervensystem 
Funktionsbeeinträchtigung der Nieren 
kann lebertoxisch wirken 
Kasuistik: Bronchialasthma

20 (160) ppm 
150 (1200) mg/m³ 
SG: Y

Isofluran 
CAS Nr. 26675-46-7 kann lebertoxisch wirken 10ppm/80mg/m³(Schweden) 

(Anm.1)

Desfluran 
CAS Nr. 57041-67-5 Keine valide Aussage möglich, da Datenlage völlig unzureichend. 10ppm/70mg/m³ (Schweden) 

(Anm.1)

Sevofluran 
CAS Nr. 28523-86-6 Keine valide Aussage möglich, da Datenlage völlig unzureichend. 10ppm/80mg/m³ (Schweden) 

(Anm.1)

SG: Y = Ein Risiko der Fruchtschädigung braucht bei Einhaltung des AGW und des BAT nicht befürchtet zu werden.

SG: Z = Ein Risiko der Fruchtschädigung kann auch bei Einhaltung des AGW und des BAT nicht ausgeschlossen werden.

Anm. 1: Datenlage reicht zur Aufstellung eines AGW/MAK momentan nicht aus.

Schutzmaßnahmen

Substitution- die Ideallösung aus der Sicht des Arbeitsschutzes:

Für die klinischen Bereiche und gut ausgestattete niedergelassene Arztpraxen ergab sich aus der Sicht des Arbeitsschutzes im
Lauf der Jahre eine positive Entwicklung. Die moderne Anästhesietechnik hilft inzwischen, sichere Arbeitsbedingungen zu
erreichen. Im Idealfall können Inhalationsanästhesien komplett durch total intravenöse Anästhesien (TIVA) ersetzt werden. TIVA ist
aber nicht in allen Fällen möglich, daher werden IA noch regelmäßig eingesetzt. Aber auch hier wurde substituiert: Volatile
Anästhetika verdrängen Lachgas inzwischen in vielen Kliniken. Dies hat günstige Auswirkungen auf den Arbeitsschutz. Während
gängige volatile Anästhetika (z.B. Sevofluran) nur mit ca. 2 % im Frischgas appliziert werden, wird Lachgas mit bis zu 70% dosiert.
Leckagen führen daher beim Einsatz von Lachgas schneller zu Grenzwertüberschreitungen als volatile Anästhetika.

Wenn die technischen und organisatorischen Empfehlungen der Unfallversicherungsträger (BG/BIA-Empfehlung OP) [25,26]
eingehalten werden, dann liegt die inhalative Belastung unter den Grenzwerten, Diese Bereiche können als sicher betrachtet
werden. Als wesentliche Punkte dieser Empfehlungen sind insbesondere technische Schutzmaßnahmen hervorzuheben.

Technische Schutzmaßnahmen

Absolut unerlässlich ist die Abführung der überschüssigen IA aus dem Raum über eine aktive Absaugung. Wichtig ist hierbei, dass
bei Inhalationsanästhesien alle Emissionsquellen erfasst werden und dass die Absaugung angeschlossen und eingeschaltet ist.
Auch Rückströmungen abgeführter Narkosegase z.B. über gekippte Fenster sind zu vermeiden. Leckagen an Narkosegeräten und
Schlauchsystemen können durch ausreichende Instandhaltung heutzutage weitgehend vermieden werden. Leckagen an der
Schnittstelle zwischen Narkosegerät und Patient stehen aber noch immer im Fokus der Betrachtung. Weitestgehend abgedichtet
und somit emissionsarm sind mit einem Cuff geblockte Endotrachealtuben bei älteren Kindern oder Erwachsenen. Moderne
Gerätetechnik mit geringem Frischgasflow (Low-Flow oder Minimal-Flow) führt zusätzlich zu einer Reduzierung der Emission.

Eine weitere technische Schutzmaßnahme ist die Raumlufttechnik, die in OP-Räumen in der Regel nach DIN 1946 Teil 4 [17]
ausgelegt ist. Unterschieden werden die Räume der Klassen Ia, Ib und II. Die turbulenzarme Verdrängungsströmung in Raumklasse
Ia ist primär für den Infektionsschutz und den Schutz gegen Partikel, also zum Schutz des Patienten ausgelegt. Dies zeigen die
Erläuterungen in der DIN. Der Arbeitsschutz profitiert von dieser hochwertigen Lüftungstechnik. Die nach unten gerichtete
Luftführung hilft nicht nur die potenzielle Belastung des OP-Personals sondern auch die Belastung des Anästhesiepersonals durch
IA auf ein Minimum zu reduzieren. Auch bei Räumen der Klassen Ib und II gilt, dass die Gefahrstoffe aus der Raumluft
abtransportiert werden. Für die meisten Anwendungen von IA und in Aufwachräumen reicht diese Lüftungstechnik als
Zusatzmaßnahme aus um die Gefahrstoffkonzentrationen auf ein sicheres Maß zu reduzieren [26]. Bei bestimmten Tätigkeiten (s.
unten) gilt dies nicht immer.
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Unterweisung und Schulung

Nicht alle genannten technischen Maßnahmen sind eigensicher, das heißt, der Mensch muss dafür sorgen, dass sie funktionieren.
Entscheidend für den Erfolg der Schutzmaßnahmen ist daher nicht zuletzt die Unterweisung und Schulung des Personals zu
möglichen Gefährdungen, zum richtigen Umgang mit den Geräten, der Lüftung und der Absaugeinrichtung.

Persönliche Schutzmaßnahmen

Persönliche Schutzmaßnahmen wie zum Beispiel Atemschutz, die letzte Stufe in der Maßnahmenhierarchie, spielen beim Schutz
gegen IA im betrieblichen Alltag keine Rolle. Der üblicherweise eingesetzte chirurgische Mund-Nasenschutz schützt nicht gegen
IA.

Bestimmte Tätigkeiten

Bestimmte Tätigkeiten müssen genauer betrachtet werden. Leider sind sichere Bedingungen nicht immer anzutreffen. Inhalative
Belastungen des medizinischen Personals bis zum Grenzwert und darüber hinaus sind noch immer betriebliche Realität und
weisen auf unzulässige Arbeitsbedingungen hin. In der Regel ist das OP-Personal geringeren Konzentrationen ausgesetzt als das
Anästhesiepersonal. Es gibt aber auch Ausnahmen, bei denen beide Personengruppen unzulässig belastet sein können oder
sogar nur der operierende bzw. behandelnde Arzt. Nachfolgend werden daher Tätigkeiten genannt, denen der Arbeitgeber oder
der Arbeitsschutzexperte unter diesem Aspekt besondere Aufmerksamkeit schenken sollte. Grundsätzlich geht es immer um
Tätigkeiten in der Nähe der Emissionsquelle, das heißt im Atembereich des Patienten, an der Schnittstelle Narkosegerät-Patient.
Die Raumlufttechnik, in der Regel Raumklasse Ib oder II, wirkt an dieser Stelle üblicherweise nicht.

HNO-Operationen
Lachgassedierung mit Demand-Gesichtsmaske, zum Beispiel beim Verbandwechsel
Lachgassedierung in Zahnarztpraxen insbesondere bei schwierig zu behandelnden Patienten, Angstpatienten, geistig
behinderten Patienten mit potenziell geringer Compliance

Bei allen drei Tätigkeiten kann es zu erheblichen Leckagen kommen. Besonders gravierend ist dies bei der Lachgassedierung in
Zahnarztpraxen. Die wesentlichen Leckagefaktoren sind: der Patient atmet über eine aufsitzende Nasenmaske, um den Mundraum
frei zu halten. Der Patient ist wach. Er kann sprechen oder emotional reagieren, den Kopf bewegen und über den Mund ausatmen.
Der Frischgasfluss ist mit durchschnittlich 5 Liter/ Minute hoch.

Zusammenfassung

Der Königsweg ist aus der Sicht des Arbeitsschutzes der Verzicht auf IA.
Für Tätigkeiten mit IA liegen Empfehlungen zu Schutzmaßnahmen vor. Diese oder vergleichbar sichere Maßnahmen sollen
beim Einsatz von IA berücksichtigt werden.
In der Regel ist die wesentliche Emissionsquelle für IA die Schnittstelle Narkosegerät-Patient.
Das Risiko einer Grenzwertüberschreitung steigt, wenn Leckagen bei hohem Gasfluss auftreten und sich der Atembereich des
Personals in der Nähe der Emissionsquelle befindet.

Die Lüftungstechnik kann in Raumklasse Ia eine Reduzierung der Exposition durch gerichtete Luftströmung erreichen. In
Raumklasse Ib und II geschieht dies in der Regel durch Verdünnung. Der Verdünnungseffekt ist nur wirksam, wenn der
Atembereich der Beschäftigten ausreichend weit von der Emissionsquelle entfernt ist.
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Quellen

Lagerung von Gefahrstoffen in der Pathologie
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Zukunftsfaktor gesundheitsfördernde Führung

Der demografische Wandel und zunehmender Kostendruck stellen für die Betriebe im Gesund​heitsdienst und in der
Wohlfahrtspflege wachsende Herausforderungen dar. Angesichts des Fachkräftemangels und steigender Arbeitsverdichtung sind
Gesundheit und Motivation der Beschäftigten unverzichtbare Erfolgsfaktoren. Fördern lässt sich beides durch eine Personal​‐
führung, die die persönlichen Kompetenzen der Beschäftigten stärkt und gute Arbeits​bedingungen gestaltet. Die
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) sowie die Unfallkasse NRW unterstützen ihre
Mitgliedsbetriebe beim Umsetzen gesundheitsfördernder Führung.

Was ist gesundheitsfördernde Führung?

Führungskräfte tragen Verantwortung für Aufgaben des Arbeits- und Gesundheitsschutzes. Sie haben einen erheblichen Einfluss
auf Organisationsstrukturen, betriebliche Rahmen​bedingungen und das persönliche Miteinander im Unternehmen – und dadurch
auf die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Unter anderem spielt hier das persönliche Führungsverhalten eine große
Rolle.

Gesundheitsförderndes Führen bezeichnet ein persönliches Führungsverhalten, das im Sinne des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes die Gesundheit der Beschäftigten schützt, indem es Belastungen und Risikofaktoren am Arbeitsplatz
reduziert und Ressourcen fördert.

Gesundes Führen umfasst zwei Ebenen:

Führungskräfte, die Gesundheitsförderung als Führungsaufgabe begreifen, sehen den Zusammenhang zwischen Arbeit und
Gesundheit ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Sie reduzieren Krankheiten und Fehlzeiten nicht auf ein persönliches Problem
der Betroffenen, sondern haben auch die betrieblichen Rahmenbedingungen sowie das eigene Führungsverhalten im Blick.

Inwieweit einzelne Führungskräfte Gesundheit aktiv als Führungsaufgabe gestalten können, hängt immer auch von den
betrieblichen Rahmenbedingungen ab. Nach Auffassung der BGW und der Unfallkasse NRW sollte gesund​heitsförderndes Führen
nicht erst einsetzen, wenn Krankenstände, Fluktuation oder Fehlerquoten auffällig hoch werden. Effektiver ist das präventive
Fördern der Mitarbeitergesundheit.
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Wie lässt sich gesundheitsfördernde Führung umsetzen?

„Jetzt auch noch gesund führen – dafür haben wir doch keine Zeit und was das alles kosten soll …“

Diese Bedenken werden im Zusammenhang mit der Veränderung von Führungshandeln gelegentlich geäußert.
 Gesundheitsförderndes Führen muss kein aufwendiges „Großprojekt“ sein. Vielmehr lässt es sich auch über kleine Schritte in das
generelle Führungshandeln integrieren. Die folgenden Handlungsempfehlungen der BGW berücksichtigen beide oben genannten
Ebenen gesundheitsfördernder Führung und geben Ihnen Hinweise, wie die Umsetzung gelingen kann.

Auch im Sinne der Unfallkasse NRW berücksichtigen die folgenden Handlungsempfehlungen der BGW beide oben genannten
Ebenen gesundheitsfördernder Führung und geben Ihnen Hinweise, wie die Umsetzung gelingen kann.

Ebene 1: Arbeitsbedingungen gesundheitsförderlich gestalten

Handlungsfelder zur Umsetzung gesundheitsfördernder Führung

Die gesundheitsförderliche Gestaltung der Arbeitsbedingungen beinhaltet das Fördern von Ressourcen und den Abbau von
Belastungen. Dies lässt sich im Alltag über folgende fünf Handlungsfelder realisieren, die miteinander in Beziehung stehen: 
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1. Entscheidungs- und Handlungsspielräume 

Ich nehme Anregungen und Verbesserungsvorschläge meiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter offen auf.

Ich lasse meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rahmen ihrer Befugnisse selbstständig Entscheidungen treffen.

Ich delegiere Aufgaben und zeige dabei Möglichkeiten der Gestaltung auf.

Ich beteilige meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aktiv an der Gestaltung von Lösungen.

2. Kommunikation und Konfliktlösung

Ich formuliere meine Anweisungen klar und eindeutig. Ich versichere mich, ob ich verstanden wurde.

Ich mache meine Entscheidungen transparent.

Ich höre aktiv zu.

Ich gebe regelmäßig differenzierte Rückmeldungen und äußere Kritik sachlich.

Ich greife Konflikte frühzeitig auf und unterstütze die Konfliktklärung im Team.

3. Anerkennung und Wertschätzung

Ich würdige die Leistungen meiner Beschäftigten durch differenziertes Feedback.

Ich verwende passende wertschätzende Äußerungen (z. B. „Sie bereichern unser Team durch …“).

Ich interessiere mich für die Bedürfnisse meiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und stehe als Gesprächspartnerin bzw.
Gesprächspartner zur Verfügung.

Ich lebe eine wertschätzende Haltung vor.

4. Soziale Unterstützung

Ich schütze meine Beschäftigten vor ungerechtfertigten Anforderungen anderer Abteilungen und Personen.

Ich helfe meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, ihre Stärken und Kompetenzen weiterzuentwickeln.

Ich stehe als Ansprechpartnerin bzw. Ansprechpartner zur Verfügung.

Ich fördere die Zusammenarbeit im Team.

5. Effektive Arbeitsorganisation

Ich kläre Verantwortlichkeiten und schaffe Rollenklarheit.

Ich optimiere die Arbeitsabläufe auch unter Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Ich sorge für eine Planbarkeit von Aufgaben.

Ich etabliere eine konstruktive Fehlerkultur.

Ebene 2: Sich selbst gesund führen

Die eigene Gesundheit der Führungskraft stellt in mehrfacher Hinsicht eine wichtige Grundlage für gesundheitsförderndes Führen
dar: Zunächst einmal bietet das eigene Wohlbefinden die Basis, um souverän agieren zu können. Ferner werden Führungskräfte,
die auf ihre eigene Gesundheit achten, eher auch die ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Blick haben als solche, die ihre
eigene Gesundheit vernachlässigen. Und darüber hinaus kommt ihnen auch bei diesem Thema eine Vorbildfunktion zu.
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Ein erster Schritt zur gesunden Selbstführung ist, achtsam für die eigene Gesundheit und für persönliche Stressoren zu sein.
Folgende Kriterien sind für den Umgang mit der eigenen Gesundheit relevant:

Gesundheitsbezogene
Achtsamkeit: „Ich merke, wenn mit mir gesundheitlich etwas nicht stimmt.“

Gesundheitswertigkeit: „Es ist mir wichtig, die gesundheitlichen Belastungen an meinem Arbeitsplatz zu mindern und
Risiken abzubauen.“

Gesundheitsbezogene
Selbstwirksamkeit: „Ich weiß, wie ich übermäßiger Belastung vorbeugen kann.“

Gesundheitsverhalten: „Ich versuche, meine Belastungen zu reduzieren, indem ich meine eigene Arbeitsweise optimiere
(z. B. Prioritäten setze, für ungestörtes Arbeiten sorge, den Tag plane).“

Die eigene Gesundheit im Blick behalten – auch in Sandwichpositionen

Führungskräfte stehen häufig vor widersprüchlichen Anforderungen – etwa, wenn sie zwischen divergierenden Interessen der
Geschäftsführung und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu vermitteln haben. Daraus können sich besondere
Belastungssituationen ergeben. Führungskräfte können mit sogenannten Führungs-Dilemmata besser umgehen, wenn sie
Kompetenzen zur Selbstklärung und Abgrenzung aufbauen:

Selbstklärung „Was will ich aus welchen Gründen? Wofür entscheide ich mich? Welche Folgen nehme ich in Kauf? Wer oder
was hilft mir dabei?“

Abgrenzung

„Zu welchen Erwartungen sage ich Nein?“

 

Wichtige Stellschrauben – Rollenklarheit und Vorhersehbarkeit

Studien haben gezeigt, dass Führungskräfte positiven Einfluss auf die Mitarbeitergesundheit nehmen, wenn sie am Arbeitsplatz
auf Rollenklarheit und Vorhersehbarkeit achten. Rollenklarheit und Vorhersehbarkeit können Führungskräfte besonders gut
beeinflussen, sie bilden gewissermaßen die Basis gesunder Führung.

Die folgenden Fragen helfen Ihnen zu verstehen, was mit Rollenklarheit und Vorhersehbarkeit gemeint ist. Zusätzlich können Sie
damit – für sich oder sogar im Gespräch mit Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern – reflektieren, wie es um diese beiden Punkte
in Ihrem Führungsalltag bestellt ist:
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Rollenklarheit:

Wissen Sie als Führungskraft bzw. Mitarbeiterin oder Mitarbeiter genau, wie weit Ihre Befugnisse bei der Arbeit reichen?
Gibt es klare Ziele für Ihre Arbeit als Führungskraft bzw. Mitarbeiterin oder Mitarbeiter?
Wissen Sie als Führungskraft bzw. Mitarbeiterin oder Mitarbeiter genau, welche Dinge in Ihren Verantwortungsbereich fallen?
Wissen Sie als Führungskraft/als Mitarbeiterin oder Mitarbeiter genau, was von Ihnen bei der Arbeit erwartet wird?

Vorhersehbarkeit:

Werden Sie als Führungskraft bzw. Mitarbeiterin oder Mitarbeiter rechtzeitig im Voraus über Veränderungen an Ihrem
Arbeitsplatz informiert, z. B. über wichtige Entscheidungen, Veränderungen oder Zukunftspläne?
Erhalten Sie als Führungskraft bzw. Mitarbeiterin oder Mitarbeiter alle Informationen, die Sie brauchen, um Ihre Arbeit gut zu
erledigen?

Unterschiedliche Menschen unterschiedlich führen

Die Studienergebnisse zeigen außerdem, dass beim gesundheitsfördernden Führen der Aufbau individueller Beziehungen zu den
jeweiligen Beschäftigten bedeutend ist. Unterschiedliche Beschäftigte möchten auch unterschiedlich geführt werden – einige
benötigen beispielsweise engere Begleitung oder häufiges Feedback durch die Führungskraft, während andere eher viel
Handlungsspielraum ohne häufige Absprachen brauchen. Diese „individuelle“ Führung ist besonders relevant für die Gesundheit
der Beschäftigten.

Beschäftigte empfinden die Beziehung zu ihrer Führungskraft dann als qualitativ hochwertig, wenn sie beispielsweise wissen, wie
sie eingeschätzt werden, wenn ihre beruflichen Bedürfnisse und etwaigen Probleme verstanden, ihre Entwicklungsmöglichkeiten
erkannt werden und Entscheidungen nachvollziehbar sind.

Unterstützung durch die BGW

Die BGW bietet ihren Mitgliedsbetrieben vielfältige Unterstützung bei der gesundheitsfördernden Führung an. Dazu gehören unter
anderem die Seminare „Gesundheitsfördernde Führung: Möglichkeiten & Grenzen“ (UMGF), die Führungskräfte-Workshopreihe zur
Umsetzung gesundheitsfördernder Führung (FKWS) und „Betriebliches Konfliktmanagement und Mobbingprävention (GKM)“, in
denen konkrete Handlungshilfen für die Praxis erarbeitet werden. Am wirkungsvollsten ist eine betriebliche
Gesundheitsförderung, die auf mehreren Ebenen ansetzt und Maßnahmen zur Verhaltens- und Verhältnisprävention kombiniert.
Die BGW hält unter anderem Konzepte und Beratungsangebote für ein betriebliches Gesundheitsmanagement bereit, mit dem sich
betriebsinterne Belastungen verringern und persönliche Ressourcen fördern lassen (siehe Anhang).

Unterstützung durch die Unfallkasse NRW

Die Unfallkasse NRW bietet ihren Mitgliedsbetrieben vielfältige Unterstützung bei der gesundheitsfördernden Führung an. Dazu
gehören unter anderem bereichsübergreifende Seminare zum Themenbereich „Organisation von Sicherheit und Gesundheit“.
Diese können der Broschüre „Seminare – Arbeits- und Gesundheitsschutz“ sowie der Internetadresse https://www.unfallkasse-
nrw.de/service/seminare/organisatorische-hinweise.html entnommen werden.

Am wirkungsvollsten ist eine betriebliche Gesundheitsförderung, die auf mehreren Ebenen ansetzt und Maßnahmen zur
Verhaltens- und Verhältnisprävention kombiniert. Die Unfallkasse NRW hält Beratungsangebote für ein betriebliches
Gesundheitsmanagement bereit, mit denen sich betriebsinterne Belastungen verringern und persönliche Ressourcen fördern
lassen. Hierzu stehen erfahrene Aufsichtspersonen aus der Fachabteilung zur Verfügung, Kontakt: Tel.: 0251 2102-0, E-
Mail: praevention-westfalen-lippe@unfallkasse-nrw.de

Anhang

Die BGW bietet ihren Mitgliedsbetrieben vielfältige Unterstützung bei der gesundheitsfördernden Führung.

Sie möchten sich grundsätzlich zum Thema „Führung und Gesundheit“ informieren?

Das BGW-Seminar „Gesundheitsfördernde Führung: Möglichkeiten und Grenzen (UMGF)“ ermöglicht einen guten Einstieg, um sich
zu informieren, die eigene Rolle zu reflektieren und sich mit anderen Führungskräften auszutauschen. Mithilfe der Schrift „Gesund
und motivierend führen“ können Sie gut in das Thema einsteigen und erste Hinweise erhalten.

Sie möchten analysieren, welche Auslöser für psychische Belastung in Ihrem Betrieb vorliegen und wie hoch die Belastung Ihrer
Beschäftigten ist?

Hier können Ihnen unsere Analyseinstrumente (BGW Betriebsbarometer, BGW Mitarbeiterbefragung zur psychischen Belastung
und Beanspruchung, BGW Arbeitssituationsanalyse) helfen, Belastungsschwerpunkte in Ihrem Betrieb zu identifizieren.
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Sie möchten in Ihrem Betrieb gesundheitsfördernde Führung umsetzen und sich als Führungskraft dafür stärken?

Führungskräfte können in einer Workshopreihe gezielt an der Umsetzung gesundheitsfördernder Führung arbeiten (Kürzel FKWS).
In drei Workshops erarbeiten Sie unter professioneller Anleitung eigene konkrete Vorhaben, die Sie zwischen den Workshops
realisieren. Es werden die Themen behandelt, die für die Praxis gesunder Führung nachweislich relevant sind (z. B. Umgang mit
widersprüchlichen Erwartungen). Sie nutzen den Erfahrungsaustausch mit anderen Führungskräften und erhalten konkrete
Hinweise für den Berufsalltag.

Sie benötigen individuelle Beratung und möchten nachhaltige Veränderungen?

Am wirkungsvollsten ist eine betriebliche Gesundheitsförderung, die auf mehreren Ebenen ansetzt und Maßnahmen zur
Verhaltens- und Verhältnisprävention kombiniert. Ganzheitliche Beratung ermöglicht nachhaltige Veränderungen, hierzu können
Sie sich unter www.bgw-online.de/betriebliches-gesundheitsmanagement informieren. Unsere Berater unterstützen und
begleiten Sie bei Ihrem Organisationsentwicklungsprozess und bieten Ihnen individuelle Lösungen. Das Beratungsprodukt BGW
Personalkompetenz beispielsweise enthält unter anderem einen Baustein zur gesunden Selbstführung von Führungskräften.

Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner zu den Unterstützungsangeboten:

Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW)

Abteilung Präventionskoordination, Pappelallee 33/35/37, 22089 Hamburg

Tel.: (040) 202 07-48 62, Fax: (040) 202 07-48 53, E-Mail: gesundheitsmanagement@bgw-online.de

Quellen

Diagnose gesundheitsförderlicher Führung. Das Instrument "Health-oriented Leadership"
Trends der psychologischen Führungsforschung. Konzepte, Methoden und Erkenntnisse
Führungsverhalten und Gesundheit – Zum Stand der Forschung, in: Gesundheitswesen
topeins - Das Magazin für Führungskräfte
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Einführung

Gemäß § 6 Abs. 1 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) in Verbindung mit §§ 49 ff der Luftverkehrs-Zulassungsordnung (LuftVZO) darf
ein Flugplatz bzw. ein „Landeplatz für besondere Zwecke/ Sonderlandeplatz“ in Deutschland nur mit einer besonderen
luftverkehrsrechtlichen Genehmigung angelegt und betrieben werden.

Die Frage, ab wann konkret eine Genehmigungspflicht gegeben ist, hängt von den besonderen Umständen des Einzelfalls ab. Im
Allgemeinen ist die Zahl der Flugbewegungen (Start + Landung = 2 Flugbewegungen) aber ein hilfreiches Indiz.

Im Rahmen der Genehmigung und dem Betrieb müssen verschiedene nationale als auch internationale bzw. europäische
Bestimmungen beachtet werden. So insbesondere die bereits genannten Vorschriften des Luftverkehrsgesetzes und der
Luftverkehrs-Zulassungsordnung sowie -bei Hubschraubern- auch die „Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Genehmigung der
Anlage und des Betriebs von Hubschrauberflugplätzen vom 19.12.2005“ (AVV) und/ oder die Verordnung (EU) 965/2012 zur
Festlegung technischer Vorschriften und von Verwaltungsverfahren in Bezug auf den Flugbetrieb gemäß der Verordnung (EG) Nr.
216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates.

Landestellen für Rettungshubschrauber, die in aller Regel als Sonderlandeplätze einzustufen sind und bei denen Landeplätze am
Boden von erhöhten Landeplätzen (letztgenannte befinden sich mindestens 3 m über der umgebenden Oberfläche) unterschieden
werden müssen, stellen für Krankenhausbetreiber eine besondere Herausforderung in Bezug auf die Sicherheitsbedingungen dar.

Landefläche

Bei der Einrichtung der Landefläche sind die vorgeschriebenen Flächenmaße in Bezug auf die Größe der Luftfahrzeuge zu
beachten, die sich aus der „Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Genehmigung der Anlage und des Betriebs von
Hubschrauberflugplätzen vom 19.12.2005“ ergeben.

So sind insbesondere eine Aufsetz- und Abhebefläche (TLOF, touchdown and lift-off area: eine tragfähige Fläche, auf der ein
Hubschrauber aufsetzen und von der er abheben kann) sowie eine Endanflug- und Startfläche (FATO, Final Approach and Take-off
Area: eine festgelegte Fläche, über der das Endanflugverfahren zum Schweben oder Landen beendet wird und von der das
Startverfahren begonnen wird) entsprechend einzuplanen, und ist darauf zu achten, dass die FATO zusätzlich von einer
Sicherheitsfläche mit einer Mindestbreite von 3 m umgeben sein muss.

Die Flugbetriebsflächen (FATO/ TLOF) müssen in besonderer Art und Weise markiert und darüber hinaus auch eine Flugplatz
„Erkennungsmarkierung“ (Lande-H) aufgebracht werden.

Für den Fall, dass Flugbetrieb auch des Nachts zugelassen werden und stattfinden soll, sind darüber hinaus besondere
Beleuchtungen/ Befeuerungseirichtungen vorzusehen und bauliche Hindernisse in der Umgebung des Landeplatzes darüber
hinaus auch mit Hindernisbefeuerung zu versehen.

Auch sind, je nach Art (Boden-/Dachlandeplatz) und Größe des Landeplatzes, besondere Auflagen hinsichtlich des Rettungs- und
Feuerlöschwesens sowie der personellen Besetzung der Landeflächen bei Flugbetrieb mittels Flugbeobachter zu beachten bzw. zu
erfüllen.
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Quellen

Einsatz von Schutznetzen (Sicherheitsnetze), DGUV Regel 101-011
Erste Hilfe im Betrieb, DGUV Information 204-022
Brandschutzhelfer, DGUV Information 205-023
Bekanntmachungen der Bestimmungen über die Beförderung von Personen und Sachen in Hubschraubern, JAR-OPS 3 deutsch
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Die unsachgemäße Verwendung von Leitern oder die Benutzung ungeeigneter Aufstiege führt immer wieder zu schweren
Arbeitsunfällen. Folgende Ursachen können Absturzunfälle zur Folge haben:

Mangelhafte Standsicherheit der Person auf der Leiter
Mangelnde Standunsicherheit der Leiter
Unsachgemäßer Gebrauch der Leiter
Verwendung der oberen Stufe
Fehlende Sicherung im Verkehrsbereich
Schadhafte Leiter

Bevor Leitern als Arbeitsplatz oder als Zugang zu hochgelegenen Arbeitsplätzen (Verkehrswege) zur Verfügung gestellt werden, ist
daher im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln, ob der Einsatz einer Leiter oder eines Tritts erforderlich ist oder nicht
ein anderes Arbeitsmittel für diese Tätigkeit sicherer ist. Leitern sollen das letzte Mittel der (Arbeitsmittel-) Wahl sein (Ziffer
3 TRBS 2121 Teil 2).

Einleitung

Für den sicheren Umgang mit Leitern sind folgende Aspekte maßgeblich:

Die Auswahl einer geeigneten Leiter für den Verwendungszweck (Bauform und Größe)
Die standsichere Aufstellung der Leiter
Die bestimmungsgemäße Verwendung der Leiter
Die Prüfung durch den Benutzer vor jeder Verwendung auf augenscheinliche Mängel
Die regelmäßige Prüfung auf ordnungsgemäßen Zustand

Geeignete Leitern müssen in ausreichender Anzahl und ortsnah vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellt werden. Fehlt eine Leiter
im Arbeitsbereich oder muss sie erst aus einem anderen Bereich geholt werden, werden oft ungeeignete Aufstiege wie Stühle und
Tische benutzt. Dies führt zu erheblichen Unfallgefahren. Der Arbeitgeber darf nur solche Leitern zur Verfügung stellen, die den
zum Zeitpunkt der Bereitstellung, auf dem Markt geltenden Rechtsvorschriften, entsprechen (sog. Stand der Technik).

Unterweisungen

Die Beschäftigten sind über die bestimmungsgemäße Verwendung von Leitern und Tritten mündlich zu unterweisen. Als Grundlage
für die Unterweisung eignet sich eine Betriebsanweisung ( Beispiel), auf der die wichtigsten Sicherheitsaspekte zusammen
gefasst sind. Hierbei sind auch die an der Leiter angebrachten oder die mit der Leiter zur Verfügung gestellten
Benutzungsanleitungen und ggf. Betriebsanweisungen zu berücksichtigen (Ziffer 4.2.1 TRBS 2121 Teil 2). 
Die Unterweisung muss mindestens einmal jährlich sowie bei besonderen Anlässen erfolgen, wie z. B. nach einem Unfall oder
dem Einsatz neuer Leiterbauarten. 
In der Regel beinhaltet eine Unterweisung:

Hinweise zur bestimmungsgemäßen Benutzung
Bauartspezifische Hinweise
Hinweise auf zusätzliche Gefährdungen

Der Arbeitgeber, der Leitern benutzt oder benutzen lässt, hat sicherzustellen, dass die Leitern in einem ordnungsgemäßen
Zustand gehalten werden. Der Arbeitgeber hat die betroffenen Beschäftigten darüber zu unterweisen, dass festgestellte
augenfällige Beschädigungen vor der Benutzung an den jeweiligen Vorgesetzten zu melden und beschädigte Leitern unverzüglich
der Benutzung zu entziehen sind. (Ziffer 4.3 TRBS 2121 Teil 2).

Auswahl von Leitern und Tritten

Bei der Auswahl einer Leiter oder eines Tritts ist zunächst der Verwendungszweck bzw. die Arbeitsaufgabe zu prüfen. Folgende
orientierende Fragen sind hierfür relevant:

Soll die Leiter als Zugang oder Abgang (Verkehrsweg) verwendet werden?
Soll sie als hochgelegener Arbeitsplatz genutzt werden?
Welcher Höhenunterschied ist zu überwinden?
Wie ist das bauliche Umfeld geschaffen?
Wie schwierig ist die Aufgabe?
Wie hoch ist die einzusetzende Kraft bei der Tätigkeit (Beispiele: Betonbohrarbeiten oder Glühbirne wechseln)?
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Das Wichtigste in Kürze

Die Leiter ist mit das unfall-trächtigste
Arbeitsmittel. 
Deshalb: Alternativen wählen!
Wenn Leiter, dann die richtige
Leiter als Verkehrsweg bis 5 m, sehr
selten >5 m
Bei Arbeiten grundsätzlich Stufen!
Sprossen nur in begründeten
Ausnahmefällen

Ferner spielt die Dauer und Häufigkeit der Anwendung eine entscheidende Rolle. Zu unterscheiden ist, ob die Leiter als Zugang zu
bzw. Abgang von hochgelegenen Arbeitsplätzen (Verkehrsweg) verwendet wird oder als hochgelegener Arbeitsplatz. 
a) Wenn die Leiter als Zugang zu bzw. Abgang von hochgelegenen Arbeitsplätzen (Verkehrsweg) dienen soll müsse folgende
Kriterien erfüllt sein (Ziffer 4.2.3 TRBS 2121 Teil 2):

Die Verwendung der Leiter ist auf einen zu überwindenden Höhenunterschied von maximal 5 m beschränkt. Ausnahmsweise
darf der zu überbrückende Höhenunterschied auch mehr als 5 m betragen, wenn die Leiter sehr selten (Bsp. 2 von 1000
Anwendungen) verwendet wird.
aufgrund einer geringen Gefährdung und der geringen Verwendungsdauer der Leiter, ist die Verwendung alternativer
Arbeitsmittel nicht verhältnismäßig.
Eine sichere Verrichtung der Arbeiten ist nach der Gefährdungsbeurteilung gewährleistet.
Leitern, die als Aufstieg verwendet werden, müssen so beschaffen sein, dass sie mindestens 1 m über die Austrittsstelle
hinausragen, sofern nicht andere Vorrichtungen ein sicheres Festhalten erlauben.

b) Eine Leiter kommt als hochgelegener Arbeitsplatz in Frage (Ziffer 4.2.4 TRBS 2121 Teil 2):

Bis zu einer Standhöhe von 2 m
Bei einer Standhöhe zwischen 2 m und 5 m, wenn nur zeitweilige
Arbeiten verrichtet werden. Als zeitweilig gelten Arbeiten, die einen
Zeitraum von 2 Stunden je Arbeitsschicht nicht überschreiten (z.B.
Wartungs-, Instandhaltungs-, Inspektions-, Mess- und
Montagearbeiten). Damit kann ein konkretes Zeitkriterium die Wahl der
Leiter bestimmen.
aufgrund einer geringen Gefährdung und der geringen
Verwendungsdauer der Leiter, ist die Verwendung alternativer
Arbeitsmittel nicht verhältnismäßig.
Eine sichere Verrichtung der Arbeiten ist nach der
Gefährdungsbeurteilung gewährleistet
Tragbare Leitern als hochgelegener Arbeitsplatz dürfen nur verwendet
werden, wenn der Beschäftigte mit beiden Füßen auf einer Stufe oder
Plattform steht. Es gilt der Grundsatz: „Stufe statt Sprosse!“ Nur in
begründeten Ausnahmefällen sind Sprossenleitern einsetzbar (z.B. in
engen Schächten, Ernte im Obstbau).
Der Standplatz auf der Leiter darf nicht höher als 5 m über der Aufstellfläche liegt. Die Höhe über Grund ist die Tatsächliche
Absturzhöhe.
Umgebungs- und Witterungsverhältnisse sind bei zeitweiligen Arbeiten zu berücksichtigen. Wenn Wetterphänomene eine
Gefährdung für das Beschäftigen darstellen, dann dürfen Arbeiten nicht begonnen werden oder sind einzustellen.

Die Bauart und Größe muss für die vorgesehene Tätigkeit geeignet sein. Für geringe Steighöhen bis 1 m kann beispielsweise der
Tritt ein effektives und sicheres Arbeitsmittel sein. Bei höheren Höhen ist abzuwägen welche Leiter am Sichersten ist. Das Arbeiten
von einer Plattform- oder Podestleiter ist immer sicherer als von der Sprossenleiter. Alternative Arbeitsmittel sind Bautreppen,
Stufenplattform/ Kleinpodest, Gerüst, Gerüsttreppenturm, Personenaufzug, Hubarbeitsbühne, Fahrbare Arbeitsbühne,
Teleskopwischer etc. 
Die Leitnorm DIN EN 131 unterscheidet zwischen Leitern für den gewerblichen und privaten Gebrauch. Tragbare Anlegeleitern mit
einer Länge von mehr als 3 m müssen eine vergrößerte Mindestfußbreite aufweisen (z.B. Quertraverse oder konische Bauweise).
Wenn die Anlegeleitern mehrteilig sind dürfen die Leiterteile nicht trennbar sein. Bei Leitern mit der Möglichkeit separat
verwendbarer einzelner Leiterteile, die länger sind als 3 m, muss jedes Leiterteil über die notwenige Fußbreite verfügen.
Arbeitgeber haben bei der Neuanschaffung von Leitern darauf zu achten, dass die Anforderungen dieser Norm erfüllt sind und
Leitern für den gewerblichen Gebrauch geeignet sind. Auch bei Bestands-Leitern sollte im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung
berücksichtigt werden, dass die Standsicherheit von Leitern durch eine Fußverbreiterung verbessert werden kann (Ziffer 4.1 TRBS
2121 Teil 2).
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Leiterprüfung

Leitern müssen über die Sichtprüfung durch den Benutzer hinaus regelmäßig auf ihren ordnungsgemäßen Zustand geprüft werden.
Die Zeitabstände für die Prüfungen richten sich nach den Betriebsverhältnissen, also der Beanspruchung der Leitern.
Grundsätzlich müssen Fristen für Prüfungen so gewählt werden, dass zu erwartende Mängel und Beschädigungen frühzeitig
erkannt werden können. 
Mit der Leiterprüfung dürfen nur geeignete Personen beauftragt werden. Welche Eignung konkret erforderlich ist, hat der
Unternehmer im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln ( § 3 Abs. 3 BetrSichV). Die beauftragte Person sollte in jedem
Fall über eine handwerkliche Ausbildung verfügen und mit den berufsgenossenschaftlichen Vorschriften und Regeln zu Leitern und
Tritten vertraut sein. 
Weitere Hinweise sowie eine Checkliste für die Leiterprüfung enthält die DGUV Information 208-016.

Persönliche Schutzausrüstung

Ein Arbeiten in Bereichen mit Absturzgefährdungen sollen gemäß der BetrSichV (Anlage 1 Ziffer 3) nur mit Maßnahmen gegen
Absturz stattfinden („Nie mehr ohne!“). Hierbei haben technische Schutzmaßnahmen Vorrang vor organisatorischen und
personenbezogenen Schutzmaßnahmen. 
Die Verwendung von Persönlicher Schutzausrüstung gegen Absturz (PSAgA) ist bei der Gefährdungsbeurteilung gesondert zu
bewerten und für jeden Beschäftigten auf das erforderliche Minimum zu beschränken (Ziffer 4.2.4 TRBS 2121 Teil 1).

Quellen

Handlungsanleitung für den Umgang mit Leitern und Tritten, DGUV Information 208-016
Stehleitern, BG Bau, Baustein B132
Technische Regeln für Betriebssicherheit – Gefährdungen von Personen durch Absturz – Bereitstellung und Benutzung von
Leitern, TRBS 2121 Teil 2
„Die neue TRBS 2121-2 „Gefährdung von Beschäftigten durch Absturz bei der Verwendung von Leitern“ von Dipl.-Ing. Hendrikje
Rahming, Berlin (Artikel im Bauportal 02/2019)
Anlegeleitern, BG Bau, Bausteine B131
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Was als Medizinprodukt gilt, ist in § 3 des Gesetzes über Medizinprodukte (Medizinproduktegesetz, MPG) definiert. Darüber
hinaus kann ein Hersteller sein Produkt als Medizinprodukt erklären.

Typische Medizinprodukte in Kliniken und anderen Einrichtungen des Gesundheitswesens sind beispielsweise:

Gehhilfen, Rollstühle, Pflegebetten, Verbandmittel sowie Spritzen und Kanülen
Ultraschallgeräte, Hörgeräte, Kontaktlinsen, Trachealtuben
Anästhesiegeräte, Beatmungsgeräte, Defibrillatoren, Dialysegeräte
Herzkatheter, künstliche Gelenke, Stents, Brustimplantate

Röntgengeräte sind keine Medizinprodukte, da der Betrieb von diesen Geräten in der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV)
geregelt ist.

Für den Betreiber und Anwender sind im Wesentlichen die Bestimmungen der Verordnung über das Errichten, Betreiben und
Anwenden von Medizinprodukten (Medizinprodukte-Betreiberverordnung - MPBetreibV) sowie der Verordnung über die
Erfassung, Bewertung und Abwehr von Risiken bei Medizinprodukten (Medizinprodukte-Sicherheitsplanverordnung - MPSV) von
Bedeutung.

Allgemeine Bestimmungen

Medizinprodukte dürfen nur errichtet, betrieben, angewendet und instand gehalten werden, wenn dies ihrer Zweckbestimmung
entspricht. Dabei sind die Vorschriften der Medizinprodukte-Betreiberverordnung, die allgemein anerkannten Regeln der Technik
sowie die Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften einzuhalten.

Es gilt das Gefährdungsverbot; d. h., es ist verboten, Medizinprodukte in den Verkehr zu bringen, zu errichten, in Betrieb zu
nehmen, zu betreiben oder anzuwenden, wenn

1. der begründete Verdacht besteht, dass sie die Sicherheit und die Gesundheit der Patienten, der Anwender oder Dritter bei
sachgemäßer Anwendung, Instandhaltung und ihrer Zweckbestimmung entsprechender Verwendung über ein nach den
Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaften vertretbares Maß hinausgehend unmittelbar oder mittelbar gefährden
oder

2. das Datum abgelaufen ist, bis zu dem eine gefahrlose Anwendung nachweislich möglich ist (§ 4 MPG).

Anwendung von Medizinprodukten

Für die Anwendung von Medizinprodukten gelten folgende Regeln:

Das Bedienungspersonal muss über die erforderliche Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrung verfügen, um solche
Medizinprodukte zu errichten, anzuwenden, zu prüfen und instand zu halten (§ 2 MPBetreibV).
Vor der Anwendung von Medizinprodukten sind die Funktionssicherheit und der ordnungsgemäße Zustand festzustellen (§ 2
Abs. 5 MPBetreibV).
Die Gebrauchsanweisung ist jederzeit zugänglich aufzubewahren (§ 9 MPBetreibV).

Für Medizinprodukte der Anlagen 1 und 2 gelten zusätzliche Anforderungen an das Bedienpersonal.

Instandhaltung von Medizinprodukten

Personen, Betriebe oder Einrichtungen, die Medizinprodukte warten, inspizieren, instand setzen und aufbereiten, müssen
folgende Anforderungen erfüllen ( §7 MPBetreibV):

sie verfügen aufgrund ihrer Ausbildung und praktischen Tätigkeit über die erforderlichen Sachkenntnisse
sie verfügen über die hierfür erforderlichen Räume einschließlich deren Beschaffenheit, Größe, Ausstattung und Einrichtung
sie verfügen über die erforderlichen Geräte und sonstigen Arbeitsmittel
sie sind hinsichtlich ihrer fachlichen Beurteilung weisungsunabhängig

Sämtliche Anforderungen können durch den Hersteller genau festgelegt werden, zum Beispiel in Bedienungs- und
Wartungsanleitungen oder anderen mitgelieferten Unterlagen. Diese sind daher für die Instandhaltung zwingend notwendig. Die
Instandhaltung ist nach Art und Umfang ordnungsgemäß und nachvollziehbar durchzuführen. Die hygienische
Wiederaufbereitung von Medizinprodukten gehört zur Instandhaltung.
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Aktive Medizinprodukte

Aktive Medizinprodukte sind energetisch betriebene Medizinprodukte. Für diese Geräte gilt zusätzlich:

Für alle aktiven Medizinprodukte ist ein Bestandverzeichnis zu führen, aus dem zu jedem Zeitpunkt der Standort für jedes
Medizinproduktes hervorgeht ( § 13MPBetreibV).

Medizinprodukte der Anlage 1

Medizinprodukte, die in die Anlage 1 der Medizinprodukte-Betreiberverordnung aufgeführt werden, sind aktive und nicht
implantierbare Medizinprodukte, die unmittelbar auf wichtige Körperfunktionen wirken. Fehlfunktionen oder fehlerhafte
Anwendung ziehen eine besondere Gefährdung von Patienten, Anwendern und Dritten nach sich. Daher gelten hier besondere
Regelungen:

Für alle Medizinprodukte der Anlage 1 sind Sicherheitstechnische Kontrollen (STK) durchzuführen. Nimmt der Hersteller für
elektrisch betriebene Medizinprodukte den Prüfumfang nach den Vorgaben der Unfallverhütungsvorschrift DGUV Vorschrift 3
–Elektrische Anlagen und Betriebsmittel- für ortsveränderliche oder ortsfeste elektrische Geräte in seine
sicherheitstechnischen Kontrollen auf, so beinhaltet die STK auch die elektrische Prüfung nach den Vorgaben der
Unfallversicherungsträger (§§  11 und  4 MPBetreibV).
Vorgegebene Fristen für die STK sind vom Betreiber strikt einzuhalten, damit Mängel rechtzeitig festgestellt werden können.
Die STK sind spätestens alle 2 Jahre durchzuführen. (§  11 MPBetreibV).
Das Protokoll über die STK ist mindestens bis zur nächsten Kontrolle aufzubewahren (§ 11 MPBetreibV).

Der Betreiber darf nur jemanden mit STK beauftragen, der

1. Ausbildung, Kenntnisse und Erfahrungen durch praktische Tätigkeit nachweisen kann,
2. hinsichtlich der Kontrolltätigkeit keiner Weisung unterliegt und
3. über geeignete Mess- und Prüfeinrichtungen verfügt.

Auf Verlangen der zuständigen Behörde sind diese Voraussetzungen durch die Person nachzuweisen, die STK durchführt. Die STK
schließen Prüfungen von Messfunktionen mit ein.

Der Aufbau und eine erste Funktionsprüfung des Medizinprodukts an der Einsatzstelle hat durch den Hersteller oder
Lieferanten (Sanitätshaus)  bzw. durch eine von ihm befugte Person zu erfolgen.
Der Betreiber hat eine oder mehrere Personen als beauftragte Personen zu bestimmen, die von der befugten Person so in die
Anwendung dieser Medizinprodukte der Anlage 1 eingewiesen werden, dass diese beauftragten Personen in der Lage sind,
weitere Beschäftigte im Betrieb unterweisen zu können.
Weitere Beschäftigte dürfen Medizinprodukte der Anlage 1 nur verwenden, wenn sie vorher durch diese beauftragten
Personen in die Bedienung eingewiesen wurden. Die Einweisungen sind im Medizinproduktebuch zu dokumentieren.

Medizinprodukte der Anlage 2

Anlage 2 der Medizinprodukte-Betreiberverordnung listet aktive und nicht aktive "Medizinprodukte mit Messfunktion" auf. wobei
Blutzuckermessgeräte nicht in der Anlage 2 aufgeführt sind .. Für diese Medizinprodukte sind messtechnische Kontrollen (MTK)
durchzuführen, damit Fehlergrenzen eingehalten werden.:

MTK sind nach dem Leitfaden zur messtechnischen Kontrollen von Medizinprodukten mit Messfunktion der Physikalisch-
Technischen Bundesanstalt (PTB) durchzuführen. ( §  14 MPBetreibV).
Der Nachweis einer erfolgreich durchgeführten MTK muss durch den Prüfer mit einem Kennzeichen am Gerät gekennzeichnet
werden, aus dem seine Person bzw. seine Firma und das Jahr der nächsten Kontrolle eindeutig und rückverfolgbar hervorgeht
( § 14 MPBetreibV).
Der Nachweis über die durchgeführten MTK ist mindestens bis zur nächsten MTK im Medizinproduktebuch aufzubewahren.

Blutzuckermessgeräte können zeitlich unbefristet verwendet werden, wenn durch i.d.R. wöchentliche Kalibrierungen nach
Angaben des Herstellers die Einhaltung der Fehlergrenzen nachwiesen wird (§9 MPBetreibV). 

Medizinprodukte-Sicherheitsplanverordnung (MPSV)
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Medizinproduktebuch

Für alle Medizinprodukte der Anlage 1 und Anlage 2 der MPBetreibV mit Ausnahme von nicht elektronischen Fieberthermometer
als Kompaktthermometer und Blutdruckmessgeräten mit Quecksilber- oder Aneroidmanometer zur nichtinvasiven Messung sind
Medizinproduktebücher zu führen. ( §12 MPBetreibV).

Das Medizinproduktebuch dokumentiert die komplette Historie eines Medizinproduktes. Neben der Betriebsanleitung und den
Protokollen aller MTK bzw. der letzten durchgeführten STK sind dort auch die Unterlagen zu Wartungen, Instandhaltung sowie
Funktionsstörungen und Vorkommnissen zu archivieren. Das Medizinproduktebuch enthält weiterhin Informationen über die
Aufstellung und Erstinbetriebnahme. Bei Medizinprodukten der Anlage 1 werden die beauftragten Personen des Betriebes sowie
die Einweisung weiterer Mitarbeiter aufgeführt.

Die Medizinproduktebücher sind jederzeit zugänglich aufzubewahren (§ 12 MPBetreibV) und müssen noch 5 Jahre nach einer
Außerbetriebnahme bzw. eines Verkaufs eines Medizinproduktes aufbewahrt werden.

Blutzuckermessgeräte sind nach den Vorgaben der patientennahen Sofortdiagnostik der Richtlinie der Bundesärztekammer zur
Qualitätssicherung laboratoriumsmedizinischer Untersuchungen – Rili-BÄK - einmal pro Woche zu kalibrieren und können dann
zeitlich unbegrenzt weiter betrieben werden.

Meldung von Vorkommnissen

Vorkommnisse im Umgang mit Medizinprodukten (§ 2 der MPSV) sind nicht dem Hersteller, sondern direkt an das Bundesinstitut
für Arzneimittel und Medizinprodukte - BfArM - ( www.bfarm.de) zu melden. Im Sinne der Medizinprodukte-
Sicherheitsplanverordnung ist ein "Vorkommnis" eine Funktionsstörung, ein Ausfall oder eine Änderung der Merkmale oder der
Leistung oder eine unsachgemäße Kennzeichnung oder der Betriebsanleitung /Gebrauchsanweisung eines Medizinprodukts, die
unmittelbar oder mittelbar zum Tod oder zu einer schwerwiegenden Verschlechterung des Gesundheitszustands eines Patienten,
eines Anwenders oder einer anderen Person geführt hat, geführt haben könnte oder führen könnte.

Das Medizinprodukt, bei dem ein Vorkommnis festgestellt wurde, ist außer Betrieb zu nehmen und an einem sicheren Ort
aufzubewahren. Das Bundesinstitut entscheidet nach einer Meldung über die weiteren Schritte und leitet entsprechende
Maßnahmen ein.

Für einen strukturierten innerbetrieblichen Umgang mit Vorkommnissen müssen Gesundheitseinrichtungen mit regelmäßig mehr
als 20 Beschäftigten einen beauftragten für Medizinproduktsicherheit festlegen (§ 6 MPBetreibV). Dieser nimmt betriebsintern
folgende Aufgaben wahr:

Kontakt mit Behörden, Herstellern und Vertreiber bei korrektiven Maßnahmen,
Koordination der internen Melde- und Mitwirkungspflichten,
Koordinierung der Umsetzung korrektiver Maßnahmen und Rückrufmaßnahmen.

Für eine Information über korrektive Maßnahmen, die das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte festgelegt hat,
muss jede Gesundheitseinrichtung eine Funktions-E-Mail-Adresse des Beauftragten für Medizinproduktesicherheit auf ihrer
Internetseite bekannt machen.

Quellen

Gesetz über Medizinprodukte (MPG)
Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV)
Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV), Anlage 1
Medizinprodukte-Betreiberverordnung (MPBetreibV), Anlage 2
Medizinprodukte-Sicherheitsplanverordnung (MPSV)
Richtlinie der Bundesärztekammer zur Qualitätssicherung laboratoriumsmedizinischer Untersuchungen – Rili-BÄK –
Sicherheit von Medizinprodukten (Stadt Hamburg)
Informationen für Betreiber und Anwender von Medizinprodukten der Stadt Hamburg
Unfallrisiken an elektrisch höhenverstellbaren Therapieliegen
Sichere Seiten | Humanmedizin – Medizinprodukte
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Der Schutz von werdenden Müttern und des ungeborenen Kindes zählt zu den Grundpflichten im Arbeits- und Gesundheitsschutz.
Welche Pflichten müssen Vorgesetzte besonders beachten?

Im Mutterschutzgesetz (MuSchG) vom 23.05.2017, das am 01.01.2018 in Kraft getreten ist, sind Bestimmungen aus dem bisherigen
MuSchG vom 20.06.2002 und der Verordnung zum Schutze der Mütter am Arbeitsplatz (MuScharbV vom 15.04.1997)
zusammengefasst worden. Zusätzlich wurden einige Bestimmungen neu hinzugenommen.

Für den Mutterschutz gilt das Gebot zur Risikominimierung in besonderem Maße. Schwangere oder stillende Frauen können in
Einzelfällen auch einen über den normalen Umfang des Arbeitsschutzes hinausgehenden Schutz benötigen. Der Arbeitgeber hat
bei der Gestaltung der Arbeitsbedingungen einer schwangeren oder stillenden Frau jetzt alle erforderlichen Maßnahmen für den
Schutz ihrer physischen und psychischen Gesundheit zu treffen. Soweit es verantwortbar ist, ist der Frau auch während der
Schwangerschaft, nach der Entbindung oder in der Stillzeit die Fortführung ihrer Tätigkeiten zu ermöglichen. Neu eingeführt wurde
im MuSchG der Begriff der „nicht hinnehmbaren (unverantwortbaren) Gefährdung“. Eine Gefährdung ist unverantwortbar, wenn
die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Gesundheitsbeeinträchtigung angesichts der zu erwartenden Schwere des möglichen
Gesundheitsschadens nicht hinnehmbar ist (§ 9 MuSchG).

Das MuSchG gilt jetzt unabhängig von einem Beschäftigungsverhältnis nach § 7 SGB IV auch für einen erweiterten Personenkreis
schwangerer und stillender Frauen (§1 MuSchG):

Schülerinnen und Studentinnen, soweit die Ausbildungsstelle Ort, Zeit und Ablauf der Ausbildungsveranstaltung
verpflichtend vorgibt oder sie im Rahmen der schulischen oder hochschulischen Ausbildung ein verpflichtend vorgegebenes
Praktikum ableisten,
Frauen in betrieblicher Berufsbildung und Praktikantinnen im Sinne von § 26 des Berufsbildungsgesetzes,
Frauen, die in Heimarbeit beschäftigt sind,
Frauen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind (jedoch
ohne Anspruch auf finanzielle Leistungen),
Frauen mit Behinderung, die in einer Werkstatt für behinderte Menschen beschäftigt sind,
Frauen, die als Freiwillige im Sinne des Jugendfreiwilligendienstgesetzes oder des Bundesfreiwilligendienstgesetzes tätig
sind,
Frauen, die als Entwicklungshelferinnen im Sinne des Entwicklungshelfer-Gesetzes tätig sind.

Mitteilung der schwangeren und stillenden Frau

Eine schwangere Frau soll ihrem Arbeitgeber ihre Schwangerschaft und den voraussichtlichen Tag der Entbindung mitteilen,
sobald sie weiß, dass sie schwanger ist. Eine stillende Frau soll ihrem Arbeitgeber so früh wie möglich mitteilen, dass sie stillt (§ 15
MuSchG). Eine Rechtspflicht zur Mitteilung wird damit nicht begründet.

Die Pflichten des Arbeitgebers unterteilen sich in:

1. Mitteilungspflicht

Der Arbeitgeber hat die Aufsichtsbehörde unverzüglich zu benachrichtigen, wenn eine Frau ihm mitgeteilt hat, dass sie schwanger
ist oder dass sie stillt (§ 27 MuSchG).

Mutterschutzrecht ist Landesrecht, maßgebend für die Zuständigkeit ist der Beschäftigungsort der werdenden Mutter. Das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) hat unter dem folgenden Link eine Liste der zuständigen
Behörden in allen 16 Bundesländern zusammengestellt, teilweise mit den jeweiligen Landesregelungen:

2. Prüfpflichten

Neu ist, dass der Arbeitgeber jetzt für jeden Arbeitsplatz eine anlassunabhängige Gefährdungsbeurteilung nach § 5 ArbSchG zu
erstellen hat, egal ob an einem bestimmten Arbeitsplatz Frauen arbeiten oder ob eine Beschäftigte schwanger ist, da sämtliche
Arbeitsplätze generell geschlechtsneutral auszuschreiben sind. Der Arbeitgeber hat jetzt für jede Tätigkeit auch die Gefährdungen
nach Art, Ausmaß und Dauer zu beurteilen, denen eine schwangere oder stillende Frau oder ihr Kind ausgesetzt ist oder sein kann
(§ 10 MuSchG). Der unbestimmte Rechtsbegriff “rechtzeitig“, der früher im Ermessen des Arbeitgebers lag, entfällt. Damit ist der
Arbeitgeber nicht erst nach Bekanntgabe der Schwangerschaft oder des Stillens verpflichtet, den Arbeitsplatz der Beschäftigten
mit Blick auf mögliche gesundheitliche Gefahren hin zu überprüfen. Er kann sich wie bisher von der Sicherheitsfachkraft oder der
Betriebsärztin bzw. dem Betriebsarzt zu seiner Gefährdungsbeurteilung beraten und unterstützen lassen. Grundlage für die
Beurteilung der Arbeitsbedingungen schwangerer oder stillender Frauen sind die Regelungen des MuSchG, Hinweise zu ihrer
Umsetzung geben die zuständigen Aufsichtsbehörden der Bundesländer.
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Gefährdungsbeurteilung

Die Feststellung, ob eine unverantwortbare Gefährdung der schwangeren oder stillenden Frau vorliegt, erfolgt im Rahmen der nach
den Regelungen des MuSchG verpflichtend durchzuführenden Gefährdungsbeurteilung durch den Arbeitgeber. Nach Mitteilung
der Schwangerschaft bzw. des Umstandes des Stillens hat der Arbeitgeber der werdenden/stillenden Mutter ein Gespräch über
weitere Anpassungen ihrer Arbeitsbedingungen anzubieten. Die Gefährdungsbeurteilung und das Gesprächsangebot bzw. das
durchgeführte Gespräch sind zu dokumentieren (§ 14 MuSchG).

Sobald eine Frau dem Arbeitgeber mitgeteilt hat, dass sie schwanger ist oder stillt, muss er unverzüglich die in der
Gefährdungsbeurteilung festgelegten Schutzmaßnahmen umsetzen. Sind Schutzmaßnahmen erforderlich, die noch nicht in Kraft
gesetzt wurden, darf der Arbeitgeber die stillende oder schwangere Frau mit den entsprechenden Tätigkeiten nicht beschäftigen.

Schwangerschaft und Gefahrstoffe

Bei Gefahrstoffexposition ist das Führen eines vollständigen Gefahrstoffkatasters Voraussetzung für die Gefährdungsbeurteilung.
Die schwangere Frau darf nicht beschäftigt werden, wenn sie Gefahrstoffen mit folgender Bewertung bei bestimmungsgemäßem
Umgang ausgesetzt ist (§ 11 MuSchG):

reproduktionstoxisch (fruchtbarkeitsgefährdend und fruchtschädigend)
nach der Kategorie 1A, 1B oder 2 oder nach der Zusatzkategorie für
Wirkungen auf oder über die Laktation,
keimzellmutagen (erbgutverändernd) nach der Kategorie 1A oder 1B,
karzinogen (krebserzeugend) nach der Kategorie 1A oder 1B,
spezifisch zielorgantoxisch nach einmaliger Exposition nach der
Kategorie 1 (STOT SE 1, eindeutig toxisch bei einmaliger Exposition des
Menschen, auch ermittelt durch Tierversuche),
akut toxisch nach der Kategorie 1, 2 oder 3 (sehr hohe, hohe, mittlere
Giftwirkung als gewichtsbezogene mittlere tödliche Dosis LD-50),
Blei oder Bleiderivate, soweit die Gefahr besteht, dass diese Stoffe vom
menschlichen Körper aufgenommen werden,
ausgewiesene Gefahrstoffe, die auch bei Einhaltung der
arbeitsplatzbezogenen Vorgaben möglicherweise zu einer
Fruchtschädigung führen können.

Als Informationsquelle können diese Datenbanken bzw. Gefahrstofflisten
dienen:

GESTIS Stoffdatenbank der IFA
GisChem Gefahrstoffdatenbank der BG RCI und BGHM
MAK- und BAT-Werte Liste der Senatskommission der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) zur Prüfung

gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe

Eine unverantwortbare Gefährdung im Sinne des MuSchG gilt insbesondere als ausgeschlossen, wenn

für den jeweiligen Gefahrstoff die arbeitsplatzbezogenen Vorgaben eingehalten werden und der Stoff bei Einhaltung der
arbeitsplatzbezogenen Vorgaben hinsichtlich einer Fruchtschädigung als sicher bewertet wird oder
der Gefahrstoff nicht in der Lage ist, die Plazentaschranke (Barriere im Mutterkuchen) zu überwinden, oder aus anderen
Gründen ausgeschlossen ist, dass eine Fruchtschädigung eintritt, oder
der Gefahrstoff nicht als reproduktionstoxisch nach der Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder über die Laktation zu
bewerten ist (§ 11 MuSchG).

Schwangerschaft und biologische Arbeitsstoffe

Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen sie in einem Maß mit biologischen
Arbeitsstoffen der Risikogruppen 2, 3 oder 4 nach § 3 der Biostoffverordnung (BioStoffV) in Kontakt kommen kann, dass dies für
sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. Eine unverantwortbare Gefährdung liegt insbesondere vor, wenn
die schwangere Frau mit folgenden Biostoffen in Kontakt kommen kann:

Biostoffe, die in die Risikogruppe 4 nach BioStoffV einzustufen sind
Rötelnvirus oder Toxoplasma (§ 11 MuSchG).
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Eine unverantwortbare Gefährdung gilt insbesondere als ausgeschlossen, wenn die schwangere Frau über einen ausreichenden
Immunschutz gegen die o. g. Biostoffe verfügt. Die werdende und stillende Mutter darf nicht mit Stoffen, Zubereitungen oder
Erzeugnissen, die erfahrungsgemäß Krankheitserreger übertragen können, umgehen, wenn sie den Krankheitserregern ausgesetzt
ist.

Schwangerschaft und physikalische Gefährdungen

Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau keinen Arbeitsbedingungen aussetzen, bei denen sie physikalischen Einwirkungen in
einem Maß ausgesetzt sein kann, dass dies für sie oder ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. Als mögliche
unverantwortbare Gefährdungen sind insbesondere zu berücksichtigen:

ionisierende und nicht ionisierende Strahlungen,
Erschütterungen, Vibrationen und Lärm,
Hitze, Kälte und Nässe (§ 11 MuSchG).

Wer eine Tätigkeit plant oder ausübt, bei der ionisierende Strahlung auftreten kann, ist verpflichtet, jede unnötige
Strahlenexposition oder Kontamination von Mensch und Umwelt zu vermeiden. Verantwortlich für die Einhaltung der
Schutzvorschriften ist derjenige, der genehmigungsbedürftig oder genehmigungsfrei mit sonstigen radioaktiven Stoffen umgehen
lässt bzw. Anlagen zur Erzeugung ionisierender Strahlen (z. B. Beschleuniger, Röntgeneinrichtungen, Störstrahler) betreibt.

Gemäß § 37 der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) bzw. § 22 der Röntgenverordnung (RöV) darf werdenden Müttern in
Ausübung ihres Berufs oder zur Erreichung ihres Ausbildungszieles der Zutritt zu Kontrollbereichen nur dann erlaubt werden,
wenn die bzw. der fachkundige Strahlenschutzverantwortliche oder die bzw. der Strahlenschutzbeauftragte dies ausdrücklich
gestattet und eine innere berufliche Strahlenexposition ausgeschlossen ist (§ 43 StrlSchV).
Es müssen Gründe vorliegen, die die Anwesenheit der Schwangeren zur Durchführung oder Aufrechterhaltung der
Betriebsvorgänge im Kontrollbereich erforderlich machen (§ 37 StrlSchV, § 22 RöV) oder der Aufenthalt muss zur Erreichung
ihres Ausbildungszieles erforderlich sein.
Durch geeignete Überwachungsmaßnahmen (z. B. Einsatz von Dosimetern) ist sicherzustellen, dass der Dosisgrenzwert von 1
Millisievert für das ungeborene Kind (Gebärmutterdosis der Schwangeren), vom Zeitpunkt der Mitteilung der Schwangerschaft
bis zu deren Ende nicht überschritten wird (§ 55 StrlSchV; § 31 RöV).
Zu Sperrbereichen darf schwangeren Frauen (außer als Patientin) der Zutritt nicht gestattet werden.

In bestimmten Bereichen von starken magnetischen bzw. elektromagnetischen Feldern (nicht-ionisierenden Strahlen) ist eine
nachteilige Wirkung auf den menschlichen Organismus, insbesondere auch auf die werdende Mutter und ihr Kind, nicht
auszuschließen. Es wird daher (entsprechend den Empfehlungen des Bundesamtes für Strahlenschutz und der
Strahlenschutzkommission) empfohlen, schwangere Frauen im Magnetraum von MR-Tomografieanlagen und an
Hyperthermiearbeitsplätzen nicht einzusetzen.

Der Arbeitgeber darf eine schwangere Frau insbesondere keine Tätigkeiten ausüben lassen

in Räumen mit einem Überdruck im Sinne von § 2 der Druckluftverordnung,
in Räumen mit sauerstoffreduzierter Atmosphäre,
im Bergbau unter Tage (§ 11 MuSchG).

Weiterhin darf der Arbeitgeber eine schwangere Frau keine Tätigkeiten ausüben lassen und sie keinen Arbeitsbedingungen
aussetzen, bei denen sie körperlichen Belastungen oder mechanischen Einwirkungen in einem Maß ausgesetzt ist oder sein kann,
dass dies für sie oder ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt. Dies gilt insbesondere für Tätigkeiten, bei denen

sie ohne mechanische Hilfsmittel regelmäßig Lasten von mehr als 5 kg Gewicht oder gelegentlich Lasten von mehr als 10 kg
Gewicht von Hand heben, halten, bewegen oder befördern muss,
sie mit mechanischen Hilfsmitteln Lasten von Hand heben, halten, bewegen oder befördern muss und dabei ihre körperliche
Beanspruchung der gleichen Arbeit wie oben entspricht (regelmäßig Lasten von 5 kg Gewicht, gelegentlich Lasten von mehr
als 10 kg Gewicht),
sie nach Ablauf des 5. Monats der Schwangerschaft überwiegend bewegungsarm stehen muss, und wenn diese Tätigkeit
täglich 4 Stunden überschreitet,
sie sich häufig erheblich strecken, beugen, dauernd hocken, sich gebückt halten oder sonstige Zwangshaltungen einnehmen
muss,
sie auf Beförderungsmitteln eingesetzt wird, wenn dies für sie oder ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt,
Unfälle, insbesondere durch Ausgleiten, Fallen oder Stürzen oder Tätigkeiten zu befürchten sind, die für sie oder ihr Kind eine
unverantwortbare Gefährdung darstellen,
sie eine Schutzausrüstung tragen muss und das Tragen eine Belastung darstellt oder
eine Erhöhung des Drucks im Bauchraum zu befürchten ist, insbesondere bei Tätigkeiten mit besonderer Fußbeanspruchung
(§ 11 MuSchG).
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Bei den folgenden Tätigkeiten besteht für schwangere Frauen ein Beschäftigungsverbot:

Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden kann,
Fließarbeit oder
getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, wenn die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo für die schwangere Frau
oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt (§ 11 MuSchg).

Verbot der Mehrarbeit und Nachtarbeit

Schwangere oder stillende Frauen dürfen nicht über 8,5 Stunden täglich oder 90 Stunden
in der Doppelwoche beschäftigt werden, nicht zwischen 20.00 und 6.00 Uhr und nicht
an Sonn- und Feiertagen (§§ 4,5 MuSchG). Nach § 28 MuSchG kann die Aufsichtsbehörde
auf Antrag des Arbeitgebers die Beschäftigung bis 22 Uhr genehmigen, wenn folgende
Voraussetzungen vorliegen: 

Die werdende Mutter erklärt sich ausdrücklich zur Beschäftigung bis 22 Uhr bereit, 
nach ärztlichem Zeugnis spricht nichts gegen eine Beschäftigung der werdenden
Mutter bis 22 Uhr, 
eine unverantwortbare Gefährdung (insbesondere durch Alleinarbeit) ist
ausgeschlossen.

Eine schwangere oder stillende Frau unter 18 Jahren darf der Arbeitgeber nicht mit einer
Arbeit beschäftigen, die die Frau über 8 Stunden täglich oder über 80 Stunden in der
Doppelwoche hinaus zu leisten hat. Sonntage werden in der Doppelwoche eingerechnet (§§ 4,5 MuSchG).

Stillende Frauen

Im MuSchG vom 23.05.2017 wurde die zeitliche Obergrenze für die freizustellende Stillzeit auf 12 Monate begrenzt. Der Arbeitgeber
hat eine stillende Frau auf ihr Verlangen für die zum Stillen erforderliche Zeit freizustellen. Unzulässige Tätigkeiten und
Arbeitsbedingungen für stillende Frauen sind:

wenn sie reproduktionstoxischen Gefahrstoffen nach der Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder über die Laktation
ausgesetzt ist oder sein kann,
wenn sie Blei und Bleiderivaten ausgesetzt ist oder sein kann, soweit die Gefahr besteht, dass diese Stoffe vom menschlichen
Körper aufgenommen werden,
wenn sie in einem Maß mit Biostoffen der Risikogruppe 2,3 oder 4 im Sinne von § 3 BioStoffV in Kontakt kommen kann, dass
dies für sie oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt,
wenn sie physikalischen Einwirkungen, insbesondere ionisierenden oder nicht ionisierenden Strahlungen, in einem Maß
ausgesetzt ist oder sein kann, dass dies für sie oder ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt (§ 12 MuSchG).

Der Arbeitgeber darf eine stillende Frau insbesondere folgende Tätigkeiten nicht ausüben lassen:

in Räumen mit einem Überdruck im Sinne von § 2 der Druckluftverordnung,
im Bergbau unter Tage,
Akkordarbeit oder sonstige Arbeiten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden kann,
Fließarbeit oder
getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo, wenn die Art der Arbeit oder das Arbeitstempo für die stillende Frau
oder für ihr Kind eine unverantwortbare Gefährdung darstellt (§ 12 MuSchG).

Rangfolge der Maßnahmen zum Schutz der werdenden und stillenden Mütter 
Eine schwangere oder stillende Frau ist auf ihrem Arbeitsplatz weiter zu beschäftigen, solange dies keine unverantwortbare
Gefährdung darstellt. Auf Grundlage der Gefährdungsbeurteilung muss der Arbeitgeber Maßnahmen zum Schutz der werdenden
oder stillenden Mutter treffen. Die Rangfolge der Schutzmaßnahmen ist:

Umgestaltung der Arbeitsbedingungen
Arbeitsplatzwechsel
Betriebliches Beschäftigungsverbot
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Ist eine Umgestaltung der Arbeitsbedingungen nicht möglich, oder wegen des unverhältnismäßigen Aufwandes nicht zumutbar,
hat der Arbeitgeber die erforderlichen Maßnahmen für einen Arbeitswechsel zu treffen. Ist dies auch nicht möglich, hat der
Arbeitgeber nur noch die Möglichkeit, die werdende oder stillende Mutter auf grund eines generellen Beschäftigungsverbotes
freizustellen (§ 13 MuSchG).

Liegemöglichkeit

Zum Ausruhen während der Pausen und, wenn es erforderlich ist, auch während der Arbeitszeit ist es den werdenden oder
stillenden Müttern zu ermöglichen, sich auf einer Liege in einem geeigneten Raum hinzulegen und auszuruhen (§ 6
Arbeitsstättenverordnung).

Ausschuss für Mutterschutz

Neu eingeführt wurde ein Ausschuss für Mutterschutz. Dieser Ausschuss ist beim Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend angesiedelt sein (§ 30 MuSchG).

Aufgabe des Ausschusses für Mutterschutz ist es, unverantwortbare Gefährdungen der schwangeren Frau und ihres Kindes zu
ermitteln und sicherheitstechnische, arbeitsmedizinische und arbeitshygienische Regeln zur Umsetzung des Mutterschutzrechts
zu erarbeiten. Arbeitgebern und Aufsichtsbehörden soll der Ausschuss in Umsetzungsfragen den neuesten Stand
wissenschaftlicher und technischer Erkenntnisse vermitteln, damit eine bundeseinheitliche und praxisgerechte Ausrichtung des
Mutterschutzgesetzes erreicht werden kann.

Hält sich der Arbeitgeber an die vom Ausschuss für Mutterschutz im Gemeinsamen Ministerialblatt veröffentlichten Regeln und
Erkenntnisse, so ist davon auszugehen, dass die im MuSchG gestellten Anforderungen erfüllt sind (§ 9 MuSchG).

Quellen

Mutterschutzgesetz (MuSchG)
Leitfaden zum Mutterschutz für schwangere und stillende Frauen - Bundesregierung
Aufsichtsbehörden für Mutterschutz und Kündigungsschutz: Informationen der Länder
Ausschuss für Mutterschutz (Geschäftsstelle), Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben
Mutterschutz, BGW
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Nachtarbeit ist in vielen Arbeitsbereichen eines Krankenhauses erforderlich und damit eine Selbstverständlichkeit. Das darf aber
nicht darüber hinwegtäuschen, dass Nachtarbeit grundsätzlich eine große Anforderung an Beschäftigte darstellt und erhebliche
gesundheitliche Risiken birgt. Deshalb ist es wesentlich, dass Nacht- bzw. Schichtarbeit in der Gefährdungsbeurteilung
berücksichtigt wird und dass kritische Punkte offen angesprochen und Lösungen gefunden werden können.

Nach Arbeitszeitgesetz ist Nachtarbeit „jede Arbeit, die mehr als zwei Stunden der Nachtzeit umfasst“, wobei als Nachtzeit nach
ArbZG im Krankenhaus die Stunden von 23 bis 6 Uhr gelten. Grundsätzlich sind viele verschiedene Schichtmodelle denkbar (und
unter Umständen auch empfehlenswert), in Krankenhäusern ist aber das klassische Dreischichtsystem (Frühdienst, Spätdienst,
Nachtdienst) bei Weitem überwiegend. Dabei umfasst der Nachtdienst in der Regel die Nachtzeit von 22 bis 6 Uhr mit einem
gewissen Vor- und Nachlauf, um gemeinsame Übergabezeiten mit den angrenzenden Schichten zu realisieren.

Nachtarbeit ist nach ArbZG „nach den gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen über die menschengerechte
Gestaltung der Arbeit“ zu organisieren. Außerdem müssen die dort festgesetzten Regelungen bezüglich werktäglicher Arbeitszeit,
Pausen- und Ruhezeiten berücksichtigt werden.

BÜT
Sicheres Krankenhaus | Bereichsübergreifende ThemenVerzeichnis

Nachtdienst

Gedruckt am: 08.05.2020 www.sicheres-krankenhaus.de       Seite 88



Anforderungen

Konkret sind folgende Anforderungen zu berücksichtigen:

Günstig ist ein nach vorne rotierendes Schichtsystem mit kurzen Schichtfolgen, z. B. Frühschicht/ Frühschicht/ Spätschicht/
Spätschicht/ Nachtschicht/ Nachtschicht. Das minimiert gesundheitliche Belastungen und soziale Nachteile.
Es sollten nicht mehr als drei Nachtschichten in Folge geleistet werden.
Nach einer Nachtschichtphase sollte eine möglichst lange Ruhephase kommen, mindestens 24, besser 48 Stunden.
Dauernachtschichtarbeit gilt als nicht empfehlenswert.
Auch Nachtarbeitnehmerinnen und Nachtarbeitnehmer dürfen nicht mehr als acht Stunden werktäglich beschäftigt werden.
Die werktägliche Arbeitszeit kann wie sonst auch bis auf zehn Stunden verlängert werden, allerdings muss der Ausgleich auf
durchschnittlich acht Arbeitsstunden bereits innerhalb eines Monats erfolgen – nicht wie bei Tagarbeit erst über drei Monate.
Grundsätzlich gelten lange Nachtschichtdauern als ungünstig unter gesundheitlichen Aspekten.
Die Nachtschicht sollte möglichst früh enden und nicht weit in den Morgen hineingezogen werden. Andererseits sollte die
Frühschicht auch nicht in den Nachtstunden beginnen.
Ein vorhersehbarer und verlässlicher Schichtplan soll dazu beitragen, die negativen psychischen und sozialen Folgen von
Schichtarbeit gering zu halten.
Schichten und Schichtphasen sollten gleichmäßig über einen Zeitraum verteilt, also z. B. die Monatsarbeitszeit einer
Teilzeitkraft nicht am Stück abgeleistet werden.
Freie Wochenenden sind für die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben günstiger als einzelne freie Tage an Wochenenden.
Im Nachtdienst sollten zu festen Zeiten gesunde Mahlzeiten und ausreichende Trinkmengen eingeplant werden.
Ausschließlich kalte Verpflegung ist nicht empfehlenswert.
Nach Arbeitszeitgesetz haben Nachtarbeitnehmerinnen und Nachtarbeitnehmer Anspruch auf eine arbeitsmedizinische
Untersuchung alle drei Jahre (bei über 50-Jährigen jährlich). Diese Untersuchung kann entweder über die betreuende
Betriebsärztin oder den betreuenden Betriebsarzt des Hauses oder eine niedergelassene Arbeitsmedizinerin bzw. einen
niedergelassenen Arbeitsmediziner vorgenommen werden, wobei der Arbeitgeber die Kosten zu tragen hat. Als
Nachtarbeitnehmerinnen und Nachtarbeitnehmer gelten nach ArbZG dabei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die

aufgrund ihrer Arbeitszeitgestaltung normalerweise Nachtarbeit in Wechselschicht zu leisten haben oder
Nachtarbeit an mindestens 48 Tagen im Kalenderjahr leisten.

Außerdem haben Nachtarbeitnehmerinnen und Nachtarbeitnehmer einen Anspruch darauf, auf einen Tagesarbeitsplatz
umsteigen zu können, wenn 

es arbeitsmedizinisch belegte gesundheitliche Bedenken gegen Nachtarbeit gibt,
ein Kind unter zwölf Jahren im Haushalt lebt oder eine schwer pflegebedürftige Angehörige bzw. ein schwer
pflegebedürftiger Angehöriger zu versorgen ist, der nicht anderweitig betreut werden kann.

Für Nachtarbeit ist eine erhöhte Bezahlung oder ein Ausgleich durch mehr freie Tage ausdrücklich im ArbZG festgeschrieben.

Der Arbeitgeber muss sicherstellen, dass Nachtarbeitnehmerinnen und Nachtarbeitnehmer den gleichen Zugang zu betrieblichen
Angeboten (Fortbildung, Informationsweitergabe, Mitbestimmung usw.) haben wie die übrigen Beschäftigten.
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Nachtdienst im Krankenhaus – keine einfache Sache

Im Krankenhausalltag wirft Nachtarbeit häufig Arbeitsschutzfragen auf, die nicht leicht zu klären sind. Die oben genannten
Kriterien für gesunde und sozialverträgliche Nachtarbeit gelten mit Recht als sinnvoll und gesichert, können in der Praxis oftmals
aber nur schwer erfüllt werden. Gründe dafür können sein:

1. Schichtplangestaltung
2. Persönliche Lebensumstände
3. Pausen
4. Sicherheit
5. Kommunikation
6. Gesundheitsrisiken
7. Fazit

Schichtplangestaltung

Oft sind die Personalkapazitäten im Krankenhaus für eine wirklich verlässliche Schichtplanung zu eng bemessen. Sind nicht
ausreichend Kolleginnen und Kollegen vorhanden, die im Krankheitsfall einspringen können, fallen in erheblichem Maß
Extraschichten an. Das bringt die Schichtgestaltung durcheinander und belastet die Beschäftigten gesundheitlich wie sozial.

Manchmal führen auch betrieblich-organisatorische Gründe zu ungünstigen Schichtsystemen. So werden z. B. Nachtschichten
verlängert, damit mehr Personalressourcen für den Tagdienst zur Verfügung stehen.

Auch bei dünner Personaldecke muss das Arbeitszeitgesetz eingehalten werden. Andernfalls riskiert der Arbeitgeber nicht nur
erhebliche negative Konsequenzen für Gesundheit und Wohlbefinden der Beschäftigten, die häufig zu Unzufriedenheit und hoher
Fluktuation führen, sondern auch empfindliche Bußgeldzahlungen.

Der Einsatz von Aushilfen oder Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern kann helfen, Engpässe in solchen Situationen zu
entschärfen. 

Persönliche Lebensumstände

Auch wenn Wechselschichtsysteme als gesundheitsverträglicher gelten: Dauernachtwachen sind in Krankenhäusern speziell im
Pflegebereich sehr verbreitet. Oft entscheiden sich Beschäftigte aus finanziellen oder persönlichen Gründen (z.  B. wegen einer
einfacheren Abstimmung von Kinderbetreuungszeiten) dafür oder bevorzugen das selbstbestimmte Arbeiten in der Nacht
ungeachtet der höheren gesundheitlichen Risiken.

Führungskräfte sollten ein Interesse daran haben, gesundheitsschonende Schichtmodelle zu ermöglichen und immer wieder
anzuregen. Projektbezogen oder im Rahmen von Gesundheitstagen können Beschäftigte über Chancen und Risiken der
Schichtplangestaltung informiert und in die Entwicklung gesundheitsfördernder Modelle einbezogen werden.

Pausen

Feste Pausenregelungen und gesunde betriebliche Versorgungsmöglichkeiten sind nachts im Krankenhaus wenig etabliert. In der
Pflege arbeiten viele Nachtarbeitnehmerinnen und Nachtarbeitnehmer die meiste Zeit allein im Bereich und nehmen ihre Pausen
dann, wenn es die Arbeitsanforderung zulässt – und manchmal eben gar nicht. Zu einer fest eingeplanten Zeit einen geeigneten,
separaten Pausenraum aufzusuchen und dort frei von betrieblichen Einflüssen eine Auszeit zu nehmen, wie es der Gesetzgeber
vorsieht, ist schwierig, wenn z. B. die Cafeteria nachts geschlossen ist und keine Kollegin und kein Kollege in der Lage ist, die
Pausenzeit zu überbrücken.

Eine verlässliche Zeitplanung, in der Springerinnen und Springer oder Hauswachen die Pausenzeiten abdecken, und ein ruhiger
Rückzugsort machen Nachtschichten verträglicher und damit Nachtarbeitnehmerinnen und Nachtarbeitnehmer gesünder und
zufriedener.

Sicherheit

Weil nachts nur sehr wenig Personal im Haus ist, fühlen sich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Nachtdienst manchmal sehr
unsicher. Nicht nur in Notaufnahmen, wo das Aggressionspotenzial ohnehin erhöht ist, sondern auch auf Pflegestationen sind
Übergriffe auf Pflegepersonal nicht ausgeschlossen. Und nicht zuletzt kann in großen öffentlichen Gebäuden wie Krankenhäusern
nicht ganz sicher verhindert werden, dass sich Unbefugte darin aufhalten. Es gibt viele mögliche technische und organisatorische
Sicherheits​maßnahmen von elektronisch unterstützten Überwachungs- und Personennotrufsystemen bis hin zu Wachdiensten. Ob
und wie Sicherheitsbedenken aufgegriffen werden und welche Maßnahmen umgesetzt werden, hängt stark vom Einzelfall ab. In
jedem Fall sollte die Gefährdungsbeurteilung dazu eine qualifizierte Aussage enthalten.
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Kommunikation

Gerade wenn Dauernachtwachen eingesetzt werden, können diese auf den
üblichen betrieblichen Kommunikationswegen oft nur schwer erreicht
werden. Infoveranstaltungen und Fortbildungsangebote fallen automatisch
in die Erholungs- und Freizeit von Nachtarbeitnehmerinnen und
Nachtarbeitnehmern, die für deren Besuch viel Engagement aufbringen
müssen. Weil die Zuständigkeitsbereiche nachts oft groß bemessen sind,
bleibt kaum Zeit, Informationen zu lesen, und auch bei den Übergaben
kann aus Zeitgründen oft nur das Nötigste geklärt werden. In der Folge kann
es dazu kommen, dass viele – auch arbeitsschutzrelevante –
Informationen, Vorgaben und Standards im Nachtdienst nicht oder nur
teilweise ankommen bzw. umgesetzt werden. Hier sollte der Unternehmer
Kommunikationswege und -formen etablieren, die auch für die
Beschäftigten im Nachtdienst geeignet sind.

Gesundheitsrisiken

Es gilt als gesichert, dass das Risiko für viele ernst zu nehmende Erkrankungen für Schicht- bzw. Nachtarbeiterinnen und Schicht-
bzw. Nachtarbeiter signifikant erhöht ist:

Herz-Kreislauf-Erkrankungen (z. B. Herzinfarkt, Schlaganfall, Durchblutungsstörungen)
Stoffwechselerkrankungen (z.  B. Diabetes mellitus Typ II)
Erkrankungen des Magen-Darm-Trakts (z.  B. Reizdarmsyndrom, Sodbrennen)
Erkrankungen des Bewegungsapparates (z.  B. Wirbelsäulen- und Gelenkbeschwerden)
Krebserkrankungen
Unfälle und Verletzungen
Schlafstörungen
Psychische Erkrankungen (z. B. substanzbezogene Störungen (Sucht), Depressionen, Erschöpfungssyndrom)

Dabei ist in vielen Fällen nicht bekannt, wie mögliche Wirkzusammenhänge genau sein könnten und ob es sich um direkte oder
indirekte Effekte handelt, ob z. B. ein erhöhtes Krebsrisiko durch einen gestörten Tag-Nacht-Rhythmus oder durch erhöhten
Zigarettenkonsum von Schichtarbeiterinnen und Schichtarbeitern bedingt ist. Man muss aber so oder so davon ausgehen, dass
die gesundheitlichen Risiken von Beschäftigten im Gesundheitswesen durch Nachtarbeit wesentlich höher sind als z. B. durch
Gefahrstoffeinsatz.

Umso wichtiger ist es, im Rahmen der vorhandenen Möglichkeiten und Handlungs​spielräume die Belastungen durch Nacht- und
Schichtarbeit auf der Grundlage der arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse weitestgehend zu reduzieren.
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Fazit: dranbleiben!

Die konsequente Berücksichtigung des Nachtdienstes mit all seinen Auswirkungen in der Gefährdungsbeurteilung ist wichtig und
stellt sicher, dass die Verbesserung von kritischen Arbeitsbedingungen ein Thema bleibt und nicht vernachlässigt wird.

Gesunde und sozial verträgliche Nachtarbeit ist allerdings nicht zum Nulltarif zu haben. Weil so viele Faktoren auf die Organisation
des Nachtdienstes einwirken und Probleme sowie Vorzüge verschiedener Regelungen sehr unterschiedlich eingeschätzt werden,
ist es nicht einfach, hier zu tragfähigen Lösungen zu kommen. Weil aber die gesundheitlichen Belastungen nicht unerheblich sind,
bleibt die Nachtdienstgestaltung unter Gesundheitsschutzaspekten ein wesentliches Thema. Das gilt umso mehr, weil eine
verträgliche Schichtgestaltung insgesamt die Arbeitsbedingungen attraktiver macht und damit dazu beiträgt, dass
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewonnen und gehalten werden können.

Dafür müssen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite, die unmittelbaren Betroffenen (Führungskräfte und Beschäftigte) und die
betrieblichen Expertinnen und Experten wie Betriebsärztinnen und Betriebsärzte, Fachkräfte für Arbeitssicherheit und
Organisationsberaterinnen und Organisationsberater an einem Strang ziehen. Wenn auch die ganz großen Lösungen nicht zuletzt
wegen des hohen wirtschaftlichen Drucks im Gesundheitswesen schwierig sind, bleiben viele Möglichkeiten, z. B.:

kreative Lösungen für gesunde Schichtplangestaltung
verlässliche Pausenregelungen, z. B. durch den Einsatz von Springerinnen und Springern
vorbuchbare Verpflegung aus der Kantine für die Nachtarbeiterinnen und Nachtarbeiter
gezielte Kommunikationswege und Fortbildungstermine für den Nachtdienst (Unterweisung nicht vergessen!)
ein praktikables Notrufsystem
arbeitsmedizinische Untersuchung, Beratung und Begleitung der Nachtarbeitnehmerinnen und Nachtarbeitnehmer

Quellen

Leben mit Schichtarbeit - Tipps für Beschäftigte,, DGUV Information 206-027
Arbeitszeitgesetz, ArbZG, § 2
Arbeitszeitgesetz, ArbZG, § 6
Informationen für die Praxis - Gestaltung von Nacht- und Schichtarbeit, BAuA
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Röntgenstrahlung wird im Gesundheitswesen bereits sehr lange und auch sehr häufig eingesetzt. Sie wird erzeugt, in dem durch
physikalische Prozesse in bestimmten Stoffen Veränderungen am Atomaufbau hervorgerufen werden. Dabei entsteht eine
energiereiche Strahlung, die in der Lage ist, Veränderungen in Stoffen, auf die sie trifft, hervorzurufen (so genannte ionisierende
Strahlung). Auf diese Weise können im menschlichen Körper Gewebestrukturen sichtbar gemacht werden, aber auch Körperzellen
geschädigt werden.

1. Gesundheitsschäden durch Röntgenstrahlung

Bei sehr hohen Bestrahlungswerten (z. B. ca. 500 mSv für einen Erwachsenen) kann Röntgenstrahlung zu akuten
Gesundheitsschäden führen (Übelkeit, Fieber, Hautveränderungen, Haarausfall, Organschäden und Veränderungen im Blutbild).
Diese Schäden sind allerdings bei den im Gesundheitswesen üblichen und sehr ausgereiften Verfahren nicht zu befürchten, weil
es in diesem Rahmen kaum zu entsprechend hohen Fehldosierungen kommen kann. 
Für den Gesundheitsschutz der Beschäftigten (und ähnlich auch der Patientinnen und Patienten) ist vor allem die Vermeidung von
Gesundheitsschäden durch langzeitig wiederholte Exposition gegenüber Röntgenstrahlung relevant. Das sind vor allem:

Verschiedene Krebserkrankungen, die entstehen können, weil Röntgenstrahlung die Erbsubstanz von Zellgewebe verändern
kann. Besonders empfindlich sind dabei ungeborene Kinder im Mutterleib, weswegen für Schwangere besonders geringe
Grenzwerte eingehalten und Röntgenuntersuchungen in der Schwangerschaft möglichst vermieden werden..
Trübung der Augenlinse (Grauer Star). Diese Langzeitfolge dauernd wiederkehrender Strahlenbelastungen ist in jüngerer Zeit
stärker ins Blickfeld des Strahlenschutzes gerückt.

Dabei sind die tatsächlichen Risiken vor allem von durch Strahlung erzeugten Krebserkrankungen als sehr gering anzusehen. Die
aktuellen Dosisgrenzwerte sind nicht als Grenze zwischen gefährlichen und ungefährlichen Arbeitsbedingungen zu verstehen.
Röntgenstrahlen lösen ein mit der Dosis linear ansteigendes Gesundheitsrisiko aus. Das heißt, dass einerseits auch eine sehr
kleine Strahlendosis ein minimal erhöhtes Risiko einer Krebserkrankung mit sich bringt, während andererseits auch bei
Überschreitung der festgelegten Strahlendosen die Wahrscheinlichkeit immer noch eher gering ist, dass es zu einer
Krebserkrankung kommt. Die Dosisgrenzwerte stellen die vom Gesetzgeber festgelegte Schwelle dar, ab der ein durch
Strahlenbelastung verursachtes Gesundheitsrisiko als inakzeptabel gilt.

2. Beruflich exponierte Personen

Grundsätzlich müssen unter Strahlenschutzgesichtspunkten alle Beschäftigten betrachtet werden, die im Kontrollbereich einer
Röntgen- oder CT-Anlage eingesetzt werden, z. B. in der Radiologie, an mobilen Röntgengeräten, bei endoskopischen oder
chirurgischen Eingriffen unter Durchleuchtung (Kardiologie, Endoskopie, OP-Bereich, Urologie). Für Beschäftigte, die zwar in den
genannten (oder vergleichbaren) Abteilungen tätig sind, sich aber nie während der Anwendung von Röntgenstrahlung in den
Untersuchungs- oder Eingriffsräumen oder im Kontrollbereich eines mobilen Gerätes (in der Regel in einem Radius von 3 m)
aufhalten, sind keine besonderen Strahlenschutzmaßnahmen erforderlich. 
Für alle im Kontrollbereich eingesetzten Beschäftigten muss

eine geeignete personenbezogene Messung der Strahlungsdosen erfolgen
die erforderlichen Schutzmaßnahmen (technisch, organisatorisch, persönlich) festgelegt werden
in Abhängigkeit von den zu erwartenden Strahlungsbelastungen eine Zuordnung zu vorgegebenen Kategorien erfolgen.
Daraus leitet sich ab, ob eine jährliche ärztliche Untersuchung erforderlich ist.

Verantwortlich dafür ist die oder der Strahlenschutzverantwortliche, die Umsetzung erfolgt jeweils durch die
Strahlenschutzbeauftragten der einzelnen Bereiche.
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Folgende Dosisgrenzwerte müssen berücksichtigt werden:

Effektive Dosis* 
Organ-

Äquivalentdosis
Augenlinse 

Organ-Äquivalentdosis Hände,
Unterarme, Füße, Knöchel 

Lokale
Hautdosis 

Beruflich exponiert
Kategorie A 
(§ 71 StrlSchG)

> 6 mSv/ Jahr >15 mSv > 150 mSv > 150 mSv

Beruflich exponiert
Kategorie B 
(§ 71 StrlSchG)

> 1 mSv/ Jahr 
< 6 mSv/ Jahr <15 mSv

> 50 mSv 
< 150 mSv

> 50 mSv 
< 150 mSv

Dosisgrenzwerte 
für die zulässige
Maximalbelastung 
(§78 StrlSchG)

20 mSv/ Jahr 20 mSv/ Jahr 500 mSv/ Jahr 500 mSv/
Jahr

 

* Die effektive Dosis ist
ein nach einem
bestimmten Verfahren
berechneter
Gesamtbelastungswert
für den Körper

Hinweise:

Für Minderjährige, die ggf. im Rahmen ihrer Ausbildung
Röntgenstrahlung ausgesetzt werden, gelten geringere
Dosisgrenzwerte. Im Gesundheitswesen kommt dieser Fall jedoch
kaum vor.
Grundsätzlich könnten nach Strahlenschutzgesetz auch
Schwangere im Kontrollbereich eingesetzt werden, wenn strenge
Grenzwerte eingehalten werden. Auch dieser Fall wird im
Gesundheitswesen jedoch in der Praxis in der Regel
ausgeschlossen.
In Einzelfällen und unter bestimmten Bedingungen können auch
Dosisüberschreitungen behördlich zugelassen werden.

Eine pauschale bzw. allgemeingültige Einstufung von Strahlenbelastungen anhand der durch einen Beschäftigten ausgeübten
Funktion, des Verfahrens oder eines bestimmten Gerätes ist kaum möglich. Das liegt daran, dass die Arbeitsbedingungen in jedem
einzelnen Anwendungsfall erheblich unterschiedlich ausfallen können:

Anlagen und Geräte (auch gleicher Funktion) unterscheiden sich in Alter und Bauweise oft erheblich, was sich auf die Menge
der Streustrahlung und die Handhabung auswirkt. 
Beispiel: Bei modernen Anlagen zur interventionellen Diagnostik in der Radiologie kann die Verabreichung von
Kontrastmitteln während der Untersuchung vom Kontrollraum oder wenigstens in einigem Abstand zur Röntgeneinrichtung
erfolgen, während bei älteren Anlagen eine Person dazu direkt am Untersuchungstisch stand oder noch steht.
Das Platzangebot in Untersuchungs- und Eingriffsräumen bestimmt mit, wer sich während der Durchleuchtung wie weit vom
Strahlengang zurückziehen kann. 
Beispiel: Wenn der OP-Raum sehr eng ist und viele Zusatzgeräte im Einsatz sind, kann das assistierende Personal während
einer Durchleuchtung eventuell nicht schnell genug zurücktreten, erst recht dann nicht, wenn bestimmte
Überwachungsaufgaben an der Patientin bzw. am Patienten zu leisten sind.
Die angewendeten medizinischen Verfahren sind extrem vielfältig und wechselnd. Auf diese Weise fallen in einer
Fachabteilung erheblich mehr Untersuchungen und Behandlungen mit Patientenkontakt während der Durchleuchtung an als
in einer anderen mit derselben Bezeichnung, und auch die Durchleuchtungszeiten sind verfahrensbedingt sehr
unterschiedlich.
Nicht zuletzt bestimmt die ärztliche Arbeitsweise im Einzelfall erheblich mit, wie viel und wie lange unter Durchleuchtung
gearbeitet wird und wer sich währenddessen wie nahe am Strahlengang aufhält.

Daher ist hier die Fachkunde der bzw. des für den Bereich zuständigen Strahlenschutzbeauftragten unerlässlich. Sie oder er muss
in der Lage sein, die einzelnen angewendeten Verfahren und die vor Ort übliche Art der Durchführung dahin gehend zu bewerten,
dass entschieden werden kann, wer welcher Kategorie beruflich exponierter Personen zuzuordnen ist, welche
Dosimeterüberwachung und welche Schutzmaßnahmen erforderlich sind. Anhaltspunkte dafür geben auch die durchgeführten
Dosimetermessungen (siehe 3.3.1).
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Beispiel: Anästhesistinnen und Anästhesisten und sowie Anästhesiepflegerinnen Anästhesiepfleger halten sich häufig regelmäßig
während Eingriffen unter Durchleuchtung im Kontrollbereich (also im Eingriffraum/OP-Saal) auf. Dabei tragen sie in aller Regel
Strahlenschutzkleidung (Röntgenschürzen) und Personendosimeter unter der Schutzkleidung. Da der Arbeitsplatz der
Anästhesistin bzw. des Anästhesisten aber meistens in einem gewissen Abstand zum OP-Tisch bzw. zur Untersuchungsliege
angeordnet ist, ist mit einer Überschreitung der Teilkörperdosen für Hand oder Augenlinse nicht zu rechnen, entsprechende
Schutzmaßnahmen entfallen. Ob das Anästhesie-Personal allerdings der Kategorie A oder B zuzuordnen ist, muss die oder der
Strahlenschutzbeauftragte anhand der örtlichen Gegebenheiten und angewandten Verfahren entscheiden.

Hinweis: Im Krankenhausalltag kann es vorkommen, dass Beschäftigte (meist aus Funktionsdienst oder Pflege) in Ausnahmefällen
Patientinnen und Patienten bei Röntgenuntersuchungen begleiten, sie stützen, halten oder beruhigen müssen. Das ist z. B. dann
der Fall, wenn keine Angehörigen dafür zur Verfügung stehen und eine notwendige Untersuchung anders nicht durchgeführt
werden kann. Diese Beschäftigten haben dann (wie Angehörige auch) den Status einer „helfenden Person“. In diesem Fall sollte in
einem kurzen Fragebogen schriftlich dokumentiert werden, dass die Betroffenen über mögliche Risiken aufgeklärt wurden. Dabei
wird in der Regel auch abgefragt, dass keine Schwangerschaft vorliegt. Außerdem müssen die helfenden Personen die
erforderliche Schutzkleidung anlegen. Eine Dosimeterüberwachung ist normalerweise nicht erforderlich.

3. Schutzmaßnahmen
3.1 Vermeidung von Strahlenbelastung

Eine vorrangige und oft unterschätzte Strahlenschutzmaßnahme ist, die Strahlungseinwirkung von vornherein zu vermeiden oder
wenigstens zu minimieren. Die Anwendung von Röntgenstrahlung an der Patientin oder am Patienten folgt grundsätzlich immer
einer medizinischen Notwendigkeit und unterliegt nach Strahlenschutzgesetzgebung einem Minimierungsgebot. Allerdings gibt
es bei notwendigen Durchleuchtungen für die einzelne Anwenderin oder den einzelnen Anwender in sehr vielen Fällen immer noch
effektive Möglichkeiten, Strahlenbelastungen bei der Handhabung von Röntgenanlagen zu vermeiden, z. B. durch:

kurze Durchleuchtungszeiten
Abstand halten während der Durchleuchtung. Die Intensität der Röntgenstrahlung nimmt mit dem Abstand exponentiell ab.
Daher reduziert in den Fällen, in denen der Aufenthalt in der Nähe des Strahlenganges unvermeidlich ist, schon „ein Schritt
zurück“ die Belastung durch Streustrahlung erheblich.
bewusste Körperhaltung während der Durchleuchtung. Die übliche Röntgenschutzkleidung ist kein Körpervollschutz. Wer sich
klarmacht, in welcher Weise am jeweiligen Gerät die Streustrahlung auf den eigenen Körper einwirkt, kann (mindestens
während kurzer Durchleuchtungszeiten) durch eine entsprechende Körperhaltung die Schutzwirkung optimieren. Auch die
Hände (z. B. bei Haltevorgängen bei chirurgischen Eingriffen) können oft mit einer geringen Haltungsänderung weiter aus dem
Strahlengang herausgehalten werden.

3.2 Technische Schutzmaßnahmen

Jede Röntgeneinrichtung setzt neben der im sogenannten Strahlengang wirksamen, erwünschten Röntgenstrahlung
Streustrahlung frei, die in den dem Strahlengang benachbarten Bereichen mehr oder weniger stark auftritt. Geräteseitige
Abschirmungen sorgen dafür, dass Beschäftigte, wenn sie sich während der Durchleuchtung in der Nähe des Strahlenganges
aufhalten, der Streustrahlung möglichst wenig ausgesetzt sind. Allerdings ist sowohl die Menge der freigesetzten Streustrahlung
als auch die Art der Abschirmung gerätespezifisch sehr unterschiedlich. Moderne Geräte schneiden meist besser ab als ältere,
wobei die Standzeiten von Röntgenanlagen oft lang sind, sodass nicht immer der aktuellste technische Stand im Einsatz sein
kann. Eine möglichst vollständige Abschirmung am Geräte (Ober- und Untertischabschirmung) gehört heute zum Standard von
Röntgenanlagen, außerdem anpassbare Abschirmungen, die nach Bedarf eingestellt werden können. 
Ob und wie Nachrüstungen von Abschirmungen an bestehenden Anlagen machbar und sinnvoll sind, ist zu prüfen. Entsprechend
der TOP-Regel, nach der technische vor anderen Schutzmaßnahmen zu realisieren sind, sind gerätebezogene
Strahlenschutzmaßnahmen vorzuziehen. Oft sind Nachrüstungen allerdings nicht einfach und mit hohen Kosten verbunden und
daher an die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung der gesamten Anlage gekoppelt. Ggf. sind mobile Strahlenschutzeinrichtungen eine
Lösung, z. B. Bleiglasplatten auf schwenk- oder rollbaren Stativen oder Lamellenvorhänge, mit denen sich Streustrahlungen
zwischen der Körperoberfläche der Patientin oder des Patienten und darüber befindlichen Untersuchungs- oder
Abschirmeinrichtungen abfangen lassen.
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3.3 Organisatorische Schutzmaßnahmen

3.3.1 Dosimeterüberwachung

Die Strahlenbelastung aller Beschäftigten, die im Kontrollbereich eingesetzt werden, muss messtechnisch überwacht werden. Bei
nachweislich sehr geringen Expositionen (wenn Personen sich z. B. in großen Untersuchungs- und Eingriffsräumen sehr weit vom
Strahlengang entfernt aufhalten, die Durchleuchtungszeiten extrem kurz sind und/oder der Aufenthalt nur selten vorkommt) kann
darauf verzichtet werden. Im Klinikalltag tragen in der Regel aber alle Beschäftigten, die an Eingriffen unter Durchleuchtung
beteiligt sind, Personendosimeter („Röntgenplaketten“) unter der Röntgenschutzkleidung, um die effektive Körperdosis zu
überwachen. Diese Dosimeter werden durch amtlich zugelassene Messstellen zur Verfügung gestellt und ausgewertet (in der Regel
monatlich, ggf. sind auch 3-Monats-Abstände zulässig). 
Durch die hohe Wirksamkeit der etablierten Strahlenschutzmaßnahmen bei beruflicher Exposition zeigt sich laut dem Bundesamt
für Strahlenschutz BfS:

99 Prozent der Überwachten haben eine Jahresdosis unter 3 mSv,
die durchschnittliche effektive Dosis aller Exponierten beträgt 0,5 mSv
der Grenzwert von 20 mSv wird demnach im Mittel nur zu drei Prozent ausgeschöpft.

Dementsprechend liefert die regelmäßige Dosimeterüberwachung nur selten Ergebnisse, die Beschäftigungseinschränkungen
nach sich ziehen müssten. 
Neben der effektiven Dosis für den gesamten Körper sind Teilkörpermessungen erforderlich, um die im Strahlenschutzrecht
vorgegebenen Organäquivalentdosen zu überwachen. Bereits seit Langem etabliert sind Ringdosimeter, die am Finger getragen
werden. Augenlinsendosimeter waren vor der Neufassung der Strahlenschutzgesetzgebung kaum gebräuchlich, stehen aber
aufgrund des drastisch gesenkten Dosisgrenzwertes für Röntgenbereiche mittlerweile einsatzfähig zur Verfügung (in der Regel als
Stirnbanddosimeter). Damit können einerseits sogenannte Erhebungsmessungen gemacht werden. Dabei werden die Dosimeter
ohne weitere Abschirmung so getragen, dass sie einer bezogen auf das zu überwachende Körperteil/Organ realistischen
Exposition ausgesetzt sind. Stellt sich über einen gewissen Zeitraum heraus, dass keine relevante Strahlenbelastung besteht,
kann sowohl auf weitere Teilkörperüberwachung als auch auf weitergehende Schutzmaßnahmen verzichtet werden. Andernfalls
dienen die Teilkörperdosimeter (dann ggf. unter der Schutzausrüstung getragen) der weiteren Strahlenschutzüberwachung.
Allerdings gilt im Fall der Augenlinse, wo der Auslösewert für die Überwachungspflicht mit 15 mSv nur wenig unter der
Jahreshöchstdosis von 20 mSv liegt, dass das Schutzziel hier vorrangig durch das Tragen von Schutzbrillen und nicht durch
Dosimeterüberwachung erreicht wird. 
Während die Überwachung der effektiven Körperdosis längst etabliert ist, müssen sich die Routinen für eine sinnvolle
Teilkörperüberwachung mit den daraus abzuleitenden Schutzmaßnahmen in vielen Fällen erst noch herausbilden und Akzeptanz
finden. Aus Arbeitsschutzsicht ist es ein erster wichtiger Schritt, dass aus allen relevanten Abteilungen, in denen
Überschreitungen der Teilkörperdosen mindestens nicht ausgeschlossen sind, neben den üblichen Personendosimetern
Teilkörperdosimeter verwendet werden und Ergebnisse dokumentiert sind (betrifft in der Regel die Bereiche Kardiologie, Chirurgie,
Endoskopie, Radiologie, Urologie, ggf. auch andere). Daraus kann dann fundiert abgeleitet werden, ob Maßnahmen weiter
erforderlich sind oder nicht.

3.3.2 Ärztliche Überwachung

Beschäftigte, die der Kategorie A zugeordnet werden, müssen vor Aufnahme der Tätigkeit und danach einmal jährlich durch eine
oder einen nach Strahlenschutzverordnung ermächtigte Ärztin bzw. ermächtigten Arzt untersucht werden, wobei bescheinigt wird,
dass der weiteren Beschäftigung unter beruflicher Exposition nichts entgegensteht (§ 77 StrlSchV). Dabei müssen der
untersuchenden Ärztin bzw. dem untersuchenden Arzt die Dosimeterauswertungen zur Verfügung stehen.

3.3.3 Unterweisung

Alle im Kontrollbereich eingesetzten Beschäftigten müssen vor Aufnahme der Tätigkeit und danach mindestens einmal im Jahr in
Strahlenschutzdingen unterwiesen werden. Die Unterweisung umfasst Informationen zu

Arbeitsmethoden,
möglichen Gefahren,
anzuwendenden Sicherheits- und Schutzmaßnahmen,
ggf. für die Tätigkeit wesentlichen Inhalte des Strahlenschutzrechts,.
• der zum Zweck der Überwachung von Dosisgrenzwerten und zur Beachtung der Strahlenschutzgrundsätze erfolgenden
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten.

Die Unterweisung kann zwar mit anderen z. B. arbeitsschutzbezogenen Unterweisungen kombiniert werden, verlangt aber die
Kenntnisse und Erfahrungen der bzw. des zuständigen Strahlenschutzbeauftragten, die oder der in der Regel an der Durchführung
beteiligt ist bzw. diese Aufgabe auf eine geeignete Person überträgt.
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Hinweis:

Röntgenstrahlung darf zu diagnostischen Zwecken nur angewendet werden, wenn eine Ärztin oder ein Arzt eine Risiko-Nutzen-
Abschätzung vorgenommen und die Untersuchung danach freigegeben hat. So soll verhindert werden, dass zu viele, überflüssige
oder falsch ausgelegte Röntgenuntersuchungen stattfinden. Ärztinnen und Ärzte müssen dafür über die entsprechende
„Fachkunde im Strahlenschutz“ (§ 47 StrlSchG) verfügen und dafür regelmäßig Pflichtfortbildungen besuchen. Ärztinnen und Ärzte,
die nicht fachkundig im Strahlenschutz sind, müssen, wenn sie (z. B. im Notdienst) Röntgenuntersuchungen anordnen,
mindestens so weit geschult sein, dass sie die sogenannte „rechtfertigende Indikation“ einer Röntgenuntersuchung vornehmen
können (§ 47 und 49 StrlSchV). Im Dienstplan eines Krankenhauses muss sichergestellt sein, dass immer ausreichend qualifizierte
Ärztinnen und Ärzte anwendend sind (ggf. auch mithilfe eines teleradiologischen Systems). Dieser Sachverhalt, der gegenüber
Aufsichtsbehörden nachgewiesen werden muss, spielt innerhalb der Strahlenschutzorganisation eines Krankenhauses eine große
Rolle, ist aber genau betrachtet patienten- und nicht arbeitsschutzbezogen.

3.4 Persönliche Schutzausrüstung:

3.4.1 Strahlenschutzkleidung

Beschäftigte, die sich während der Durchleuchtung im Kontrollbereich aufhalten (also in der Regel im Eingriffs- und
Untersuchungsraum), tragen als Strahlenschutzkleidung Röntgenschürzen. Sie waren früher stets durch eine Bleifolie
abgeschirmt. Heute sind auch bleireduzierte oder bleifreie Materialien im Einsatz, die das Gewicht der Schürze reduzieren und
damit den Tragekomfort erhöhen. Genormt sind heute Schutzschürzen mit sogenannten Bleiäquivalenzklassen von 0,25 und 0,35
mm (entspricht der Schutzwirkung einer Reinbleischürze von 0,25 beziehungsweise 0,35 mm Pb). Generell unterscheiden sich
Röntgenschürzen abhängig von Material, Ausführung und Schnitt erheblich und müssen passend zum Anwendungsfall
ausgewählt werden. Unter Arbeitsschutzgesichtspunkten ist wichtig:

Röntgenschürzen sollten bei regelmäßiger Anwendung personenbezogen zur Verfügung stehen und müssen in jedem Fall
regelmäßig aufbereitet, also an den Innen- und Außenflächen gereinigt und desinfiziert werden.
• Die Schürzen müssen von Schnitt und Größe dem Körperbau der Trägerin bzw. des Trägers entsprechen. Zu kleine Schürzen
oder zu große Armausschnitte können z. B. im Brustbereich erhebliche Strahlenbelastungen auslösen.
Das Tragen der schweren und nicht atmungsaktiven Schürzen stellt eine Belastung dar, die in der Gefährdungsbeurteilung zu
berücksichtigen ist. Geteilte Schürzen, die aus einem rockartigen Unterteil und einem westenartigen Oberteil bestehen,
sorgen für eine bessere Gewichtsverteilung und entlasten die Schultergelenke bei langem Tragen. Allerdings bevorzugen
manche Trägerinnen und Träger auch einteilige Schürzen, die einfacher an- und abzulegen sind. Auf jeden Fall müssen Schnitt
und Passform so sein, dass die Schürze einen möglichst hohen Tragekomfort hat.
Röntgenschürzen altern. Durch Knicken und Falten kann die Abschirmung beschädigt werden, was durch das Deckmaterial
von außen kaum zu erkennen ist. Daher sind Röntgenschürzen fortlaufend durch Sichtprüfung und Abtasten sowie spätestens
nach drei Jahren und danach in festzulegenden Abständen von ein bis zwei Jahren mit Durchleuchtung zu prüfen.

3.4.2 Teilkörperschutz: Schilddrüsenschutz, Kopfschutz, Handschuhe

Während Röntgenschürzen schon sehr lange fest zum Schutzstandard bei Tätigkeiten unter Durchleuchtung gehören, wird die
Notwendigkeit von weiterem Teilkörperschutz unterschiedlich eingestuft und umgesetzt. Weit verbreitet ist mittlerweile der Schutz
der als sensibel eingestuften Schilddrüse durch entsprechende Schutzkragen, die z.T. bereits Bestandteil der Röntgenschürzen
sind. Auch abschirmende Kopfbedeckungen sind erhältlich, ebenso wie sterile Einmalhandschuhe mit Abschirmung und auch
Röntgenhandschuhe, die nach Art der Röntgenschürzen ausgeführt sind. Wo der Einsatz dieser Teilkörperschutzmittel sinnvoll
bzw. erforderlich ist, ist im Einzelfall zu klären, wobei besonders die Einschätzung der oder des Strahlenschutzbeauftragten
gefragt ist. Die verbesserten Möglichkeiten zur Teilkörperdosimetrie werden hier in der Zukunft vermutlich genauere
Gefährdungsbeurteilungen ermöglichen.

3.4.3 Röntgenschutzbrillen

Weil die zulässige Organ-Äquivalentdosis für die Augenlinse mit der Neufassung der Strahlenschutzgesetzgebung Anfang 2019
von 150 auf 20 mSv deutlich reduziert wurde, ist davon auszugehen, dass dieser Dosisgrenzwert für Beschäftigte, die in
nennenswertem Umfang während der Durchleuchtung unmittelbar an der Patientin bzw. am Patienten eingesetzt sind, in den
meisten Fällen nur durch die Verwendung einer Röntgenschutzbrille (alternativ eines Visiers) eingehalten werden kann.
Aufschluss darüber gibt eine Erhebungsmessung mit einem geeigneten Augenlinsendosimeter. Röntgenschutzbrillen sollten für
Brillenträgerinnen und Brillenträger die erforderlichen Korrekturfunktionen integriert haben, weil das Tragen einer
Röntgenschutzbrille über einer Korrekturbrille häufig angesichts der diffizilen Sehaufgaben bei Eingriffen als nicht praktikabel
angesehen wird. Alternativ kommen Röntgenschutzvisiere infrage.

Quellen

Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strahlenschutzgesetz - StrlSchG)
Verordnung über den Schutz vor Schäden durch ionisierende Strahlen (Strahlenschutzverordnung – StrlSchV)
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Krankenhäuser und Altenpflegeeinrichtungen haben immer häufiger sehr schwere und stark übergewichtige Menschen zu
versorgen – eine Aufgabe mit vielfältigen Herausforderungen sowohl für den Arbeitsschutz wie auch für die menschenwürdige
Pflege und medizinische Versorgung. Entscheidend ist hier eine gute Vorbereitung der Einrichtungen, bevor eine
Aufnahmesituation eintritt.

Kaum ein Krankenhaus ist auf die Notfallversorgung schwergewichtiger Patientinnen und Patienten eingestellt. Die ersten Hürden
tun sich bereits in der Notaufnahme auf: So fehlt es häufig bereits an belastbaren Patiententragen und Stühlen,
Blutdruckmessgeräten und Pflegematerialien in den entsprechenden Größen. Die Funktionseinheiten zur Diagnostik wie zum
Beispiel die Radiologie, der Herzkathetermessplatz und die Sonografie sind oft nicht auf schwere Menschen mit ihren
entsprechenden Körpermaßen ausgerichtet. Sollte eine Operation notwendig sein, stehen ggf. nur OP-Tische zur Verfügung, die
die Anforderungen an die sichere Arbeitslast nicht erfüllen und zudem eine viel zu schmale Liegefläche vorweisen. Aber auch der
Transfer auf den OP-Tisch stellt bereits eine Herausforderung dar, da die Schleusentische häufig nur bis 160 kg ausgelegt sind.

Übergewicht und Adipositas in Zahlen
Ob jemand übergewichtig ist, wird in der Regel anhand des Body-Mass-Indexes (BMI) bestimmt. Dieser berechnet sich nach

folgender Formel: BMI = Gewicht/Größe2. Dabei werden das Gewicht in Kilogramm und die Größe in Metern berücksichtigt.
Nach der Klassifikation der Weltgesundheitsorganisation beginnt Übergewicht bei einem BMI von 25, ab einem BMI von 30
spricht man von starkem Übergewicht oder Adipositas.
In Deutschland sind nach einer Studie des Robert-Koch-Instituts derzeit 53,0 Prozent der Frauen und 67,1 Prozent der Männer
übergewichtig. Zugenommen hat in den vergangenen Jahren der Anteil der adipösen Menschen. Er liegt derzeit bei 23,9
Prozent der Frauen und 23,3 Prozent der Männer.
Inwiefern sich für die Pflege und medizinische Versorgung eines Menschen aufgrund seines Gewichts besondere
Herausforderungen ergeben, hängt aber nicht allein vom BMI ab.

Beispiel 1: Eine nicht gehfähige Patientin ist 1,60 Meter groß und 80 Kilo schwer. Sie hat einen BMI von 31,2 und ist damit
stark übergewichtig. Die runde Körperform erschwert das Bewegen dieser Patientin, aber die regulären Hilfsmittel und die
sonstige Ausstattung des Krankenhauses reichen hier vollkommen aus.
Beispiel 2: Ein ebenfalls nicht gehfähiger Patient misst 2,05 Meter und wiegt 115 Kilo. Er hat einen BMI von 27,4 und gilt
damit noch nicht als adipös. Trotzdem kann er aufgrund seines Gewichts nur mit Hilfsmitteln bewegt werden. Gleichzeitig
ist hier auf die Belastbarkeit der Geräte und Materialien zu achten.

Belastungen für das Muskel-Skelett-System der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Schon das Pflegen „normalgewichtiger“ Menschen (80 kg) verlangt dem Muskel-Skelett-System (zu) viel ab,
wie Laborstudien zeigen, die die BGW zusammen mit dem Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund durchgeführt
hat. Viele Transfer-, Positionierungs- und Mobilisationssituationen liegen hier weit über den empfohlenen Werten.

Wie eine Folgestudie mit schweren Probandinnen und Probanden (90, 110, 130 und 150 kg) gezeigt hat, steigt diese Belastung der
Wirbelsäule beim Pflegen schwergewichtiger Menschen in der Regel noch deutlich  an. Allerdings spielen auch die Körperform,
Fitness und aktuelle Verfassung der Patientin bzw. des Patienten eine Rolle. Sehr rundliche Körperformen lassen sich zum Beispiel
besonders schwierig greifen und verstärken dadurch die körperliche Belastung der Pflegekräfte. Auf der anderen Seite entlastet es
die Pflegenden, wenn die Patientin bzw. der Patient an Bewegungsvorgängen aktiv mitwirken kann.

Vorbereitung für den Notfall „Aufnahme einer schweren Patientin oder eines schweren Patienten“

Um nicht in einer Notfallsituation vor diversen ungeklärten Fragen und Problemen zu stehen, können sich Krankenhäuser
systematisch auf die Versorgung schwergewichtiger Patientinnen und Patienten vorbereiten. Zu berücksichtigen sind dabei
insbesondere drei Themenfelder:

1. Bauliche und technische Aspekte
2. Ausstattung der Einrichtung mit Hilfsmitteln
3. Organisationsfragen
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Bauliche Aspekte

In baulicher Hinsicht sind unter anderem folgende Fragen zu klären:

Insbesondere in Altbauten müssen Statikfragen geklärt werden: Bis zu welchem punktuellen Gewicht sind die Decken
belastbar? Das Bett hat in der Regel vier Auflagepunkte (Rollen), auf denen das gesamte Gewicht des Bettes inklusive
Patientin oder Patient lastet. Spezialbetten wiegen über 350 kg. Hinzu kommt das Patientengewicht, zum Beispiel 250 kg
zuzüglich Equipment am oder im Bett, Gesamtgewichte von 700 bis 900 kg (!!!) sind dann schnell erreicht.
Behindern Schwellen, Gitterroste oder andere Unebenheiten im Boden die Einlieferung schwergewichtiger Patientinnen und
Patienten in die Notaufnahme und den Weitertransport in andere Krankenhausabteilungen/-bereiche?
Sind die Bodenbeläge auf entsprechend schwere Pflegebetten und Hilfsmittel ausgelegt?
Reichen räumliche Abmessungen und die Tragkraft der Aufzüge, um die Patientinnen und Patienten – gegebenenfalls in
schweren Spezialbetten zusammen mit Hilfsmitteln, medizinischem Gerät und Begleitpersonen – in andere Stockwerke zu
bringen?

Gibt es in der Einrichtung Verkehrswege mit Gefälle, die mit der Patientin bzw. dem Patienten befahren werden müssen, um
zum Beispiel eine Funktionsabteilung erreichen zu können?

Reichen die Türbreiten und Kurvenradien im Gebäude aus, um extrabreite Spezialbetten sicher zu bewegen?

Bieten Patientenzimmer und Nasszellen genügend Bewegungs-, Stell- und Lagerflächen?

Sind die vorhandenen Geländer und Handläufe so stabil, dass sie gehfähigen schwergewichtigen Patientinnen und Patienten
sicheren Halt geben?

Welches Lastgewicht halten die in der Regel wandmontierten Toiletten aus? Hier sind vor allem die Frage der Montage oder
Verdübelung und die Art des Mauerwerkes zu beachten.

Bis zu welcher Aufstützlast halten Waschbecken und wandmontierte Haltegriffe/Stützklappgriffe, ohne aus der Wand zu
brechen?

Ausstattung

Für die Versorgung schwergewichtiger Patientinnen und Patienten müssen sämtliche relevanten Einrichtungsgegenstände, Geräte
und Hilfsmittel hinsichtlich ihrer sicheren Arbeitslast (maximale Belastbarkeit) überprüft werden. Das ermittelte Gewicht sollte
deutlich auf den Gegenständen vermerkt werden. So kann jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter sofort entscheiden, ob sie bzw.
er das Hilfsmittel einsetzen kann.

Hinsichtlich der Einhaltung der sicheren Arbeitslast ist nicht nur das Gewicht der Patientin bzw. des Patienten zu berücksichtigen,
sondern zum Beispiel bei Betten auch das Gewicht der Matratze und von Anbauteilen wie z. B. Seitensicherungen,
Infusionsständer, Antidekubitusmatratze mit Motor.
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Technische Hilfsmittel

Technische Hilfsmittel sind bei der Versorgung nicht gehfähiger schwergewichtiger Menschen im Krankenhaus unverzichtbar.

Lifter helfen zum Beispiel beim sicheren Umlagern oder Umsetzen der Patientinnen und Patienten oder beim Aufheben vom
Boden, wenn jemand gestürzt ist. Mobile Lifter sind hier flexibel einsetzbar. Fest installierte Deckenliftersysteme sind
allerdings vorzuziehen, da sie keine Stellfläche benötigen und das schwierige Manövrieren des Lifters mit Patientin und
Patient entfällt.

Mobile Aufstehhilfen unterstützen das Umsetzen von Patientinnen und Patienten von der Bettkante in den Roll- oder
Toilettenstuhl. Zudem erleichtern sie das Anziehen der Kleidung.

Schiebehilfen für Betten, sogenannte Mover, sind spezielle Flurförderzeuge. Die Betten werden statt mit Muskelkraft mit
Motorkraft bewegt.

Kleine Hilfsmttel

Ergänzend unterstützen kleine Hilfsmittel das Bewegen der Patientinnen und Patienten.

Gleitmatten/Gleittücher/Gleittunnel reduzieren den Reibungswiderstand beim Positionieren der Patientinnen und Patienten
im Bett, zum Beispiel beim Höherlagern. Das verringert die Belastung für die Beschäftigten und die Patientinnen und
Patienten.
Rollbretter helfen dabei, Patientinnen und Patienten zum Beispiel von einer Trage ins Bett sicher horizontal umzulagern.
Antirutschmatten bieten den Patientinnen und Patienten Halt, wenn sie sich mit den Fersen auf der Matratze abdrücken, um in
Richtung Kopfende zu rutschen.

Krankenhäusern ist zu empfehlen, mindestens ein Pflegezimmer – möglichst im Erdgeschoss – präventiv für die Versorgung
schwergewichtiger Patientinnen und Patienten vorzubereiten. Dort sollte ein besonders leistungsfähiger Deckenlifter installiert
sowie ein ausreichend dimensioniertes Pflegebett und weitere geeignete Hilfsmittel bereitgestellt werden. Rollstühle und
Rollatoren gibt es selbst in Übergrößen auch in zusammenfaltbarer Ausführung. So lassen sie sich bei Platzmangel zusammen mit
den relevanten kleinen Hilfsmitteln in Schränken verstauen.

Des Weiteren sollte Kontakt zu Anbietern von Medizinprodukten für Schwergewichtige aufgenommen werden. Wenn dann im
Akutfall noch Hilfsmittel fehlen, kann das benötigte Material kurzfristig nachgekauft oder gegebenenfalls auch gemietet werden.
Schließlich kann es vorkommen, dass ein Hilfsmittel innerhalb von Stunden beschafft werden muss, um keine Gefährdungen der
Patientin oder des Patienten oder der Beschäftigten durch ungeeignete Hilfsmittel zu riskieren. Das ist auch rechtlich relevant:
Wenn eine Pflegekraft etwa eine Patientin bzw. einen Patienten in einen Rollstuhl mit zu geringer sicherer Arbeitslast setzt, wendet
sie dieses Medizinprodukt entgegen seiner Zweckbestimmung an. Knickt der Rollstuhl unter dem Gewicht zusammen und verletzt
sich die Patientin bzw. der Patient dabei, kann das zivil- und strafrechtliche Folgen haben.
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Bei der Auswahl der Hilfsmittel kommt es neben der Arbeitslast häufig noch auf weitere Faktoren an. Bei Betten für die Pflege
Schwergewichtiger beispielsweise sollte die Liegefläche 120 bis 150 cm breit sein, damit die Patientin bzw. der Patient genügend
Platz hat, sich auf die Seite zu drehen. Die elektrische Verstellbarkeit, die schon bei regulären Pflegebetten wichtig ist, ist hier
unverzichtbar. Auch eine integrierte Wiegevorrichtung kann nützlich sein, um der Patientin bzw. dem Patienten und den
Beschäftigten im Pflegealltag den Transfer auf die Waage zu ersparen.

Die Einsatzmöglichkeiten und die sichere Arbeitslast von kleinen und großen Hilfsmitteln können in der „Hilfsmitteldatenbank“
nachgeschaut werden.

Organisatorisches

Weitere Vorkehrungen sind auf organisatorischer Ebene zu treffen:

Beschriftung der Hilfsmittel und Einrichtungsgegenstände
Führen einer Inventarliste, aus der auch die sichere Arbeitslast der unterschiedlichen Hilfsmittel hervorgeht
Erstellung einer Handlungsanweisung/Leitlinie für die Aufnahme schwergewichtiger Patientinnen und Patienten
Regelmäßige Unterweisung der Beschäftigten in der Nutzung der vorhandenen Hilfsmittel sowie in geeigneten Bewegungs-
und Transferkonzepten, wie z. B. Kinästhetics
Klärung, ob es einen geeigneten mobilen Lifter gibt, der in der Lage ist, eine schwere Patientin bzw. einen schweren Patienten,
die oder der gestürzt ist, vom Fußboden aufzuheben
Evakuierung der schwergewichtigen Patientin bzw. des schwergewichtigen Patienten im Brandfall: 
In welchem Stockwerk befindet sich das Patientenzimmer? Da die Aufzüge in der Regel nicht genutzt werden können, muss
die „manuelle“ Evakuierung über ein Treppenhaus in Erwägung gezogen werden. Kann die Feuerwehr ggf. das Zimmer von
außen mit einer Drehleiter erreichen, und wenn ja, bis zu welchem Gewicht ist das Ausleitern möglich?
Bei Aufnahme einer schwergewichtigen Patientin bzw. eines schwergewichtigen Patienten sind der Dienstplan und die
Arbeitsabläufe den Erfordernissen anzupassen. Es muss jederzeit ausreichend Personal vorhanden sein, um die Patientin
bzw. den Patienten sicher zu versorgen. Zu berücksichtigen ist dabei auch, dass Untersuchungen, Behandlungen und
Pflegetätigkeiten bei stark schwergewichtigen Menschen in der Regel länger dauern.

Psychische Belastung

Insbesondere bei fehlender oder unzureichender Ausstattung kann die Versorgung adipöser Patientinnen und Patienten aufgrund
der außergewöhnlichen Pflegesituation auch zu psychischen Belastungen führen. Vorbeugen können neben den schon genannten
baulichen technischen und organisatorischen Vorkehrungen auch gezielte Schulungen zum Thema Adipositas.

Empfehlung zur Vorgehensweise für die Bearbeitung des Themas

Die systematische Vorbereitung eines Krankenhauses auf schwergewichtige Patientinnen und Patienten beginnt am besten mit
einer systematischen Analyse der Situation vor Ort. Anhand der oben aufgeführten Kriterien lässt sich ermitteln, bis zu wie viel
Kilogramm Körpergewicht Patientinnen und Patienten derzeit adäquat versorgt werden können.

Hieraus lassen sich die notwendigen Maßnahmen ableiten, die umgesetzt werden müssen, um im Bedarfsfall höhergewichtige
Patientinnen und Patienten zu versorgen.

Ferner sollte auch ein Notfallplan für den Fall bestehen, dass eine Patientin bzw. ein Patient eingeliefert wird, die oder der mit der
vorhandenen Ausstattung nicht sicher versorgt werden kann.

Es empfiehlt sich, in diesem Prozess auch die externen Kooperationspartner wie Feuerwehr, Rettungsdienst, Krankentransporte
und externe Diagnostikeinrichtungen mit einzubeziehen.
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Im Gesundheitswesen werden in verschiedenen Bereichen unterschiedliche künstliche Strahlungen zu diagnostischen und
therapeutischen Zwecken eingesetzt. Bei ihrer Anwendung können neben den beabsichtigten Wirkungen in unterschiedlicher
Weise Gefährdungen sowohl für Patientinnen und Patienten als auch für Beschäftigte auftreten. Das gilt insbesondere für
sogenannte ionisierende Strahlungen. Davon spricht man, wenn Strahlungen so energiereich sind, dass bei ihrem Durchgang
durch Materie Atome oder Moleküle aufgespalten (ionisiert) werden. In der Medizintechnik weit verbreitet sind vor allem Röntgen-
und Gamma-Strahlung, eine bestimmte radioaktive Strahlung. Um die damit verbundenen Risiken so gering wie möglich zu halten,
sind bestimmte organisatorische, technische und persönliche Schutzmaßnahmen erforderlich, die unter dem Begriff
Strahlenschutzorganisation zusammenzufassen sind. 

Einsatz ionisierender Strahlung 

1.1. Röntgenverfahren

Klassische Röntgen- und computertomografische Untersuchungen (CT) werden als bildgebende Diagnoseverfahren mit
Röntgenstrahlung durchgeführt. Bei den meisten dieser Untersuchungen verlassen Beschäftigte während der Aufnahmen den
sogenannten Kontrollbereich, in dem während der Aufnahme eine gewisse Intensität an Röntgenstrahlung auftritt, und steuern die
Abläufe aus einem Bedienraum, der gegen Strahlung abgeschirmt ist. Auch beim Einsatz mobiler Röntgengeräte (z. B. bei nicht
transportablen Patientinnen und Patienten im Intensivbereich) muss der gerätespezifisch definierte Kontrollbereich für den
Moment der Aufnahme von Beschäftigten möglichst verlassen werden. 
Allerdings gibt es im medizinischen Alltag etliche Situationen, in denen Beschäftigte Röntgenstrahlen ausgesetzt sind, z. B.:

bei Hilfeleistung am an der Patientinnen und Patientin bzw. Patienten während der Untersuchung (stützen, festhalten,
beruhigen)
bei einer Vielzahl an invasiven Untersuchungen und Behandlungen, die an Patientinnen und Patienten unter Röntgenkontrolle
durchgeführt werden (div. kardiologische und andere endoskopische Untersuchungen und Eingriffe, chirurgische Eingriffe
unter Röntgenkontrolle)

Dabei arbeitet medizinisches Personal unmittelbar am oder im Strahlenfeld. Auch wenn die eingesetzten Strahlendosen im Verlauf
der technischen Entwicklung immer geringer geworden sind und moderne Geräte Strahlung gezielter aufbringen und
Streustrahlung vermeiden können, muss wegen der hohen Zahl an durchgeführten Untersuchungen und Eingriffen die Dauer- bzw.
Gesamtbelastung so gering wie möglich gehalten werden.

Neben den radiologischen Abteilungen, die hauptsächlich bildgebende Diagnoseverfahren u. a. mit Röntgenstrahlung
durchführen, wird diese typisch auch in der Kardiologie, Urologie, Chirurgie sowie in OP-Bereichen eingesetzt.

1.2. Nuklearmedizin

In der Nuklearmedizin werden vor allem diagnostische, manchmal auch therapeutische Verfahren mit so genannten offenen
Radionukliden durchgeführt. Dabei handelt es sich um radioaktive Substanzen, die aufbereitet als Arzneimittel
(Radiopharmakum) in den Körper eingebracht werden. Ihre Strahlung kann mit entsprechenden Anlagen von außen präzise
gemessen werden und erlaubt so ein bildgebendes Verfahren zur Untersuchung von Körpergewebe, besonders von den dort
ablaufenden Stoffwechselprozessen (z. B. Organfunktionen). Häufig angewandte Diagnoseverfahren sind Szintigrafie, Positronen-
Emissions-Tomografie (PET) und SPECT. Auf ähnliche Weise können auch therapeutische Wirkungen an bestimmten Zielgeweben
erzielt werden (z. B. Radiojodtherapie bei Schilddrüsenerkrankungen). Risiken ergeben sich in der Nuklearmedizin durch den
Umgang mit den Strahlenquellen, mit denen in der Regel kurz vor Verabreichung die pharmazeutisch vorbereiteten
Radiopharmaka „aufgeladen“ werden (häufig Gamma-Strahler), sowie beim Transport und bei der Verabreichung der
Radiopharmaka, z. B. auf sogenannten Therapiestationen, in denen sich Patientinnen und Patienten nach der Verabreichung
einige Tage aufhalten müssen, bis die verabreichte Strahlung abgeklungen ist.

1.3. Strahlentherapie

Darunter werden therapeutische Verfahren mit unterschiedlichen ionisierenden Strahlungen verstanden (häufig sogenannte
Gamma-Strahlung oder Elektronenstrahlung, selten auch andere Teilchenstrahlung). Diese Strahlungen werden entweder von
außen auf den Körper aufgebracht (Teletherapie) oder es werden gekapselte Strahler gezielt in den Körper an den Stellen
eingebracht, an denen die Strahlenbehandlung stattfinden soll (Brachytherapie). Auch diese Verfahren fallen unter die
Strahlenschutzverordnung.

Relevante Rechtsgrundlage für die Sicherheit bei der Anwendung ionisierender Strahlung ist in allen drei genannten Bereichen das
Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strahlenschutzgesetz – StrlSchG), das durch die
Verordnung zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strahlenschutzverordnung - StrlSchV) konkretisiert

wird.
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Einsatz von nicht ionisierenden Strahlungen im Krankenhaus

Auch andere künstlich erzeugte Strahlungen werden im Gesundheitswesen eingesetzt, z. B. elektromagnetische Strahlung,
Laserstrahlung, UV- und Infrarotstrahlung, Mikro- und Ultraschallwellen. In vielen Fällen können diese Strahlungen aufgrund ihrer
Wirksamkeit auch zu Nebenwirkungen an der Patientin bzw. am Patienten und Verletzungs- oder Gesundheitsrisiken für
Beschäftigte führen. Daher muss die Anwendung immer in einer Gefährdungsbeurteilung erfasst und es müssen Maßnahmen
definiert werden, die sicheres Arbeiten möglich machen. Darüber hinaus gibt es für zwei verbreitete, nicht ionisierende
strahlengestützte Verfahren einen bestimmten Rechtsrahmen, der in der Sicherheitsorganisation eines Krankenhauses zu
berücksichtigen ist, auch wenn diese Themengebiete klassisch nicht unter „Strahlenschutz“ verstanden werden.

2.1. Magnetresonanztomografie (MRT)

Für dieses bildgebende Diagnoseverfahren kommt starke
elektromagnetische Strahlung zum Einsatz, die im MRT-
Gerät unter Einsatz von elektrischer Energie und Helium
als Kühlmittel produziert wird. Damit sind spezifische
Risiken verbunden, besonders durch die starke
Anziehung von magnetischen Metallteilen, die nicht in
die Nähe des MRT-Gerätes gelangen dürfen, und durch
den Einsatz von Helium, das bei Betriebsstörungen im
Notfall schnell abgelassen werden muss, ohne dass
dadurch Patientinnen und Patienten oder Beschäftigte
gefährdet werden. Unter Strahlenschutzgesichtspunkten
sind MRT-Verfahren jedoch weniger kritisch als z. B.
röntgengestützte Verfahren, weil starke Magnetfelder
zwar durchaus bestimmte physiologische Wirkungen
haben können, aber bisher keine schädigenden
Wirkungen von Magnetfeldern am Menschen festgestellt
wurden. In Bezug auf alle auftretenden Gefährdungen
müssen bestimmte Arbeitsbedingungen eingehalten
werden, die in der Verordnung zum Schutz der Beschäftigten vor Gefährdungen durch elektromagnetische Felder
Arbeitsschutzverordnung zu elektromagnetischen Feldern - EMFV) zusammengefasst werden.

2.2. Laserverfahren

Laserstrahlung ist eine hochenergetische optische
Strahlung. Sie wird im Gesundheitswesen vielfältig
eingesetzt, vor allem zum Abtragen, Abscheiden und
Verdampfen von Körpergewebe im Rahmen von
chirurgischen Eingriffen. Die Eindringtiefe von
Laserstrahlung in Materie ist eher gering, sodass nur an
der Körperoberfläche gearbeitet werden kann.
Dementsprechend sind Risiken durch Laserstrahlung vor
allem für Haut und Augen gegeben, bei
hochenergetischen Geräten kann es aber auch zu tieferen
Gewebezerstörungen kommen. Lasergeräte werden nach
DIN EN 60 825-1 „Sicherheit von Laser-Einrichtungen; Teil
1: Klassifizierung von Anlagen, Anforderungen und
Benutzerrichtlinien“ abhängig von der Intensität und den
damit verbundenen Risiken in Laserklassen von 1 bis 4
eingeteilt. Medizingeräte unterliegen in der Regel den
Klassen 3 und 4, mit denen bestimmte
Schutzmaßnahmen verknüpft sind. Neben
grundsätzlichen Anforderungen wie sichere Gerätegestaltung, möglichst weitgehender Schutz vor Streustrahlung usw. sind das
vor allem der Einsatz von Laserschutzbeauftragten und spezifische Vorsorgen. Rechtsgrundlage dafür sind die
Arbeitsschutzverordnung zu künstlicher optischer Strahlung – OstrV und die dazugehörige Technische Regel optische Strahlung

(TROS) Laserstrahlung.
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Strahlenschutzorganisation im Krankenhaus

Die Risiken beim Einsatz ionisierender Strahlung werden grundsätzlich relativ hoch eingeschätzt. Die Gefahr, dass es beim
Umgang mit ionisierender Strahlung zu akuten Strahlenschäden bei Beschäftigten kommen kann, ist zwar gering. Aber auch durch
sehr geringe Belastungen, die über viele Jahre immer wieder auftreten, kann es zu Langzeitschäden vor allem im Hinblick auf
strahleninduzierte Krebserkrankungen kommen. Sobald Verfahren angewendet werden, die unter die Strahlenschutz- oder
Röntgenverordnung fallen, müssen daher bestimmte Vorgaben eingehalten werden, die u. a. von der staatlichen
Arbeitsschutzaufsicht kontrolliert werden.

3.1. Strahlenschutzverantwortliche und Strahlenschutzbeauftragte

Nach Strahlenschutzgesetz § 69 ist die Unternehmerin bzw. der Unternehmer selbst bzw. eine vertretungsberechtigte Person als
Strahlenschutzverantwortliche bzw. Strahlenschutzverantwortlicher zu benennen. Im Krankenhaus ist das in der Regel die bzw.
eine Geschäftsführerin oder der/ein Geschäftsführer. Sie bzw. er trägt damit die Gesamtverantwortung für den Einsatz von
ionisierenden Strahlungen und die damit verbundenen Schutzmaßnahmen. Unter anderem muss sie bzw. er
Strahlenschutzbeauftragte in allen relevanten Bereichen ernennen, die für die „Leitung oder Beaufsichtigung einer
[strahlenschutzrelevanten] Tätigkeit“ zuständig sind, „soweit es für die Gewährleistung des Strahlenschutzes bei dieser Tätigkeit
notwendig ist.“ Im Krankenhaus muss es sich dabei um Ärztinnen bzw. Ärzte handeln, die in der Lage sind, die fachliche
Verantwortung für die Abläufe vor Ort zu tragen. Dafür müssen sie eine entsprechende Fachkunde erwerben und regelmäßig
auffrischen. Es muss darauf geachtet werden, dass auch bei Personalwechsel im ärztlichen Dienst und neben den vielfältigen
weiteren ärztlichen Aufgaben die Funktion der bzw. des Strahlenschutzbeauftragten in den relevanten Bereichen besetzt und aktiv
ist. In der Regel sind sie u. a. für die Strahlenschutzanweisung und die Strahlenschutzunterweisung zuständig (s. u.), aber auch für
alle anderen praktischen Strahlenschutzmaßnahmen.

Die oder der Strahlenschutzverantwortliche und die oder der Strahlenschutzbeauftragte haben bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben mit dem Betriebsrat oder dem Personalrat und den Fachkräften für Arbeitssicherheit zusammenzuarbeiten.

3.2. Strahlenschutzanweisung

Eine solche muss nach § 45 StrlSchV in der Verantwortung der bzw. des Strahlenschutzverantwortlichen erstellt werden, für
herkömmliche Röntgenanlagen allerdings nur auf behördliche Anweisung . Sie enthält alle Regelungen zum Strahlenschutz, zu
Betriebsabläufen, Dosimetrie, Betriebsdokumentationen, Anlagenprüfung und wartung, Unfällen und Betriebsstörungen.

3.3. Strahlenschutzunterweisung

Wegen der vergleichsweise hohen Risiken auch und gerade im Langzeitumgang mit ionisierender Strahlung müssen mindestens
jährlich strahlenschutzbezogene Unterweisungen dokumentiert durchgeführt werden (§ 63 StrlSchV).

3.4. Dosimetrie

Nach § 35 64 StrlSchVRöV muss an allen „Personen, die sich aus in einem Strahlenschutzbereich [hier entspricht das dem
Kontrollbereich]anderen Gründen als zu ihrer ärztlichen oder zahnärztlichen Untersuchung oder Behandlung im Kontrollbereich
aufhalten“, die aufgenommene Strahlendosis (Körperdosis) gemessen und dokumentiert werden. Daher muss sichergestellt sein,
dass alle im Kontrollbereich eingesetzten Beschäftigten Dosimeter tragen (in der Regel an der Körpervorderseite unter der
Röntgenschutzkleidung, bei bestimmten Verfahren auch als Ringdosimeter am Finger einer Hand). Diese werden regelmäßig (in
der Regel monatlich) zur Auswertung an zugelassene Messstellen eingeschickt. Damit wird überprüft, dass bestimmte,
körperteilbezogene Jahresdosen und eine maximale Lebensdosis nicht überschritten werden. Erhebliche Überschreitungen der
zugelassenen Strahlendosen sind in der Praxis eines üblichen Krankenhausbetriebes sehr selten. Die Ergebnisse müssen
archiviert und mindestens jährlich der zuständigen Betriebsärztin bzw. dem zuständigen Betriebsarzt zur Verfügung gestellt
werden, damit die Ergebnisse in der Strahlenschutzuntersuchung berücksichtigt werden können. Beruflich strahlenexponierte
Personen sind unter einer persönlichen Kennnummer im Strahlenschutzregister geführt, welches beim Bundesamt für
Strahlenschutz BfS besteht. Wenn Beschäftigte im Krankenhaus erstmals beruflich strahlenexponiert sind, ist das Haus für die
Anmeldung dort zuständig.
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3.5. Arbeitsmedizinische Vorsorge

Nach § 77 StrlSchV darf eine beruflich strahlenexponierte Person, die sich regelmäßig während einer Durchleuchtung im
Kontrollbereich einer Röntgenanlage in der Nähe des Strahlenganges aufhält (Kategorie A nach § 71 StrlSchV), dort Aufgaben nur
wahrnehmen, wenn sie innerhalb eines Jahres vor Beginn der Aufgabenwahrnehmung von einer dazu ermächtigten Ärztin bzw. von
einem dazu ermächtigten Arzt untersucht worden ist und der oder dem Strahlenschutzverantwortlichen eine von dieser ärztlichen
Fachkraft ausgestellte Bescheinigung vorliegt, nach der der Aufgabenwahrnehmung keine gesundheitlichen Bedenken
entgegenstehen. Diese Untersuchung ist jährlich zu wiederholen. In die Kategorie A fällt z.B. ärztliches und Assistenzpersonal, das
in der interventionellen Radiologie, in der Chirurgie oder Kardiologie bei Untersuchungen oder Behandlungen unter
Durchleuchtung regelmäßig unmittelbar am Patienten beschäftigt ist. Der Strahlenschutzverantwortliche hat über die zuständigen
Strahlenschutzbeauftragten dafür zu sorgen, dass stets ein aktueller Überblick über die Beschäftigten besteht, für die das zutrifft.

3.6. Anlagensicherheit

Aus medizintechnischer Sicht gibt es eine Vielzahl von Bestimmungen, die bei Planung, Bau und Betrieb von
strahlenschutzrelevanten Anlagen und Geräten eingehalten werden müssen. Das betrifft die Raumbeschaffenheit (z.B.
abgeschirmte Betriebsräume von Röntgengeräten), die sichere Versorgung mit Energie- und Betriebsstoffen sowie die sichere
Steuerung, außerdem umfangreiche Melde-, Dokumentations- und regelmäßige Prüfvorgaben. Diese werden in der Regel durch die
medizintechnische Abteilung eines Krankenhauses durchgeführt bzw. koordiniert.

3.7. Technische Schutzausrüstung

Bei Geräten, an denen im Kontrollbereich bzw. unter Durchleuchtung gearbeitet wird, tragen Konstruktion und Gestaltung viel dazu
bei, ob, wo und wie viel Strahlung außerhalb der vorgesehenen Nutzwirkung auf Patientinnen und Patienten sowie Beschäftigte
wirkt. Strahlendosen, die Steuerbarkeit der vorgesehenen Wirkung und die Qualität der Abschirmung werden ständig optimiert.
Allerdings sind die Standzeiten komplexer medizintechnischer Geräte wegen der sehr hohen Investitionssummen oft lang. Daher
kann nicht davon ausgegangen werden, dass ein betriebenes Gerät immer den aktuell bestmöglichen Stand der Anlagensicherheit
hat.

Unter Umständen kommen arbeitsschutzbezogene Nachrüstungen an Geräten infrage, wie z. B. verbesserte Abschirmungen für
Bereiche, in denen Beschäftigte bei Eingriffen unter Durchleuchtung regelmäßig Streustrahlungen ausgesetzt sind.

Außerdem gibt es mobile Abschirmungen wie Bleiglasscheiben und Vorhänge, die eingesetzt werden können, um die
Strahlenbelastung für Beschäftigte zu minimieren.

3.8. Persönliche Schutzausrüstung

Üblich und unvermeidbar ist der Einsatz von Röntgenschutzkleidung, die auch im Bereich der Nuklearmedizin und
Strahlentherapie Verwendung findet. In Abhängigkeit von Strahlenart und ‑dosis werden Bleischürzen getragen, außerdem
verfahrensabhängig Schilddrüsenschutz bzw. Schutzhandschuhe sowie Röntgenschutzbrillen oder ‑visiere. Diese
Schutzausrüstung ist unvermeidlich, trägt aber durch Gewicht und Trageeigenschaften zu Belastungen der Beschäftigten nicht
unerheblich bei. Das Tragen von Strahlenschutzkleidung muss daher immer in der Gefährdungsbeurteilung Berücksichtigung
finden.
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Jeder Betreiber (Arbeitgeber/Unternehmer) ist verpflichtet, Sicherheit und Gesundheitsschutz seiner Beschäftigten beim Betreiben
von Getränkeschankanlagen zu gewährleisten. Ebenso sind Hygienevorschriften zu beachten. Für leitungsgebundene
Wasseranlagen (Abb. 1) gelten neben dem Arbeitsschutzgesetz und der Betriebssicherheitsverordnung vor allem die Regel
„Errichtung und Betrieb von Getränkeschankanlagen“ ( DGUV Regel 110-007, bisher BGR/GUV-R 228), die Lebensmittelhygiene-
Verordnung sowie zahlreiche DIN-Normen.

Da die Umsetzung der geltenden Vorschriften oftmals komplex ist, haben wir in diesem
Merkblatt die wichtigsten Hinweise und Tipps zum sicheren und hygienegerechten Betreiben
für Sie zusammengestellt.

Sicherheitstechnische Maßnahmen

Insbesondere wegen der Erstickungsgefahr durch unkontrolliert austretende Gase (z. B.
Kohlenstoffdioxid – CO2) müssen Sie über die allgemeinen Sicherheitsbestimmungen hinaus
für geeignete technische und organisatorische Schutzmaßnahmen sorgen.

Geeignete Maßnahmen zum Personenschutz in Räumen sind entweder

eine ausreichende natürliche Be- und Entlüftung der Räume bzw. ein ausreichendes
Raumvolumen (Beispiel: für eine 10-kg-CO2-Flasche mind. 170 m³ Raumvolumen, für eine

6-kg-CO2-Flasche ca. 100 m³ Raumvolumen) oder

der Einbau einer technischen Lüftung mit mind. zweimaligem Luftwechsel pro Stunde
oder
die Überwachung der Gas-Konzentration mit einer Gaswarnanlage nach DIN 6653-2.

Lassen Sie sich bei Bedarf von Fachfirmen beraten!

Beachten Sie weiterhin:

Das Aufstellen bzw. Entleeren von Druckgasflaschen in Treppenräumen, Fluren oder
Durchgängen ist grundsätzlich verboten.
Der Aufstellraum mit der zum Entleeren angeschlossenen Druckgasflasche ist mit dem Warnzeichen W029 „Warnung vor
Gasflaschen“ zu kennzeichnen (Abb. 2).
Alle gefährdeten Räume und Bereiche sind mit einem entsprechenden Warnhinweis - Erstickungsgefahr - zu kennzeichnen
(Abb 3.)
In der Nähe der Druckgasflaschen ist eine „Anweisung für Anschluss und Wechsel der Druckgasflaschen in
Getränkeschankanlagen“ anzubringen.
Beauftragen Sie Beschäftigte nur mit Tätigkeiten, für die diese ausreichend qualifiziert sind.
Unterweisen und sensibilisieren Sie die Beschäftigten entsprechend den zu erwartenden Gefährdungen. Informieren Sie über
erforderliche Schutzmaßnahmen, z. B. beim Wechseln der Druckgasflaschen und der Getränkebehälter, sowie über das
Verhalten beim Alarmauslösen der Gaswarnanlage.
Unterweisen Sie die Beschäftigten vor und nach Aufnahme der Tätigkeit mindestens einmal jährlich und dokumentieren Sie
alle Unterweisungen.
Führen Sie regelmäßig Sichtkontrollen auf augenscheinliche Mängel durch (Kontrolle der Gasleitungen, der lösbaren
Verbindungsstellen, bei Vorhandensein die Betriebsbereitschaft der Lüftungsanlage oder der Gaswarnanlage).
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Abb. 2: Warnzeichen W029 „Warnung vor Gasflaschen“

Abb. 3: Warnzeichen „Erstickungsgefahr“

 

Prüfungen
Getränkeschankanlagen müssen durch „zur Prüfung befähigte Personen“ sicherheitstechnisch geprüft werden. Hierbei wird
untersucht, ob die sicherheitstechnisch erforderlichen Bauteile vorhanden und funktionsfähig sind (z. B. Sicherheitsventil am
Druckminderer, technische Maßnahmen zum Personenschutz). Durch die Prüfungen sollen Beschädigungen sowie Mängel
rechtzeitig erkannt und behoben werden, damit es während des Betriebes nicht zu gefährlichen Situationen wie z. B.
unbeabsichtigtem Gasaustritt kommen kann.
Zur Prüfung befähigte Personen für die sicherheitstechnische Prüfung von Getränkeschankanlagen sind Fachkräfte, die z. B.
nach dem Grundsatz DGUV Grundsatz 310-007 (bisher BGG/GUV-G 968) ausgebildet worden sind. Informieren Sie sich im
Zweifelsfall über ihre Qualifikation.
Prüfungen sind vor erstmaliger Inbetriebnahme sowie wiederkehrend erforderlich. Nach dem derzeitigen Stand der Technik ist
eine Frist von zwei Jahren angemessen.
Die Ergebnisse der Prüfungen sind zu dokumentieren, z. B. in der Prüfbescheinigung DGUV Grundsatz 310-008 (bisher
BGG/GUV-G 969).
Die Durchführung der Prüfungen haben Sie als Unternehmer zu veranlassen.

Haben Sie bereits alle erforderlichen Maßnahmen zum Personenschutz durchgeführt?

Dann müsste Ihre Gefährdungsbeurteilung, die ebenfalls gesetzlich vorgeschrieben ist, die oben genannten Schutzmaßnahmen
beinhalten.

Hygienische Voraussetzungen

Sie müssen gewährleisten, dass die mit der Getränkeschankanlage in Berührung kommenden Getränke nicht durch
Mikroorganismen, Verunreinigungen, untypische Gerüche o. Ä. nachteilig beeinflusst werden können. Deshalb sind
Getränkeschankanlagen zu reinigen und zu desinfizieren:

vor der ersten Inbetriebnahme,
vor und nach einer Betriebsunterbrechung von z. B. einer Woche,
mindestens einmal täglich die mit Getränk und Luft in Berührung kommenden Teile (z. B. Zapfhahn, Auslauftülle).

Die Reinigungs- und Desinfektionsintervalle ergeben sich aus den Angaben der Getränke- bzw. Gerätehersteller und/oder dem
spezifischen Bedarf (z. B. hygienische Umgebungsbedingungen, Art des Reinigungsverfahrens, Ausstoß, Schankpausen). Falls der
Bedarf nicht ermittelt wurde und keine Vorgaben verfügbar sind, sind Wasser- bzw. Tafelwasseranlagen mindestens alle 90 bis
180 Tage zu reinigen und zu desinfizieren. Die Reinigung und Desinfektion ist von demjenigen zu bescheinigen, der die Reinigung
durchgeführt hat (z. B. Betreiber oder Fachfirma). Die Dokumentation der Reinigung und Desinfektion ist an der Betriebsstätte zu
hinterlegen.
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Unterweisungen sind wichtiger Bestandteil des Arbeitsschutzes. Damit Beschäftigte Sicherheits- und Gesundheitsgefährdungen
erkennen und entsprechend den vorgesehenen Maßnahmen auch handeln können, müssen sie auf ihre individuelle Arbeits- und
Tätigkeitssituation zugeschnittene Informationen, Erläuterungen und Anweisungen bekommen. Die Unterweisung ist ein wichtiges
Instrument, um Versicherten zu ermöglichen, sich sicherheits- und gesundheitsgerecht zu verhalten. 

Bedeutung der Unterweisung 

Die Unterweisung ist die auf den konkreten Arbeitsplatz oder Aufgabenbereich ausgerichtete Erläuterung und Anweisung des
Unternehmers für ein sicherheitsgerechtes Verhalten der Versicherten, die durch praktische Übungen ergänzt werden kann. § 12 
des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) fordert, dass die Beschäftigten während der Arbeitszeit ausreichend und angemessen
unterwiesen werden. Art und Weise sowie der Umfang einer Unterweisung müssen in einem angemessenen Verhältnis zur
vorhandenen Gefährdungssituation, der Komplexität der Schutzmaßnahmen und der Qualifikation der Beschäftigten stehen.

Die Unterweisung ist keine zusätzliche, von den Kernaufgaben losgelöste Führungsaufgabe. Vielmehr sollte sie in die
Arbeitsplanung und -organisation sowie in bestehende Arbeitsabläufe und Strukturen integriert werden. Beispielsweise kann
gleich bei der Pflegeplanung festgelegt und kommuniziert werden, welche Hilfsmittel bei den festgelegten Pflegetätigkeiten zu
verwenden sind.

Auch können Mitarbeitergespräche, Teambesprechungen, Arbeitsproben und Pflegevisiten zum Anlass genommen werden, mit
den Beschäftigten die notwendigen Schutzmaßnahmen zu besprechen.

Die bei Teambesprechungen und anderen Anlässen verwendeten Protokolle können auch zur Dokumentation der durchgeführten
Unterweisung verwendet werden.  Auf diese Weise reduziert sich der Durchführungs- und Dokumentationsaufwand für die
Unterweisungen erheblich. Es ist jedoch darauf zu achten, dass alle gefährdend tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erreicht
werden.

Unterweisungsanlässe

Die Beschäftigten sind vor Aufnahme der gefährdenden Tätigkeit und bei besonderen Anlässen zu unterweisen. Besondere
Anlässe können sein:

Neueinstellung oder Versetzung,
Veränderungen im Aufgabenbereich,
Veränderungen in den Arbeitsabläufen,
neue Arbeitsmittel oder Arbeitsstoffe,
neue Arbeitsverfahren,
Ergebnisse von Betriebsbesichtigungen,
Unfälle, Beinaheunfälle und sonstige Schadensereignisse.

Unterweisungsthemen und -inhalte

Die am Arbeitsplatz der Beschäftigten auftretenden Gefährdungen und damit die Unterweisungsthemen ergeben sich unmittelbar
aus der Gefährdungsbeurteilung für den jeweiligen Arbeitsplatz bzw. die jeweilige Tätigkeit.

Wichtige Unterweisungsthemen im Krankenhaus sind etwa:

Verhaltensregeln bei Unfällen
Vorbeugender Brandschutz, Verhalten im Brandfall
Hautschutz, Hautpflege, Tragen von Handschuhen
Infektionsgefährdung und -prophylaxe, Möglichkeiten der Immunisierung
Einsatz von Hilfsmitteln zum Bewegen und Lagern der Patienten
Umgang mit Gefahrstoffen und gefährlichen Arzneimitteln (z.B. Desinfektionsmittel, Narkosegase, Zytostatika)
Umgang mit elektrischen Betriebsmitteln sowie mit Maschinen

Die Unterweisung hat mindestens

die konkreten, arbeitsplatzbezogenen Gefährdungen,
die von den Versicherten zu beachtenden Schutzmaßnahmen,
die getroffenen Schutz- und Notfallmaßnahmen,
die einschlägigen Inhalte der Vorschriften und Regeln zu umfassen.

Hierfür sind Betriebsanleitungen von einzusetzenden Geräten und Maschinen sowie sonstige Betriebsanweisungen mit
einzubeziehen.
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Praktische Übungen

Bei Tätigkeiten, die besondere praktische Fähigkeiten und Fertigkeiten erfordern, sind die Unterweisungen um praktische
Übungen zu ergänzen. So muss beispielsweise der Umgang mit Hilfsmitteln zu Transfer und Lagerung von Patientinnen und
Patienten praktisch erlernt und geübt werden. Erst wenn sichergestellt ist, dass die Beschäftigten routiniert mit den Hilfsmitteln
umgehen können, haben sie das Rüstzeug für rückengerechtes Arbeiten.

Bei komplexeren Themen ist es zu empfehlen, die Unterweisung mit Schulungen oder Fortbildungen zu kombinieren. So können
Pflegekräfte etwa im Rahmen der Unterweisung angewiesen werden, kinästhetisch zu arbeiten, nachdem sie einen Kinästhetik-
Kurs absolviert und die Technik dort erlernt haben.

Auch beim Brandschutz, dem Umgang mit Gefahrstoffen, bei Infektionsgefährdungen und anderen umfassenden Themen ist eine
Kombination von Schulung (Vermittlung von Grundlagen) und Unterweisung (Arbeitsplatz- und tätigkeitsspezifische Aspekte,
Erteilung der Weisung) sinnvoll.

Umfang der Unterweisung

Bei der Unterweisung sollte ausreichend Wissen vermittelt werden, damit die Beschäftigten die Notwendigkeit der
Schutzmaßnahmen einsehen und diese bestimmungsgemäß umsetzen können. Aber: Nicht mehr

Es kommt nicht darauf an, dass jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter den Unterschied zwischen einer Wasser-in-Öl-Emulsion
und einer Öl-in-Wasser-Emulsion kennt und versteht. Es reicht zu wissen, wann welche Hautmittel in welcher Weise anzuwenden
sind. Überflüssige Informationen können die Beschäftigten verwirren und komplizieren den Vorgang der Unterweisung unnötig.

Für besonders interessierte Beschäftigte kann über die Unterweisung hinaus zusätzliches Informationsmaterial zur Verfügung
gestellt oder auf entsprechende Informationsquellen verwiesen werden.

Wiederholung der Unterweisung

Bei gleichbleibenden Gefährdungen ist die Unterweisung mindestens jährlich zu wiederholen, um die Unterweisungsinhalte den
Versicherten wieder in Erinnerung zu rufen und aufzufrischen. Ändern sich Gefährdungen oder Ergebnisse der
Gefährdungsbeurteilung, sind die Unterweisungsinhalte und die Unterweisungsintervalle anzupassen. Kürzere
Unterweisungsintervalle können sich aus speziellen Arbeitsschutzvorschriften ergeben, z. B. in § 29 Jugendarbeitsschutzgesetz,
wo eine halbjährliche Unterweisung gefordert wird.

Unterweisungen sollten auch dann wiederholt werden, wenn ein Beschäftigter sich erkennbar sicherheitswidrig und nicht mehr
gemäß der erteilten Unterweisung verhält. Dadurch lässt der Vorgesetzte erkennen, dass er auf der Einhaltung der
Schutzmaßnahmen besteht und auf Fehlverhalten reagiert.

Unterweisung als Führungsaufgabe

Unterweisung ist grundsätzlich eine Führungsaufgabe und die Verpflichtung obliegt dem Unternehmer. Da der Unternehmer, also
beispielsweise die Geschäftsführerin bzw. der Geschäftsführer einer Klinik, diese Aufgabe nicht für alle Beschäftigten selbst
wahrnehmen kann, kann diese Unternehmerpflicht auf zuverlässige und fachkundige Personen übertragen werden ( §13 ArbSchG).

Der Unterweiser muss den Arbeitsplatz und die Tätigkeiten des Unterwiesenen ebenso kennen wie die Ergebnisse und
Schutzmaßnahmen der Gefährdungsbeurteilung. Weiterhin muss er gegenüber dem Unterwiesenen weisungsbefugt sein, um der
Unterweisung die erforderliche Verbindlichkeit zu geben. Daher sollte die Unterweisungspflicht vom Unternehmer schriftlich auf
die Führungskräfte der einzelnen Arbeitsbereiche übertragen werden. Die Verantwortung für die Durchführung der Unterweisungen
bleibt jedoch beim Unternehmer. Das bedeutet, dass er sich von der ordnungsgemäßen Wahrnehmung der übertragenen
Aufgaben überzeugen muss.

Unterstützer

Führungskräfte sind zwar Fachleute in Bezug auf die Tätigkeiten in ihrer Abteilung, nicht jedoch in Sachen Arbeits- und
Gesundheitsschutz. Daher sollten sie sich von der Betriebsärztin/vom Betriebsarzt und der Fachkraft für Arbeitssicherheit bei der
Konzeption und Durchführung der Unterweisungen unterstützen lassen. Die Aufgaben und Leistungen dieser beiden
Arbeitsschutzexperten sind in den Anhängen 3 und 4 der DGUV Vorschrift 2 detailliert beschrieben.

In Abhängigkeit vom Unterweisungsthema können auch externe Berater und Fachleute, wie etwa die Feuerwehr, hinzugezogen
werden.
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Spezielle Unterweisungsthemen

Bei Unterweisungen nach der Biostoffverordnung und der Gefahrstoffverordnung ist nach den Vorgaben dieser Rechtsnormen die
Betriebsärztin bzw. der Betriebsarzt an der Unterweisung zu beteiligen. Nähere Informationen dazu finden Sie hier.

Besondere Personengruppen

Neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Beschäftigte in Leiharbeit oder beschäftigte von Fremdfirmen müssen sich im Betrieb und
an neuen Arbeitsplätzen erst zurechtfinden. Sie kennen sich nicht aus oder wissen nur wenig über den Arbeitsplatz oder die
Arbeitsabläufe im Betrieb. Bei einer Unterweisung müssen daher auch grundlegende Informationen und Verhaltensweisen zum
Arbeits- und Gesundheitsschutz vermittelt werden.

Junge Menschen oder Berufsanfänger können Gefährdungen oft nicht selbst aus eigener Erfahrung erkennen oder abwenden.
Zudem ist das Risikobewusstsein mitunter noch nicht sehr ausgeprägt. Dies erfordert besondere Sorgfalt und Aufmerksamkeit bei
der Unterweisung.

Stimmen Sie Inhalte, Dauer und Detailtiefe der Unterweisungen auf die jeweilige Zielgruppe ab. Achten Sie auf die Sprache. Bei
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die die deutsche Sprache kaum oder nur teilweise verstehen, können Dolmetscher, Bilder oder
Piktogramme als Unterweisungsmittel helfen. Unterweisungen können auch durch Betriebsanweisungen, durch praktische
Vorführungen oder durch Übungen an Arbeitsmitteln vertieft werden.

Arbeitnehmerüberlassung

Nach § 12 Arbeitsschutzgesetz trifft bei einer Arbeitnehmerüberlassung die Pflicht zur Unterweisung den Entleiher. Dies macht
auch Sinn, da der Verleiher die spezifischen Gefährdungen im Unternehmen des Entleiher (also etwa des Krankenhauses) nicht
kennen kann.

Die sonstigen Arbeitsschutzpflichten des Verleihers bleiben davon unberührt.

Erfolg von Unterweisungen

Ziel der Unterweisung ist die sicherheitsgerechte Arbeitsweise der Beschäftigten. Wie bei allen Weisungen wird das Ziel nur
erreicht, wenn die Weisung auch befolgt wird. Daher reicht es nicht, die Beschäftigten darauf hinzuweisen, dass sie sicheres
Schuhwerk oder eine Schutzbrille tragen sollen, es muss auch durchgesetzt werden.

Werden die Schutzmaßnahmen nicht eingehalten, sollte die Ursache hierfür sachlich ermittelt werden. Oftmals steht die
erforderliche Schutzausrüstung gar nicht zur Verfügung oder ein Arbeitsmittel ist nicht geeignet, um es gemäß Unterweisung zu
benutzen. In diesen Fällen muss nachgebessert werden.

Sind jedoch alle Voraussetzungen für das sicherheitsgerechte Arbeiten erfüllt, muss die Führungskraft die Einhaltung der
Schutzmaßnahmen durchsetzen. Nur so kann ein definiertes Schutz- und Sicherheitsniveau erreicht werden.

E-Learning

Eine Form, den Beschäftigten das erforderliche Wissen für eine sichere Arbeitsweise zu vermitteln, ist das sogenannte E-Learning.
Dabei kommt häufig spezielle Software zum Einsatz, mit Hilfe derer der Lernende sich die für seinen Arbeitsbereich relevanten
Kenntnisse in einem von der Software gesteuerten Selbstlernprozess aneignen kann. Je nach Programm kann der Lernerfolg am
Ende, etwa anhand von Schlüsselfragen, überprüft werden.

Der Vorteil des E-Learning's besteht darin, dass der Beschäftigte die einzelnen Kapitel selbständig durcharbeiten kann und im
Vorfeld Basiswissen erwirbt, wann immer er Zeit dazu findet. Dadurch ist die Methode zeitlich sehr flexibel.

Es muss den Arbeitsschutzverantwortlichen (Führungskräften) aber auch klar sein, dass das E-Learning ein Hilfsmittel zur reinen
Informationsvermittlung mit der Möglichkeit der Wissenskontrolle darstellt. Es bleibt in der Verantwortung des Unterweisers sich
davon zu überzeugen, dass die unterwiesene Person in der Lage ist das Erlernte bei seiner Arbeit praktisch umzusetzen.

Daneben ist es auch Aufgabe des Unterweisens, die Beschäftigen zu motivieren, sich sicherheitsgerecht zu verhalten und eine
verbindliche Weisung hinsichtlich der einzuhaltenden Schutzmaßnahmen auszusprechen. Die Einhaltung der Vorgaben muss
kontrolliert werden - etwa im Rahmen von Arbeitsproben -, wenn die Unterweisung  zum Erfolg führen soll. All dies kann eine
Software nicht leisten.

Anbieter von E-Learning Software zur Unterweisung können ihr Produkt beim Institut Arbeit und Gesundheit (IAG) der Deutschen
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) zertifizieren lassen. Nähere Informationen dazu finden Sie hier.

BÜT
Sicheres Krankenhaus | Bereichsübergreifende ThemenVerzeichnis

Unterweisungen

Gedruckt am: 08.05.2020 www.sicheres-krankenhaus.de       Seite 110



Dokumentation

Unterweisungen sind grundsätzlich zu dokumentieren. Dabei sollten Unterweisungsthema und -inhalte möglichst konkret
beschrieben werden. Dies kann beispielsweise dadurch erfolgen, dass man auf die verwendeten Unterweisungsgrundlagen (etwa
Betriebsanweisungen, Hautschutzpläne) verweist. Auf diese Weise lässt sich später nachvollziehen, welche Informationen den
unterwiesenen Personen konkret vermittelt wurden.

Lassen Sie die Teilnehmerinnen und Teilnehmer durch ihre Unterschrift bestätigen, dass sie an der Unterweisung teilgenommen
und den Inhalt verstanden haben. So können Sie gleichzeitig die Unterweisungen nachweisen und den Zeitpunkt der
Wiederholungsunterweisungen festlegen.

Arbeitshilfen zur Planung und Dokumentation der Unterweisungen finden Sie hier.
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